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Hinweise 


Von den verschiedensten Stellen ist eine 
wirklich ernsthafte und unvoreingenom- 
mene Diskussion über die Frage des Wehr- 
beitrags der Bundesrepublik geführt wor- 
den. Wir weisen besonders auf zwei Ver- 
öffentlichungen hin. 

Das Institut zur Förderung öffentlicher 
Angelegenheiten, Frankfurt a. M., hat 
einen Bericht über eine Arbeitstagung in 
Weinheim unter dem Titel „Bürger und 
Landesverteidigung“ herausgegeben, indem 
zwei Referate von Universitätsprofessor 
Dr. Weniger, Göttingen „Gesellschaftliche 
Probleme eines deutschen Beitrages zur 
europäischen Verteidigung“, und von Mi- 
nisterialrat Dr. Cartellieri, Bonn, „Recht- 
liche und organisatorische Probleme eines 
deutschen Verteidigungsbeitrags“ enthal- 
ten sind. Ferner findet sich ein vollständi- 
ger Bericht über ‘die Diskussion auf der 
Tagung, über die Arbeit der Ausschüsse 
und die Arbeitsergebnisse; schließlich sind 
Vorberichte zur Arbeitstagung aufgenom- 
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men von Wilhelm Cornides über „Euro- 
päische Sicherheit und Atlantikpakt“, von 
Helmut Bohn über „Organisationen ehe- 
maliger Soldaten außerhalb Deutsch- 
lands“ und von Friedrich Karl Vialon 
über das „Budget einer Europäischen Ver- 
teidigungsorganisation*. Im Anhang sind 
hinzugefügt der Wortlaut des Atlantik- 
pakts und das Kommunique& der Außen- 
minister über die Beratungen zur Europa- 
Armee vom 28. Januar 1952. 

Es handelt sich hier um einen Beitrag, 
der an das Grundsätzliche des ganzen 
Problems herangeht und, wie auch die 
Einleitung von Theodor Steltzer, dem 
Leiter des Instituts, besagt, eine Fortset- 
zung der Arbeit in Aussicht stellt. Jeden- 
falls trägt auch diese Publikation zur 
Klärung der brennenden Frage bei in 
einer durchaus sachlichen Diskussion des 
Verteidigungsproblems. 

Auch das Heft 10 der von Karl Rauch 
herausgegebenen Zeitschrift „Aussprache“ 
ist dem gleichen Thema gewidmet. 
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| ; handeln. Ich glaube, daß durch eine aufmerksame Lektüre aller in die- 


Politik der Bundesrepublik und eines vereinigten Deutschlands zur Rer- Ks 


damit de Probleme sind Fragen um Sein und Nicht 
‚sein unseres Volkes. ae 
- Es darf als feststehend bezeichnet werden, daß kein verden ilger Deut 
scher ea en Fu der schwebenden Fee und eine 


Duden — ein echtes Kind der Demokratie i ist. 
Die Geuppen Bud Oaenpideen die bisher für eine N 


blindheit unterstützten, sind ee durch die Sowjetunion selber. 
auf das empfindlichste desavouiert worden, so daß ihre Bemühungen. 


nicht einmal mehr im Sinne der Sowjets geschehen und diese Gruppen. 
völlig in der leeren Luft stehen. HR N 

Um zur Klärung unserer Schicksalsfrage beizutragen, habe ich das vor 
liegende Sonderheft herausgegeben. Außer an deutsche Mitarbeiter habe 
ich mich in erster Linie an Mitarbeiter aus der Schweiz, Holland und 
Schweden gewandt, die das Problem der Neutralität von allen Seiten be- 


sem Heft enthaltenen Aufsätze es jedem klar und realpolitisch Denken 7 
den deutlich werden wird, welcher Weg der einzig mögliche ist, den die, 


| 


tung unseres Volkes einzuschlagen hat. Ei 
Der Herausgeber 
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eurraliräe ist Nichtteilnahme an einem Krieg. Der Neutralitäts- 
vr: war ım Verlauf der Jahrhunderte stetigem’ Wechsel unterworfen, 
‚ hielt man doch noch im 18. Jahrhundert den Durchzug von Truppen 
‚oder die Belieferung eines kriegführenden Staates mit Kriegsmaterial, 


ja, sogar die Gestellung von Soldaten mit der Neutralität für verein- 


‘bar. Zunehmend wurde jedoch der Neutralitätsbegriff enger im Sinne. 
‚einer wirklichen Unparteilichkeit gegenüber den kriegführenden Parteien 


. gefaßt. Nach geltendem Völkerrecht hat sich der neutrale Staat nicht“ 


„nur jeder Kampfhandlung zu enthalten, sondern die Kriegführenden 
Fe ‚auch gleichmäßig zu behandeln. Diese Neutralität, wie ae Inden beiden 
eltkriegen die Schweiz allerdings auf Grund eines besonderen inter- 
nationalen Status einnahm, wird als „integrale“ bezeichnet und löst 
‚völkerrechtlich die Neutralitätsfolgen Aus, 
Daneben hat sich die sogenannte „differentielle“ oder „qualifizierte“ 
' Neutralität herausgebildet, die in der „Nichtkriegführung“ besteht, 
eine gleichmäßige Behandlung der Kriegfüh: den aber ablehnt, "Eine 
solche qualifizierte Neutralität ee die Vereinigten Staaten von 
Wr vom September 1940 bis zur deutschen Kriegserklärung am 
. Dezember 1941 ein. Als Nichtkriegführende lieferten die Ver- 
en Staaten von Amerika an Großbritannien 50 Zerstörer, erließ 
der amerikanische Kongreß das Pacht- und Leihgesetz mit der Ermäch- 
tigung an den Präsidenten, an Kriegführende Waffen, F lugzeuge usw. 
zu liefern. Der Befehl Roosevelts an die amerikanischen Seestreitkräfte 
vom 11. September 1941, innerhalb eines bestimmt umrissenen Gebietes 
deutsche und italienische Kriegsschiffe anzugreifen, hielt sich nicht mehr 
"innerhalb des Rahmens der „Nichtkriegführung“, sondern stellte völker- 


rechtlich eine Angriffshandlung dar. Das ist auch die Auffassung des 


Schweizer Völkerrechtlers Guggenheim in seinem „Lehrbuch des Völker- 


rechts“, Band 2 S. 980. Aus seinen Darlegungen läßt sich allerdings ° 


‚ nicht eindeutig erkennen, inwieweit er überhaupt die „qualifizierte Neu- 
 tralitär“ als völkerrechtlich relevant ansieht. Die Beantwortung ‚dieser 
Frage ıst für die praktische Politik höchst bedeutsam. Verwiesen sei nur 
"auf die offene Intervention Chinas und die indirekte Sowjetrufßlands 
“in den Korea-Krieg. Im. Sinne des Neutralitätsbegriffs, wie er sich im . 
19. Jahrhundert und zu Beginn dieses Jahrhunderts entwickelt hat, ist 


‚die „qualifizierte“ Neutralität keine echte Neutralität. Sie ist daher kein 


völkerrechtliches ‚Institut, sondern eine faktische a 
gegen die sich die benachteiligte Kriegspartei zur Wehr setzen darf, 
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einer Welßerrechesverletzung. Saar zu den 
An der Enelän er Schwarzenberger sieht in seiner „Einführung in 


. in der unvollkommenen, ‚Neutralität eine Verletzung der Neutralitäts- 
a pi flichten. : Ne 


Neutralität Kann auf den einzelnen Kriegsfall bhestellt sein. Sie N 


kann wie bei der Schweiz eine dauernde und damit den völkerrecht- 
“ lichen Status des Staates gegenüber den anderen Staaten verändernde 


Qualifikation darstellen. Eine dauernde Neutralität bedarf der inter- 


‚nationalen Anerkennung neben der Zustimmung des Staates, der dau- 
 ernd neutralisiert werden soll. Neben dieser dauernden Neutralität gibt 
es noch die Neutralisation, die dem Staat von anderen Mächten ohne 


' dessen Zustimmung wie etwa Belgien und Luxemburg bei der Staats- 
begründung auferlegt wurde. EN 
Die Pflichten des neutralen Staates sind zu ihren wesentlichen Tei- 


len in den Haager Abkommen kodifiziert und beruhen zum anderen 


auf internationaler Übung. Der neutrale Staat ist, wie Artikel 9 der 


Fünften Haager Konvention ergibt, zur gleichmäßigen Behandlung 


sämtlicher Kricgführenden verpflichtet. Vor allem muß der neutrale 


Staat sicherstellen, daß sein Staatsgebiet nicht militärische Operations- 


basis für einen de: Kriegführenden wird, Er muß den Durchzug von . 
Truppen verhindern ebenso wie das Überfliegen des Luftraums über- 
halb des neutralen Territoriums. Verboten ist die Aufstellung von 
Truppenverbänden zugunsten eines der Kriegführenden. Wenn man 


der Lehrauffassung zustimmt, die den Bürgerkrieg ebenfalls völker- 


„ ‚rechtlichen Normen unterstellt, so bieten die offenen und versteckten 


‚Interventionen in den spanischen Bürgerkrieg wertvolles Material für 


Völkerrecht“ S, 122 vom Blickpunkt des geltenden Völkerrechts her 


die Praxis der Neutralität in einem Zeitalter, dessen Charakter durch 


weltanschauliche_ Auseinandersetzungen grundlegend bestimmt wird. 
‚Neutralitätswidrig war der Einsatz der spanischen „Blauen Division“ 
im Kampf gegen Rußland. Nicht neutralitätswidrig-ist hingegen die 
Teilnahme einzelner Staatsbürger eines neutralen Staates am Kriege, 
sofern sich nicht auf dem neutralen Territorium Werbungsstellen für 
eine der Kriegsparteien befinden oder die Regierung sogar selbst die Teil- 
nahme ihrer Staatsbürger an den Kriegshandlungen fördert. Nachrich- 
‚tenübermittlung über militärische Dinge vom Gebiet eines neutralen 


Staates aus muß als mit der Neutralität unvereinbar unterbunden 


. werden. 

Die immer zunehmende Intensivierung der Kriegführung und das 
Verwischen zahlreicher Unterschiede zwischen kämpfender Truppe und 
Zivilbevölkerung haben die Wirtschafts- und Finanzpolitik neutraler 
Staaten vor schwierige Probleme gestellt. Kein Grundsatz des Völker- 
rechts verpflichtet den Neutralen zur gleichmäßigen Behandlung aller 

‚ Kriegführenden im. Hinblick auf den Wirtschaftsverkehr. Das wäre mit 
Rücksicht auf die jeweilige Lage des neutralen Staates und seine ‚wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse unmöglich. Völkerrechtlich ist der Neutrale in 
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der Ge 1 Witchalliverkchrs, el, en ‚Krieg: Uhren 
und den anderen Neutralen frei, sofern es sich nicht um den N i 
oder den Transit von. Kriegsmaterial handle. 4 


Tatsächlich ist die Handelsfreiheit der neutralen a aufs äußer- 
| ste beschränkt durch die Einführung eines „Rationierungssystems“ und 
5.0.20 die Aufstellung sogenannter schwarzer Listen, die den Handel des Neu- 
 tralen mit der anderen kriegführenden Partei nach Möglichkeit einschrän- 
"ken, wenn nicht gar unterbinden sollen. Diese vor allem im anglo-ameri- 
0 0... kanischen Bereich geübte Praxis ist völkerrechtswidrig, da sie das Recht 
"00 des Neutralen auf freien Handel verletzt. Allerdings wirft Guggenheim 
u in dem vorstehend aufgeführten Lehrbuch S. 989 die Frage auf, ob sich ° 
0. nicht bereits völkergewohnheitsrechtlich ein Grundsatz des Inhalts auf 

paritätische Behandlung aller Kriegführenden in wirtschaftlicher Hinsicht 
entwickelt habe. Wie man auch immer diese Frage beantworten mag, 
der Eingriff in den neutralen Handel läßt sich nach geltendem Recht 
nicht begründen. Er setzt eine Totalisierung des Kriegsbegriffs voraus. 
Die Einschränkung der Rechte der Neutralen auf ungehinderten 
Handel mit dem Feinde wird besonders durch die Beschränkung des See- 
 verkehrs der Neutralen verstärkt. Der Inhalt des Seekriegsrechts ist 
‚schon von jeher weniger durch allgemeine Rechtsüberlegungen als durch 
‚die Macht und Interessen der seebeherrschenden Mächte bestimmt wor- 
den. Die Rechtsstellung der Neutralen im Seekrieg gründet sich in den 
| Grundlinien auf die Pariser Seerechtsdeklaration des Jahres 1856. 
Be Durch die Erweiterung der Konterbandelisten, also jener Waren, deren _ 
FOR let in ein feindliches Land von einem Kriegführenden verboten 
wird, kann praktisch der Handel des Neutralen weitgehend beeinflußt 
werden. Konterbande ist eine Ware aber nur dann, wenn sie für ein 
- feindliches Land bestimmt ist und die Güter für Kriegszwecke verwend- 
‚bar sind. Schwarzenberger a. a. ©. S. 129 kennzeichnet die heutige tat- 
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Bi .  sächliche Situation mit folgender lapidarer Feststellung: 
Bee „Das Resultat dieser Entwicklung ist, daß im modernen Krieg 
n 00, kriegführende Staaten,*die stark genug sind, diese Prinzipien durch- 


zusetzen, versuchen, ihren Feinden die Einfuhr wie die Ausfuhr ab- 
zuschneiden und die Neutralen in einer Weise zu kontrollieren, die es 
ihnen unmöglich macht, feindliche Kriegführende zu unterstützen, in- 
dem sie ihren auswärtigen Handel durch neutrale Kanäle leiten.“ 


Kl Das bedeutet also, daß die Freiheit des Handels der neutralen Mächte 
"durch die seebeherrschenden Mächte zumindest erheblich eing:schränkt, 
wenn je nach der Kriegslage praktisch nicht sogar aufgehoben wird. 

Soweit ein neutraler Staat an das Meer grenzt, ist er verpflichtet, krie- 
gerische Handlungen innerhalb dieses Gebietes zu verhindern. Kriegs- 
schiffe sowie deren Prisen dürfen das neutrale Seengebiet sowie Meer- 
engen, die zwei offene Meere verbinden, durchfahren. In neutralen Hä- 
fen dürfen sie sich grundsätzlich nur 24 Stunden aufhalten, sofern der 
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‚aat ist völkerröchtlich eenlben. a fin seinen n Kraft. 
Srshende zu tun, um neutralitätswidrige Handlungen eines der Krieg- 
führenden auf seinem Territorium zu verhindern. Insoweit er Neutrali- 
tätsverletzungen duldet, setzt er sich kriegerischen Repressalien der an- 
‚deren Partei aus. Wenn auch eine: Verhinderungspflicht nur im Rahmen 
des Möglichen besteht, so hat er dennoch alles zu tun, also insbesondere St 
militärisch Maßnahmen zu ergreifen, um seine Neutralität zu sichern. 
Eine „unbewaffnete“ Neutralität ist daher, wenn man einmal von Klein. \ S 
staaten wie Luxemburg oder Liechtenstein absieht, ein Wi | 


ın sich. 


Die Neutralität verpflichtet primär den Staat. Tadocı besteht unter 
Umständen eine Haftpflicht des neutralen Staates für die neutralitäts- 
widrige Handlungen seiner Staatsbürger oder auch von Ausländern auf 
seinem Gebiet. Der einzelne Staatsbürger ist jedoch in seiner Einstellung 
zu den Kriegführenden frei. ran lenke Maßnahmen, wie sie die“ 
Schweiz im Zweiten Weltkrieg gegenüber Presse und Rundfunk gern 
troffen hat, waren daher eine Folge der von diesem Land geführten Neu- 
tralitätspolitik, nicht aber eine völkerrechtliche Schlußfolgerung. er 


Das Institut der „integralen Neutralität“ hat infolge der Totalisie-r 
rung der Kriege an Bedeutung verloren. Die Verfassungsurkunde der 
Vereinten Nationen als die ihrer Idee nach umfassende Organisation zur 
Sicherung des Friedens erkennt ebensowenig wie die Völkerbundssatzung 
das Recht eines Mitgliedes zur Neutralität wenigstens dem Grundsatz t 
nach an. Artikel 2 Abs. 5 der UN-Verfassung bestimmt: » 


„Alle Mitglieder sollen den Vereinten Nationen jegliche Unter- 
stützung in jeder Aktion, welche diese der vorliegenden Urkunde ge- 
mäß unternehmen, gewähren und sollen davon Abstand nehmen, 
irgendeinen Staat zu unterstützen, gegen den die Vereinten Natio- 
nen Vorbeugungs- oder Zwangsmaßnahmen anwenden.“ 


Die Art. 41 ff. sehen alsdann wirtschaftliche und militärische Sank- 
tionen vor, wobei allerdings die Bereitstellung von Streitkräften, die Ge- 
währung des Durchzugsrechts usw. den Abschluß. von Sondervereinba- 
rungen voraussetzen. Nach Art. 48 kann allerdings der Sicherheitsrat das 
Ausmaß der Hilfeleistung bei allen oder einem Teil der Mitglieder fest- 
setzen, also auch einen Teil ausnehmen. Eine integrale Neutralität 
schließt andererseits die vorstehend angeführte Bestimmung des Art. 2 
Abs. 5 aus. Der Neutralitätsstatus eines Staates geht gemäß Art. 103 
dieser Verpflichtung nach. Für Mitglieder der Vereinten Nationen be- 
steht daher nur dann die Möglichkeit der Aufrechterhaltung einer inte- 
.gralen Neutralität, wenn nach Art. 27 Abs. 3 eine Entscheidung des 
Sicherheitsrates nicht zustande kommt. Grundsätzlich bedürfen alle Ent- 
scheidungen des Sicherheitsrats der Zustimmung der fünf ständigen 
Mitglieder mit’ Ausnahme bei Maßnahmen zur friedlichen Beilegung von 


_ Streitigkeiten. Soweit ein ständiges Mitglied Partei ist, schließt e 


neutralen Status behaupten, während es Belgien mißlang. Je stärker 


‚der im Brennpunkt sich überschneidender Interessen von Weltmächten 
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UN-Verfassung in diesem Falle von der Stimmabgabe aus. Das gilt hin- 


‚wiederum nicht bei Friedensbedrohungen, Friedensbrüchen und Angriffs- r 


handlungen, so daß für die Mitglieder dieser Staatsorganisation bei dem 4 
Veto eines der ständigen Mitglieder des Sicherheitsrates eine echte Neu- 
tralität möglich wird. Wie weit sich angesichts des weltpolitischen Gegen- 


 . .satzes zwischen den Vereinigten Staaten und Sowjetrußland das politi- 
sche Schwergewicht vom Sicherheitsrat auf die Vollversammlung der. 


Vereinten Nationen verschieben und sich damit eine Rechtsänderung 
contra legem vollziehen wird, ist eine für die Einengung oder Ausdeh- 
nung der Neutralität äußerst bedeutsame Frage. j 

Bereits im Recht des Genfer Völkerbundes spielte das Recht eines Mit- 
gliedsstaates zur Neutralität, nämlich der Schweiz, eine bedeutsame 


‚Rolle. Die Schweizer dauernde Neutralität wurde auf dem Wiener Kon- 
'greß anerkannt. Da der Völkerbund auf dem Grundsatz der kollektiven 


Sicherheit beruhte, so befreite die Londoner Erklärung vom 13. Februar 
1920 die Schweiz zwar von der Teilnahme an militärischen Sanktionen, 
verpflichtete sie aber zur Mitwirkung an wirtschaftlichen und finanziel- 

len Maßnahmen. Auf die Dauer sollten sich jedoch auch im System des 
Völkerbundsrechts die Machtfakt 2n gegenüber ausgezeichnet durch- 
dachten, machtpolitisch aber nicht ausreichend abgestützten Ideologien 


- durchsetzen. Die Schweiz nahm daher in der Zeit von 1920 bis 1938 den 


Status einer differentiellen Neutralität an, bis der italienisch-abessinische 


Krieg 1935/36 die Ohnmacht der durch den Völkerbund repräsentierten 


kollektiven Sicherheit aufwies. Durch Beschluß des Völkerbundrates 


vom 14. Mai 1938 wurde der Schweiz die „integrale Neutralität“, d.h. 


die Befreiung von Sanktionsverpflichtungen aller Art gewährt. 

"Ein Überblick über die Entwicklung des Neutralitätsrechts zeigt, daß 
die Aufrechterhaltung der Neutralität von einer Reihe von Faktoren ab- 
hängt, die nicht einseitig von dem Staat, der diesen völkerrechtlichen 
Status wünscht, bestimmt werden. Je umfassender ein kriegerischer Kon- 
flikt ist, um so geringer sind die Chancen eines Staates, seine Neutralität 


‚aufrechterhalten zu können. Hinzu kommt die geographische Lage so- 


wie das politische und wirtschaftliche Schwergewicht des Landes. So 
konnte die Schweiz trotz aller Bedrohung in zwei Weltkriegen ihren 


weltanschauliche Gründe die Weltpolitik und die kriegerischen Auseinan- 
dersetzungen bestimmen, um so geringer ist die Möglichkeit eines Staates, 


liegt, neutral zu bleiben. 
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Im ahreli '1680 schrieb der Völkerrechtler Molloy in seinem en 
De. Jure maritimo et navali“: „Der Neutrale gewinnt weder Freunde 
noch befreit er sich von Feinden, sondern wird in der Regel eine Beute 
des Siegers; daher gilt es als vorteilhafter, im Bunde mit einem Gefähr-, 
ten, dem 'Waffenglück zu vertrauen, als in einer Lage zu verharren, in 
der er (der Neutrale) aller Whrschemlichkeit nach von dem einen oder 
dem anderen (Kriegführenden) zugrunde gerichtet wird.“ 
“Im, Jahre 1907 unterschrieben die damaligen Großmächte im ey 
eine Topseneion, deren Artikel 1 lautet: „Neutrales Gebiet ist unver- 


letzlich.“ 


", Zwischen een beiden Aussagen liegen zwei Jahrhunderte Glück und 


\r 
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Unglück, Hoffnung und Enttäuschung der Neutralität. 


‚Sowohl die zeitliche Aufeinanderfolge der beiden Erklärungen als) 
auch der Wunsch, daß es so sein möge, legt den Gedanken eines lang- 
samen, aber sicheren Fortschritts des Neutralitätsgedankens nahe. Es, 


leuchtet uns ein und sagt uns zu, in Molloy den Vertreter „mittelalter- 


licher Barbarei“, in der Konvention vom Haag dagegen den Sieg mo- 


dernen zivilisierten Denkens zu sehen. Aber ist der Gang der Geschichte 


‚wirklich ein Weg durch Nacht zum Licht? Der Wunsch, daß dem so sei, Kr 


verführt uns immer wieder zu falschen Schlüssen und gefährlichen" Irr- 
tümern. Ganz einfach und menschlich gesehen ist Neutralität j ja nichts 


anderes als der Wunsch des „Friedlichen“, von seinen ’Nachbarn in Ruhe“ 


lassen zu werden, der Wunsch, die alte Regel, daß der Beste nicht in 


Frieden leben kann, wenn es dem bösen Nachbar nicht gefällt, außer 
Kraft zu setzen. Dieser Friedenswunsch oder Friedenstraum ist nuren 
Sonderfall des allgemeinen menschlichen Friedenstraumes. Er entspringt 
' dem gleichen Quell, der den Traum vom ewigen Frieden und einer 


gerechten Weltordnung speist. Es ist für das Gedeihen des Menschen- 
geschlechts wichtig, daiß dieser Quell nicht versiegt, es ist aber nicht min- 


Bder wichtig, daß sich die Menschheit über Traum und Wirklichkeit 


Rechenschaft gibt. Diese letzte Regel ist im Falle der Neutralitäi - zum 


Schaden äller Beteiligten — allzu oft verletzt worden. Gewisse vorläu- 
fige und scheinbare Erfolge d«. Neutralitätsgedankens verleiteten die 
Menschen zu glauben, sie seien am Ziel. Um so bitterer war die Ent- WAR 


täuschung. 
Beschränken wir uns zunächst auf die Zeit vor und bis zum Auchrül 


des Ersten Weltkrieges, denn mit dem Ausgang dieses Krieges beginnt 
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auch in der Geschichte der Neutralität ein neues Kapitel. (Im Zeita 


der „kollektiven Sicherheit“, eingeleitet durch den Völkerbund und fort- 


geführt durch die Vereinten Nationen, nimmt die Neutralität den Plz“ 


ein, der ihr von Hause aus gebührt, den Platz eines Teils, und zwar 
eines untrennbaren Teils einer auf Erhaltung des Friedens gerichteten 
Weltrechtsordnung.) Vor 1914 sah man in der Neutralität eine selbstän- 
dige Einrichtung. Eine Einrichtung, deren Existenzberechtigung wie aller- 
dings auch Gefährdung in dem Vorhandensein voll souveräner Staaten 


lag. Mit kollektiver Sicherheit ist diese „klassische Neutralität“, wie wir 


noch zeigen werden, unvereinbar. 

‚Daß der Wunsch nach Neutralität — der natürliche und durchaus ver- 
'ständliche Wunsch, aus kriegerischen Verwicklungen, die einen nicht 
direkt angehen, herauszubleiben — viel älter ist als die Einrichtung der 
Neutralität, zeigt schon der zitierte Ausspruch Molloys. Versuche, Zu- 


" schauer zu bleiben, wenn andere sich bekriegten, wurden immer wieder 


gemacht. Sie gelangen oder mißlangen je nach den „Umständen“, von 
denen die geographische Lage sowie der Respekt vor den militärischen, 
politischen und moralischen Hilfsquellen des betreffenden Neutralen als 
die wichtigsten zu nennen wären. Auf den Gedanken, in dem Gelingen 
einen „Fortschritt“, in dem Mißlingen einen Rückfall in, die Barbarei 


und ein Verbrechen zu sehen, kam man erst verhältnismäßig spät, und 
noch später ging man so weit, diesen Gedanken zum internationalen 
ı Gesetz zu erheben. Die treibende Kraft bei dieser Entwicklung war der 


allgemeine Fortschrittsglaube, der im vorigen Jahrhundert solche Macht 
über die abendländische Menschheit erlangte. Man sah in der Geschichte 
einen Prozeß zunehmender Humanisierung und Zivilisierung, wobei 
man den Katastrophen, die diesen Prozeß immer wieder unterbrechen, 
zu wenig Beachtung schenkte. Man freute sich (mit Recht)'an den Fort- 
schritten im Weinberg der Kultur und vergaß den Vulkan, der diese 
Arbeit jederzeit vernichten konnte, Und doch war der Boden, auf dem 
man baute, ja nichts anderes als „Lava“ von früheren Vulkanausbrüchen, 
Auch frühere Zeiten hatten ihre Kultur und ihren „Fortschritt“. Was 
speziell unser Thema betrifft, so kannte das „finstere Mittelalter“ Bei- 
spiele von Ritterlichkeit und Edelmut, z. B. in der Behandlung von 
Kriegsgefangenen, die unser zivilisiertes Zeitalter trotz Genfer Konven- 
tion und Rotem Kreuz noch nicht wieder erreicht hat. 


‚Auch die Französische Revolution war - was man im 19. Jahrhun- 


dert nicht sagen durfte, ohne als „Reaktionär“ betrachtet zu werden - 
eine solche Kulturkatastrophe. Wenn auch aus der Lava, nachdem sie 
erkaltet war, fruchtbarer Ackerboden wurde, so dauerte es doch lange 
bis die Humanisierung der internationalen Beziehungen auch nur an- 
nähernd den vorrevolutionären Stand wieder erreichte. Was seitdem in 
Form von Konventionen zu Papier gebracht worden ist (und manchmal 
nur zu Papier!), besagt z. T. nur das, was früher, d. h. vor 1789, unter 
Christenmenschen selbstverständlich war. 
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wicklung eher’ in einem Wechsel von zunehm 


Pr 


Kultur - ähnlich den Mondphasen. Wirklicher Fortschritt ist nur in dem 


‘ 


Maße denkbar, wie wir jedesmal, wenn ein Haus über uns zusammen- 
stürzt, ein paar von unseren Habseligkeiten retten (oder sie später aus 
den Trümmern hervorgraben), so daß wir den Neubau nicht mit gänz- 
lich leeren Händen beginnen. BR BEE 


Unsere Siege über die Wirklichkeit (sei es in Gestalt der Natur N 


schlechthin oder in Gestalt unserer eigenen menschlichen Natur) sind 
immer nur vorläufige. Das gilt vom Fortschritt im allgemeinen wie von 
der Humanisierung der menschlichen Beziehungen, deren Sonderfall, 


Neutralität, uns hier interessiert. Dies ist kein Grund zum Verzagen, 
„ wohl aber ein Grund zur Wachsamkeit, denn nie ist die Niederlage 


— ja die Katastrophe — näher, als wenn wir unsere vorläufigen Siege für 
endgültige halten. Kr 


Ein endgültiger Sieg im Kampf um die Respektierung der Neutralität h 


. war in den Augen der Zeitgenossen die Haager Konvention von 1907. 


Heute'wissen wir, wie vorläufig dieser Sieg war und wie nahe der Kata- 
strophe. Die „herrschende Meinung“ (vielleicht nicht in Deutschland, 


wohl aber ın der übrigen Welt) sucht aber den Fehler nicht in der Kon- 


struktion des Haager Abkommens oder in dem naiven Optimismus der 
Konstrukteure, sondern bei den „bösen Deutschen“. Sie glaubt, der Bau 
von 1907 hätte gehalten, wenn „der Kaiser, die deutschen Generäle und 


die preußischen Junker“ ihn nicht frevlerisch zerstört hätten. Wenn 


wirklich eine gerade Linie von jener „macchiavellistischen* Außerung 
Molloys bis zur Unverletzlichkeit der Neutralität führt und diese Linie 
gleichzeitig den Weg der menschlichen Moralisierung und Zivilisierung 
bedeutet, dann ist allerdings jeder Neutralitätsbruch ein Rückfall in die 
Barbarei, ein Verbrechen gegen die Zivilisation. Genau das aber war 
— nach herrschender Meinung — Deutschlands Finmarsch in Belgien im 
Jahre 1914. Aber war die Neutralität, genauer: die Unverletzlichkeit 
neutralen Gebietes eine Rechtswirklichkeit, war sie ein anerkanntes und 
respektiertes internationales Gesetz, oder war sie nicht viel mehr ein 
„Rechtswunsch“, eine Hoffnung — ein Traum? Nimmt man ersteres an, 
dann war der Verstoß gegen dies Gesetz tatsächlich ein Frevel, stellt 


“ man sich auf letzteren Standpunkt, dann handelte es sich um die Nicht- 


erfüllung eines Wunsches, eine zerstörte Hoffnung und damit zugleich 
um einen Ansporn, das nächste Mal besser zu bauen ... 
Es sei gern zugegeben, daß es nicht leicht war, Wunsch und Wirklich- 
keit auseinanderzuhalten. | 
« Das lag einmal an der kategorischen Formulierung des Artikels 1 der 
Haager Konvention „..... ist unverletzlich“. — Nicht einmal im inner- 
staatlichen Bereich hat sich der Gesetzgeber zu der Erklärung verstie- 
gen: „Das Leben ist unverletzlich.“ Er weiß, daß es verletzlich ist und 
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. daß es verletzt werden wird, solange es Menschen gibt. Der Strafge: tz 
‚ geber ist Realist und begnügt sich damit, Mord, Totschlag usw. zu be- 
‚strafen, er bildet sich nicht ein, derartige Handlungen abschaffen zu 
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können. Der internationale Gesetzgeber dagegen, wohl wissend, daß er 


(wir sprechen von der Zeit vor der kollektiven Sicherheit) Neutralitäts- 
verletzungen nicht bestrafen kann, tut so, als könne er sie abschaffen. 
Die Väter der Haager Konvention verboten mehr, als sie bestrafen, ver- 
sprachen mehr, als sie beschützen konnten. Dahinter lag keine bewußte 
Täuschungsabsicht. Die Täuschung war allgemein. Man glaubte in der 
Moralisierung der internationalen Beziehungen weiter zu sein als man 
war. N 
Es war aber nicht nur die optimistische Formulierung der Neyutrali- 


tätskonvention, deren Suggestion man unterlag; nicht weniger bestechend 


waren die Beispiele erfolgreicher Neutralität in der neueren europäischen 
Geschichte. Statt in ihnen Ausnahmen von der „Molloyschen Regel“ zu 
sehen, hielt man sie selbst für die Regel. Man ging nicht den besonderen 
geographischen, historischen, politischen und militärischen Gründen nach, 
die jene Ausnahme ermöglichten. Man glaubte, weil man es wünschte, 


daß die Welt, oder wenigstens Europa, für ein allgemeines Gesetz der 


Neutralität reif sei. 

"Aus der Tatsache, daß ein kleines Land wie die Schweiz zu den Bei- 
spielen erfolgreicher’ Neutralität gehörte, zog man den verhängnisvollen 
Schluß, daß Neutralität auch (oder gerade) für kleine Länder möglich 
und vorteilhaft sei. Die Neutralität kommt — ähnlich dem Propheten - 
zu den Bergen, aber leider nicht die Berge zur Neutralität. Wo die Berge 
fehlen, kann die Neutralität auch u. U. hinter einem genügend breiten 
Wasserstreifen, und wo beide fehlen, hinter einer Mauer von Bajonetten 
gedeihen (womit nicht gesagt ist, daß die Bajonette in den beiden erst- 
genannten Fällen überflüssig sind). Steht sie aber ganz und gar auf 
eigenen Füßen, ohne Berge, ohne Wasser und ohne Armee, wird ihre 
Schwäche erschreckend offenbar. Sie ist in diesem Fall genau soviel oder 
genau so wenig wert wie die Summe der jeweiligen internationalen 
Moral abzüglich der vermeintlichen oder wirklichen Lebensinteressen 
der benachbarten Großmächte. Trotzdem - oder gerade deswegen ist es 


eine unverzeihliche Unklugheit, wenn ein Staatsmann, der im Sinne 
. dieser Lebensinteressen zu handeln gezwungen ist, die Neutralität einen 


„Fetzen Papier“ nennt. 
Wenn es auch stimmte, daß eine Neutralität, die sich, wie die bel- 


gische 1914, auf nichts anderes stützen konute als auf die erwähnte 
Konvention und die entsprechenden internationalen Verträge, keine . 
Wirklichkeit darstellte — jedenfalls keine, die den Lebensinteressen einer . 


Grofßmacht standhalten konnte — so war doch eins wirklich und mußte 


von einem Staatsmann unbedingt beachtet werden: der Wunsch. sehr B; 


weiter Kreise in allen Ländern der Welt, den „Traum der Neutralität“ 


verwirklicht zu sehen. Die Tatsache, daß die öffentliche Meinung der 


Io 
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Ri Welt sich vom ia mehr oe als es Bellen U aß. sie 
= wenn man will - Traum und Wirklichkeit verwechselte, stellte in sich ' 
selbst wiederum eine Wirklichkeit dar, die kein Staatsmann ungestraft 


außer acht lassen konnte. 


Die optimistischen Vorstellungen, die sich die Welt vor 1914 von der 
Unverletzlichkeit der Neutralität machte, und die ungeschickten Worte 
Bethmann-Hollwegs bei seinem Versuch, den bevorstehenden deutschen 


Durchmarsch durch Belgien zu rechtfertigen, haben zusammen eine Ver- 
schiebung der Perspektiven der Neutralitätsfrage zuwege schrachb von 
der wir uns heute: noch nicht erholt haben. 

Die deutschen Sünden von 1914 lassen sich einteilen in das, was unter 


keinen Umständen gesagt werden durfte, und das, was unter allen Um; IR 


ständen zu sagen war. 


Seit den Tagen der Krüger-Depesche ist wohl kaum ein inheilwelleres | 


Wort von einem deutschen Staatsmann geäußert worden als jenes von 
dem „Fetzen Papier“. Gerade weil es stimmte, daß die Neutralität bis- 


her „nur auf dem Papier“ stand, gerade weil sie - wo immer sie sich 
auf nichts anderes stützen konnte, als auf Konventionen, Verträge und 


die internationale Moral — nur ran war und nicht Wirklichkeit! war 


es ein unverzeihlicher psychologischer Fehler, an diesen heiklen Punkt 


zu rühren. Die öffentliche Meinung, das „Weltgewissen“, wie man seit- 
dem gerne sagt, lebte nun einmal in der Illusion einer effektiven Neu- 
tralität. Insofern war diese Illusion — wie wir schon sagten - ein real- 


politischer Faktor. Niemand hat es gern, plötzlich und unsanft auseiner 
Illusion geweckt zu werden. Die öffentliche Meinung von 1914 rächte 


‚sich für den Verlust ihrer Illusionen, indem sie Deutschland als den 


Schuldigen brandmarkte. Diese Störenfriedrolle von damals hat die HN Mr | 


Deutschland noch heute nicht verziehen. 

Aber noch schlimmer als das Falsche, das Deutschland damals are 
war, daß das Richtige ungesagt blieb. - Im Zeitalter der Demokratie 
— oder sagen wir vorsichtiger: im Zeitalter der öffentlichen Meinung - 
spielen Worte mitunter eine größere Rolle als Handlungen. Einem 
Staatsmann, der im richtigen Augenblick die richtigen Worte findet, 


wird man nahezu alles verzeihen. Wie gründlich hat man nicht Abra-. 


ham Lincoln um seiner Worte von der „Regierung des Volkes mit dem 


Volk für das Volk“ willen seinen furchtbaren und nach Ansicht seiner 


besonneneren Ratgeber durchaus vermeidbaren Bürgerkrieg verziehen. 
Einen anderen wird man um eines offenherzigen, aber die öffentliche 
Meinung herausfordernden Wortes willen auf ewig in Acht und Bann 
tun. Der Wahrheitsgehalt des betreffenden Wortes spielt dabei eine 


untergeordnete Rolle. Daß große Fragen der Geschichte durch „Blut und 


Eisen“ entschieden werden, ist — leider - in der Regel wahr, wahrer 
vielleicht als jenes Wort Lincolns über die Demokratie. 

Dies spielt jedoch in den Augen der öffentlichen Meinung, die mehr 
dem Gefühl als der ratio folgt, keine Rolle. Die Unverletzlichkeit der 
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kleinen Nationen war ihr zur Herzenssache geworden, deshalb mußte 


sie das Wort vom „Fetzen Papier“ als Faustschlag empfinden. Für 


EN EN ED. 


Deutschland war es 1914 von größter Wichtigkeit, die Welt zu übr-- 


00. zeugen, daß ihm die Heiligkeit der Verträge und der Grundsatz der 
N Neutralität ebenso am Herzen liege wie irgendeiner anderen Nation. Es 
hätte darlegen müssen, auf welche Weise und durch wessen Schuld es in 
die verzweifelte Notlage geraten sei, aus der es u. U. keinen anderen 
Ausweg gäbe, als eine „von einzelnen Bestimmungen der Haager Kon- 

“ vention abweichende Auslegung des Neutralitätsbegriffs“. 
54 Frankreich und Rußland - so hätte es in der deutschen Erklärung hei- 
ßen müssen — planten die Vernichtung Deutschlands durch einen Zwei- 
frontenkrieg. Der aggressive Charakter des französisch-russischen Bünd- 
| ‚nisses gehe schon daraus hervor, daß beide Länder „territoriale An- 
sprüche“ hätten. Deutschland und Österreich dagegen seien vollständig 
. saturiert. Ihr Bündnis sei defensiv. Wolle Frankreich den Frieden, 
brauche es nur seinen russischen Bundesgenossen zu zügeln. Auch Deutsch- 
‚ land werde in Wien in mäßigendem Sinne wirken. Niemand aber könne 
verlangen, daß es seinen österreichischen Bundesgenossen im Stich lasse und 
‚sich dadurch der Gefahr eines zukünftigen Dreifrontenkrieges aussetze. 
— Frankreich wisse genau, daß Deutschland verloren sei, wenn es die- 
sem nicht gelinge, eine rasche Entscheidung im Westen herbeizuführen, 
0 denn die Dauer eines Krieges gegen Rußland sei nicht abzusehen. In der 
0 Zwischenzeit sei Deutschland im Westen der Militärmacht Frankreichs 
ausgeliefert. Ein rascher deutscher Sieg über Frankreich, an dem nach 
dem Gesagten Deutschlands Existenz hänge, erfordere u. U. einen 
"  . Durchmarsch durch Belgien. Nur der Buchstabe, nicht der Geist der 
Haager Konvention und der deutschen Neutralitätsverpflichtungen 
© würde durch einen solchen friedlichen Durchmarsch verletzt. Grund- 
' gedanke der Neutralität sei ja nicht Verweigerung von Hilfeleistungen 
an Kriegführende (z. B. sei einem Neutralen sogar die Lieferung von 
. Waffen und Munition an Kriegführende gestattet), sondern Nichtbevor- 
.  zugung der einen oder anderen Partei. Der Schutz der französischen 
Nordgrenze durch ‚Verweigerung des Durchmarschrechts für deutsche 
Truppen sei aber eine einseitige Bevorzugung Frankreichs und wider- 
spräche dem Geist der Neutralität. Belgien sei ein Stein in Frankreichs 
aggressivem Spiel gegen Deutschland. Mit diesem Mißbrauch der belgi- 
schen Neutralität durch Frankreich könne sich Deutschland nicht ab- 
finden. — Es hätte darauf die tatsächlich von Bethmann Hollweg ab- 
gegebene Erklärung folgen können, im Falle eines friedlichen Durch- 
. marsches belgisches Leben und Gut zu schonen und notfalls Schadens- 

ersatz zu leisten. \ 

Bi In England, dessen Staatsmänner lange schwankten, und das den 
aggressiven Charakter des Bündnisses zwischen Paris und St. Petersburg 
kannte, hätte eine solche Erklärung sicher einen besseren Eindruck ge- 
macht als jenes unglückliche Wort vom Fetzen Papier, das selbstver- 
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"benutzt wurde, nunmehr eishlinde guten Ru in ne zu ae - = 
"Wie lahm und unwirksam war doch jenes deutsche Wort von der „Ein- 
kreisung“. Einkreisen war ja schließlich kein Verbrechen. Man hätte N 
— den Geist von Nürnberg sozusagen vorwegnehmend - auf den ver- 
brecherischen Charakter der französisch-russischen Anscileplau. Hinz 


weisen müssen. 


Eine Erklärung wie die eben skizzierte hätte aber nicht nur im da- 
maligen Augenblick einen besseren Eindruck gemacht, sie kommt auch 


historisch der Wahrheit näher als die landläufigen Auffassungen. über 


den damaligen deutschen Neutralitätsbruch. Auch der deutsch- -franzö- N 
sischen Verständigung leistet man keinen Dienst, wenn man den Tat-_ 


sachen zuwider das wilhelminische Deutschland als den reißenden won N 


Frankreich aber als das unschuldige Lamm hinstellt. 


Denkbar wäre übrigens noch ein anderes — allerdings weniger ya | 
pathisches — Verfahren gewesen, um das Odium des Neutralitätsbruchs 
von Deutschland abzuwälzen. So grotesk es klingt, Deutschlands „Ver- we 


brechen“ wäre nicht nur geringer, es wäre gar nicht vorhanden gewesen, 


wenn Deutschland Belgien, statt höflich um Durchmarschrecht zu bit- 
ten, als Feind behandelt und angegriffen hätte. Man wußte in Berlin 


‚schon lange, daß zwischen dem französischen und dem belgischen Gene- 
ralstab heimliche Besprechungen stattgefunden hatten, und was man 


ee, 


nicht wußte, hätte man nach später so beliebtem Rezept durch „Doku- 


mente“ ergänzen können. Die Haager Konvention verbietet nämlich 
nur die Neutralitätsverletzung, nicht aber den Angriff! - und offenbart 


damit eine ihrer zahlreichen Lücken und Schwächen. Neutralitätserklä- 
rungen werden immer ein Fetzen Papier bleiben, solange Angriffskriege: 


erlaubt oder geduldet sind (es sei denn, daß die Neutralität von der 
Natur oder von dem Neutralen selbst geschützt werden kann). Wie sehr 


er” 


die Neutralität, ohne solchen Schutz, in der Luft schwebt, zeigt das Bei- 


spiel des Zweiten Weltkrieges. Hitler bat nicht um Durchmarschrecht, 
er griff einfach an und behauptete, die anderen hätten die Neutralität 
gekränkt. Von seinen Neutralitätsverletzungen hat man viel weniger 


Aufhebens gemacht als von denen des Kaisers, 

Wichtig für unsere Untersuchung ist jedoch nicht, inwieweit Deutsch- 
land 1914 ein Verbrechen beging "oder nicht, sondern Inwiefern he 
Rolle als „Sündenbock“ uns das Verständnis für die wahren Gründe des 
. Zusammenbruchs des klassischen Neutralitätsbegriffes erschwert. Dies 
aber tut sie in so starkem Maße, daß es heute schwer ist, sich vorzu- 
stellen, daß bis 1914 nicht Deutschland, sondern England jene undank- 
bare Rolle des Sündenbocks spielte. Knapp sieben Jahre vor dem Zu- 


standekommen der Haager Konvention hatte sich England während des 
Burenkrieges eine flagrante Neutralitätsverletzung zuschulden kommen. 


lassen. Hören wir, was die „Encyclopaedia Britannica“ — sicher eine 
unverdächtige Quelle - in ihrer Ausgabe von 1912 zu dieser englischen 
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 Neutralitätsverletzung zu sagen hat: „.. . Es ist jedoch denkbar, daß 
ein mächtiger kriegführender Staat unter dem Druck der militärischen 
Notwendigkeit... . das Gebiet eines schwachen und neutralen Landes 


durchquert und die Konsequenzen der Diplomatie überläßt. Der Süd- 


‚afrikanische Krieg war insofern eine Ausnahme, als die portugiesische 
Regierung keine internationalen Verwicklungen zu befürchten brauchte, 
als sie einem Kriegführenden (England), dessen Endsieg sicher war, der 


X 


mit Notwendigkeit zur völligen Machtlosigkeit des Besiegten führte, er-. 


laubte, ihr Kolonialgebiet zu durchqueren. Dennoch (so fährt die Ency- 
clopaedia in prophetischer Voraussicht fort) ist es ein unglücklicher Prä- 
 zedenzfall, wenn unter Ausnutzung der praktischen Machtlosigkeit be- 


© nachbarter neutraler Länder ein Bruch des Völkerrechts begangen wird, 


dessen Respektierung zu ermutigen, die oberste Pflicht jedes sich selbst 
achtenden Staates ist.“ \ 


Hier haben wir in,wenigen präzisen Worten einen Niederschlag so- 


‚wohl der neutralen Wirklichkeit . ... „ein mächtiger kriegführender 
Staat unter dem Druck der Notwendigkeit“ (genau der Tatbestand, 

auf den Deutschland sich 1914 hätte berufen können und müssen) wie 
der neutralen Hoffnungen, daß sich selbstachtende Staaten in Zukunft 
solche Verletzungen des Völkerrechts nicht mehr begehen und anderen 
mit gutem Beispiel vorangehen möchten. . 


“0... Daß die klassische Neutralität aber so, wie man sie sich damals 


‚dachte, praktisch undurchführbar war, weil sie einen höheren Stand 
internationaler Moral voraussetzte, als man allen Beteuerungen der 
= Staatsmänner zum Trotz erreicht hatte, daß sie also letzten Endes einen 


0 ,.Wunsch und keine Wirklichkeit darstellte, wollte und konnte man da- 
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mals noch nicht einsehen. 
Wie weltfern die Konvention vom Haag ist, geht schon daraus her- 
vor, daß sie keinen Unterschied zwischen großen und kleinen Neutralen 
‚ macht. Große Länder können sich selbst ihrer Haut wehren. Für sie ist 
Neutralität eine Interessens-, für kleine Länder dagegen ist sie eine 

Existenzfrage. 

Das Wesen der Neutralität verstehen wir am ehesten, wenn wir ın 
ihr in erster Linie nicht ein politisches oder juristisches, sondern ein 
psychologisches Problem sehen. Dann erkennen wir in ihr ein Stück des 
uralten, Traumes der Menschheit nach Frieden und Gerechtigkeit. So- 
lange dieser Traum unerfüllt ist, bleibt auch die Neutralität ein Traum. 
Der Weg zu ihr führt durch das „Hauptportal“ — eine Hintertür gibt 
es nicht. Ziehen wir diese Lehre aus der Geschichte der jüngst vergan- 


genen Jahrzehnte, so ist dies ein, wie uns scheint, größerer Gewinn als 


die Reinwaschung des einen oder des anderen „Neutralitätsverbrechers“. 


"Soweit die Vergangenheit. Wie aber steht es mit der Gegenwart und 


der Zukunft? Wir stellten fest, daß Neutralität und internationale Mo- 


ral und Rechtsordnung untrennbar sind. Wir können noch weiter gehen 
und sagen, daß Neutralität nicht nur überflüssig, sondern sogar hinder- 
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Stelle der jetzigen internationalen „Machtordnung“ tritt. Es liegt also 
auf der Hand, daß eine Beurteilung der Neutralität wesentlich davon 


. abhängt, 'wie man die Aussichten dieses Versuchs, das internationale ? 


- Faustrecht abzuschaffen, beurteilt. 
Drei Beurteilungsmöglichkeiten kommen in Frage: man kann den 
Versuch für aussichtslos halten, man kann meinen, er werde bestimmt 


glücken, und zwar in allernächster‘ Zeit, und man kann zweifeln und 
meinen, es sei besser und sicherer, &instweilen abzuwarten. Im ersteren 


- Fall wird man die klassische Auffassung von der Neutralität beibehal- 


ten. Man wird hoffen, und man wird enttäuscht werden — je nach der. 


Konstellation der Großmachtinteressen. Die Enttäuschungen werden 


jedoch voraussichtlich überwiegen, da mit dem Anbruch der neuen Aera 
der „kollektiven Sicherheit“ auch jene herkömmlichen Spielregeln, welche 
das Verhältnis zwischen den voll-souveränen Staaten bestimmten, weit- 


gehend ihre Gültigkeit verloren haben. . 


Die Optimisten, die an einen baldigen Sieg der kollektiven Sicherheit 


glauben, werden die Neutralität überhaupt ablehnen und den Neutralen 


auffordern, in dem Kampf zwischen Recht und Unrecht, zwischen den 


Hütern und den Feinden der Ordnung ihren Platz zu wählen. | 
Die dritte Gruppe schließlich - in ihr finden wir heute die meisten 


„Neutralen“ sowie einige im Falle eines kriegerischen Ost-West-Kon- 


 flikts besonders exponierte Staaten — will abwarten, bis das Haus der 


kollektiven Sicherheit fix und fertig ist und bis - im Falle eines inter- 


nationalen Rechtsbruches — auf raschere und effektivere Hilfe zu rechnen 
ist als beispielsweise in Korea. Man vertraut in der Zwischenzeit lieber 
: der eigenen Stärke und den Vorteilen der geographischen Lage als dem 
moralischen Gewicht von Verträgen oder Neutralitätserklärungen. Die 
Stimmung in dıesem Lager ist labil und kann je nach den Erfolgen oder 


Mißerfolgen der Bemühungen um die Errichtung des Gebäudes der. kol- | 


lektiven Sicherheit in die eine oder andere Richtung umschlagen. | 
In dieser Atmosphäre gedeiht jene sonderbare Geisteshaltung, die man 
als „Neutralismus“ gekennzeichnet hat. Der „Neutralist“ unterscheidet 
sich von dem „Neutralen“ vor allem dadurch, daß es ihm nicht um 
"Grundsätze geht, sondern um die eigene Haut. Wird ein anderes neu- 
trales Land überfallen und verwüstet, so läßt dies den Neutralisten völ- 
‚lig kalt. Ja, er würde es als „unneutral“ empfinden, sich hierüber auf- 
zuregen oder gar seine Mißbilligung zu äußern. „Das, was anderen pas- 
siert, geht mich nichts an“, ist die Devise des Neutralisten, der sich 
damit als eine Spielart (die ohnmächtige Spielart) des „heiligen“ Ego- 
isten entpuppt. In seiner Kurzsichtigkeit kommt dem Neutralisten nicht 
zum Bewußtsein, daß er mit seiner Wurstigkeit den einzigen — und 
ohnedies reichlich dünnen - Ast absägt, auf dem er sitzt, den Ast näm- 
lich des allgemeinen Respekts vor der Heiligkeit der Verträge. Küm- 
‚mere ich mich nicht um die Rechte anderer, kann ich auch nicht erwar- 
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daß es ‘in ihr ein geschichtliche Notwendigkeit erblicke. Gleichzeitig ist. 


es natürlich empört über alle Beweise sowjetrussischer Nichtachtung der 
" schwedischen Interessen. 

Während des Zweiten Weltkrieges erstreckte sich der Neutralismus 
sogar auf die Presse der neutralen Länder. Man vermied es, mächtige 
Kriegführende zu reizen — auch wenn man noch so guten Grund hatte, 
ihre Niederlage zu wünschen — und tat so, als ginge einen der ganze 
Konflikt nichts an. Teilweise spielten auch Geschäftsinteressen eine Rolle 


— denn eigentümlicherweise ist es nicht unneutral, einen Kriegführenden. 


mit kriegswichtigen Gütern zu versehen. Die Reaktion der Volksmei- 


nung gegen diese künstliche, aufgezwungene ideologische Neutralität. 


war u. U. recht deutlich und drastisch. In der Schweiz z. B. machte das 
Wort die Runde: „Wir sind neutral; uns ist es egal, wer dem Schwab 
eins auf den Deckel gibt.“ Der „Schwab“ rächte sich damit, daß er auf 
die Eisenbahnzüge, die nach der Schweiz gingen, schrieb: „Alte Schweiz, 
du Stachelschwein, dich nehmen wir auf dem Rückweg ein!“ — Seit die 
öffentliche Meinung ein realpolitischer Faktor geworden ist, können die 
Kriegführenden aber kaum umhin, auch in dieser Hinsicht auf die Neu- 
tralen einen Druck auszuüben. Ist dieser Druck anhaltend und erfolg- 
reich, dann kann das Ergebnis eine tatsächliche und nicht nur gespielte 
„Ohne mich“-Gleichgültigkeit sein, die einen der Wesenszüge des Neu- 
tralismus darstellt. 
Länder, die abseits von den großen Heerstraßen liegen und keine 
„ kriegswichtigen Rohstoffe oder andere appetitreizende Schätze besitzen, 
können sich sogar den Luxus des Neutralismus leisten. Sie können mit 
einem resoluten „das Ganze geht mich gar nichts an“ u. U. erreichen, daß 


sie dem Sieger zur Beute fallen, ohne vorher zum Schlachtfeld zu wer- 


den. Mehr können sie allerdings auch im günstigsten Fall nicht erwarten, 

Länder, die, wie beispielsweise Deutschland, mitten im Strudel eines 
Weltkonflikts liegen, haben jedoch nicht einmal diese Chance. Deutsch- 
land hat nur die Wahl, sich mit einem der Kriegführenden zu verbün- 
den oder Kriegsschauplatz für beide zu werden. Eine deutsche Neutrali- 
tätserklärung würde außerdem praktisch eine Begünstigung des Ostens 
bedeuten, weil sich zwar der Westen durch eine solche Erklärung mora- 
lisch gebunden fühlen würde, nicht aber der über solche „bürgerlichen 
Vorurteile“ erhabene Osten. Drittens und letztens wäre eine solche 


Flucht in den „dritten Standpunkt“ für Deutschland deshalb der end- 
gültige Ruin, weil es waffenlos und mit ungeschützten Grenzen nur in 
einer Welt existieren kann, in der Recht vor Macht geht. Deutschland 


kann auch nicht einfach die Hände in den Schoß legen und abwarten, 
16 
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0 In einer Welt, in der mächtige Kräfte unermüdlich am Werke sind, et die 

Freiheit aller und des Einzelmenschen wie auch die Würde des Menschen zu z 
stören, können wir auch nicht für einen Moment in unseren Anstrengungen zur E \ 
 reichung der Sicherheit nachlassen. Diese Aufgabe wird unsere dauernde Wachsam- war 
keit, harte Arbeit, Zusammenarbeit und Opfer erfordern; unsere jetzigen Aimetzen. 
ee können jedoch 3 Frieden = Generationen hinaus Rue: 


= Wiege gelegt worden. In den ersten Jahrhunderten seines Bestehens hat 


ı N ’ ET 


NATIONALRAT W. BRETSCHER, 
Chefredaktor der „Neuen Zürcher Zeitung”; ul, NY 


N 


RBEN Die Neutralität der Schweiz 


2 Die Eigenart der schweizerischen Neutralität zu erfassen, ist für das 
Ausland nicht leicht. Um so mehr begrüßen wir es, daß Wilhelm Wolf- 
gang Schütz in sein kürzlich erschienenes Buch „Organische Außenpoli- 
tik“ ein Kapitel über „Echte und unechte Neutralität“ aufgenommen 
und dabei den Fall Schweiz einer sorgfältig zwischen verschiedenen 
Formen von Neutralität differenzierenden Betrachtung unterzogen hat. 
Schütz erklärt, daß echte Neutralität eine geschichtliche Entscheidung 
in einer außenpolitischen Wirklichkeit bedeute, und stellt anschließend 
fest, daß „überhaupt nur ein einziger Staat sie während einer längeren 
Epoche zum Prinzip seiner Außenpolitik erhoben hat, nämlich die 
Schweiz“. Weil die Neutralität der Schweiz in einer sich über Jahrhun- 
derte erstreckenden Entwicklung gewachsen ist, erscheint die Kenntnis - 
ihrer Geschichte für das Verständnis dieser „echten Neutralität“ un- 


erläßlich. 


> 


"Die Idee der Neutralität ist dem Schweizerbund von 1291 nicht in die 


‚die Schweizerische Eidgenossenschaft eine aktive, ja zeitweise aggressive 


Politik zur Sicherung und Ausdehnung seines Staatsgebietes verfolgt. 


Ihre Freiheits- und Eroberungskriege reichen bis ins 16. Jahrhundert 
"hinein. Die Eidgenossenschaft beteiligte sich an der europäischen Groß- 
machtspolitik und erreichte den Gipfelpunkt ihres kriegerischen Ruhms 
in den oberitalienischen Feldzügen mit dem Siege von Novara im Jahre 
1513. Aber diesem Aufstieg folgte ein jäher Absturz fast auf dem Fuße; 
‚die blutige Niederlage von Marignano im Jahre 1515. Der in Ferdi- 
nand Hodlers bekannten Fresken monumental geschaute Rückzug von . 
Marignano ist für den geschichtlichen Betrachter ein Sinnbild für den 
gleichzeitig beginnenden Rückzug der Schweiz aus der Großsmachtspoli- 
tik; von Marignano an kann man die Hinwendung der Schweiz zur 
‚Neutralität datieren. 
Es ist freilich nicht die Niederlage von Marignano als solche gewesen, 
die den damaligen eidgenössischen Bund zur Neutralität geführt hat. 
Marignano bildete nur den stärksten Anstoß einer Entwicklung, welche 
die Eidgenossen immer deutlicher die Schattenseiten der Finmischung in 
fremde Kriege und des sogenannten „Reislaufens“ erkennen ließ. Schon 
Niklaus von der Flüe hatte die Eidgenossen ermahnt, den „Zaun* 
ihres Staates nicht zu hoch und zu weit zu machen und sich nicht in 


r 


18 


ride Händel® zu ee Die ee zur Nentralich, u 
‚ sogenannten „Stillesitzen“, erwuchs nicht allein aus einem Rückschlag 


der auswärtigen Machtpolitik, nicht allein aus den äußeren Hemmun- 


_ gen durch überlegene Gegner: sie war wesentlich bestimmt durch die 
Erfahrung, daß die Teilnahme an den europäischen Machtkämpfen 


den eidgenössischen Bund in innere Schwierigkeiten und Zwistigkeiten _ 


stürzte. Wenn die kleine genossenschaftliche Alpenrepublik auf der Bahn 
‚einer erobernden Außenpolitik weiterschreiten wollte, hätte sie zur 


Straffung, Zusammenfassung und Zentralisierung des Staates kommen i 
müssen. Aber die Glieder dieses Staates, vor allem die ländlichen Kan- 


‚tone, stellten ihre Selbständigkeit und Freiheit höher als die gemein- 


same Macht. Vor die Option zwischen Macht und Freiheit gestellt, hat 


| sich die damalige Eidgenossenschaft für ein Maximum an Freiheit und 
ein Minimum an Macht entschieden, statt umgekehrt die Möglichkeit der 


weiteren Verfolgung einer aktiven Außenpolitik var Opfer an innerer 


Freiheit zu erkaufen. 
Es handelt sich hier um einen Vorgang lesen chalidier Art, näm- 


lich um die Unterwerfung der äußeren unter die innere Politik, also die 
‚ Umkehrung des im allgemeinen geltenden Verhältnisses, das man mit 


‚ der Formel vom „Primat der Außenpolitik“ zu kennzeichnen pflegt. 


‚Nur durch die frühzeitige Hinwendung zur außenpolitischen Neutrali- 
“tät hat die Eidgenossenschaft ihre Freiheit und Selbständigkeit, ihren 
Bestand als unabhängiges Staatswesen während Jahrhunderten sichern‘ 
‚können. Die Neutralität war es, die der Schweiz in der Zeit der Glau- 


bensspaltung das Schicksal ersparte, in die Wirren des Dreißigjährigen 


Krieges hineingerissen zu werden; die Neutralität schützte die aus ver- 


schiedenen Stämmen, Kulturen und Sprachen zusammengesetzte Eid- 
genossenschaft in der Zeit des erwachenden Nationalismus vor der Ge- 


fahr, in ihre „völkischen“ Bestandteile auseinanderzufallen. Diese i inniger; ums 
Verknüpfung der Neutralität mit den Bedingungen unseres nationalen 


Daseins muß) man im Auge behalten, wenn man begreifen will, warum 


die Eidgenossenschaft das „Stillesitzen“ in den auf Marignano folgen- 


den Jahrhunderten zur Staatsmaxime ausgebildet hat. 


Die Schweizergeschichte läßt im einzelnen verfolgen und erkennen, 
wie sich diese Ausbildung der Neutralität zur Staatsmaxime vollzogen 


hat. Aus der von Fall zu Fall beschlossenen Neutralität wird durch 


stetige Übung eine grundsätzliche Haltung; das „Stillesiizen“ wird zum 


Prinzip nationaler Politik, zum Bestandteil des schweizerischen Staats- 


willens, sich an keinem Krieg zu beteiligen und keinen Krieg auf schwei- 


ı zerisches Gebiet tragen zu lassen. Auch terminologisch kommt die immer 


- deutlichere Ausprägung des Neutralitätsbegriffes zum Ausdruck; vom 
„Stillesitzen“ ging man aus und ist im 18. Jahrhundert bei der Formu- 
lierung der „exakten und vollständigen Neutralität“ angelangt. Und 
ein wesentlicher Punkt: diese Neutralität stützt sich immer auf den 


Willen der Schweiz und ihrer Bevölkerung, über die Unverletzlichkeit 
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' des Staatsgebietes mit eigenen militärischen Mitteln zu wa 
tralität mit bewaffneter Hand zu verteidigen - es ist eine 
5 ‚ Neutralität. Ri MD A Re ee a a: 
0.00. Eine eigentliche Unterbrechung hat die schweizerische Neutralität in 1 
den Jahrhunderten ihrer Entstehung, Ausprägung und Anwendung nur 
einmal erlitten, in der Zeit Napoleons, als zu Ende des 18. Jahrhun- 
derts mit der Unabhängigkeit der Eidgenossenschaft auch ihre Neutrali- 
tät unterging, das Land unter französische Fremdherrschaft kam und 
dem Willen des Eroberers gehorchen mußte. Nach dem Sturz Napoleons 
erstand die schweizerische Neutralität durch schweizerischen Willen als 
Phönix aus der Asche. In der Instruktion der Tagsatzung für die eid- 
....genössische Gesandtschaft beim Wiener Kongreß wurde als erstes Ziel 
. genannt die Anerkennung der Schweiz als unabhängiger Staat, als zwei- 
tes „die Anerkennung unserer Neutralität, von jeher der Hauptbasis f 
der schweizerischen Politik, drei Jahrhunderte hindurch getreulich ver- 
wahrt“. Damals wurde die schweizerische Neutralität zugleich Bestand- 
teil des Völkerrechts, indem die Großmächte des Wiener Kongresses in 
‚der Urkunde vom 20. November 1815 anerkannten, „daß die Neutrali- 
0 0.tät und Unverletzlichkeit der Schweiz und ihre Unabhängigkeit von ° 
0. jedem fremden Einfluß dem wahren Interesse aller europäischen Staa- 
ten entsprechen“. 
Die Schweiz hat diese ihrem eigenen Wiilen entspringende, aber auch 
. einem gemeinsamen Interesse der europäischen Staaten entsprechende 
"Neutralität seither. in allen, insbesondere in den von den Nachbarstaa- 
.» ten der Schweiz geführten Kriegen streng gewahrt. Durch die Aufrecht- - 
erhaltung und den Ausbau ihres Wehrwesens, das vom Lande und sei- 
nen Bürgern große Opter fordert, hat sie auch stets das Nötige ge- 
tan, um die Neutralität aus eigener Kraft wahren und verteidigen zu 
‚können. In Friedens- und Kriegszeiten trägt die Schweiz die schweren 
Lasten ihrer bewaffneten Neutralität ohne irgendwelche Absicht und 
0. Aussicht auf Ausnützung günstiger politischer Konstellationen zum 
eigenen Machtgewinn — sehr zum Unterschied zu bloß von Fall zu Fall 
Neutralen oder „Nichtkriegführenden“. 
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0. Wie sich aus diesem knappen Rückblick ergibt, stellt die Neutralität 
eine Jahrhunderte alte Tradition der schweizerischen Politik dar, de 
den besonderen Gegebenheiten des geschichtlichen Wachstums, der föde- 
rativen Struktur und freiheitlichen Staatsform der kleinen Alpenrepu- 
‚blik und ihrer geographischen Lage im Herzen Europas entspricht. Ihre 
„wesentlichen Merkmale sınd ım Wandel der Zeiten unverändert die- 
selben geblieben: die Neutralität gründet sich auf den eigenen Willen 
der Schweiz und hat die Bedeutung einer grundsätzlichen Haltung, 
welche die Gewähr der Beständigkeit und Dauer in sich schließt. Kein 
anderer Staat hat aus der Neutralität eine unbedingt verpflichtende 
Siaatsmaxime gemacht, und daher kann die schweizerische Neutralität 
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Mit Recht sagt Wilhelm Wolfgang nn daß. te n eine \ \ ar 


R geschichtliche Wirklichkeit und als eine Außenpolitik in Permanenz ... 


eine Aufgabe ist, welche genau so wie jede außenpolitische Entscheidung 
. vom Volke begriffen, gewollt und getragen sein muß“. Das Kennzeichen 
der schweizerischen Neutralität besteht tatsächlich darin, daß sie, ob- 
wohl äußerlich eine Geste des Verzichts darstellend, im üefeten Grunde 
nicht. eine Haltung der Schwäche bedeutet, sondern von der Kraft eines _ 
lebendigen politischen Willens, getragen ist, der die Neutralität als das 
durch die geschichtliche Erfahrung erprobte beste Mittel zur Erhaltung 


der Unabhängigkeit der Eidgenossenschaft erkennt und handhabt. Die f > 


Neutralität ist für das Schweizervolk kein Ruhekissen; am allerwenig- 
sten konnte sie ein solches Ruhekissen sein und werden in diesem tur- 


bulenten 20. Jahrhundert, in dem zwei Weltkriege die Grundlagen der N en 


europäischen Staatengesellschaft aufs schwerste erschüttert haben. Die 


Notwendigkeit, die Neutralität während längerer Zeiträume in der 


manchmal lebensgefährlichen Auseinandersetzung mit der Umwelt stän- 


dig neu zu begründen, zu wahren und zu verteidigen, hat an die schwei- 


zerische Staatskunst und den nationalen Selbstbehauptungswillen des 
Schweizervolks gesamthaft kaum geringere Anfgrderungen gestellt, als 


es unter Umständen eine vorübergehende einmalige Verwicklung inden 
offenen Konflikt getan hätte: „Es braucht nicht bloß Mut, Sturm zu 


sein, es braucht auch Mut, eine Insel im Sturm zu sein“ (Heinrich Fe- 
derer). Darum und wegen ihrer unzweifelhaften Bewährung in zwei 
Weltkriegen ist die Neutralität — was immer andere von ihr halten 
mögen - im Bewußtsein des Schweizervolkes auch nicht zum Petrefakt 


erstarrt, sondern in ihrer dreifachen Bedeutung als Haltung, Verpflich- ii: 


HE und Au fgabe blutvolle Wirklichkeit geblieben. 


„A state never abandons a provedly ek policy“, hat die Ame- 
en Dorothy Thompson einmal geschrieben. Die Schweiz ist sicher- 
lich berechtigt, ihre bisherige Politik der Neutralität als nachgewiesener- 
maßen erfolgreich anzusehen. Eine Preisgabe der Neutralität kommt für 
sie schon aus diesem, aber zugleich Aus manchen anderen Gründen nicht 
in Frage. Die schweizerische Neutralität ist zum Bestandteil des Völ- 
kerrechts geworden, sie entspricht heute noch einem allgemeinen und 
konstanten Interesse der europäischen Staaten, und es wäre widersinnig, 
beim Beginn des Aufbaues einer neuen internationalen Ordnung tabula 
rasa gerade mit jenen noch vorhandenen Teilen der früheren Ordnung 
zu machen, die ihre bisherige Dauer einer immanenten Vernünftigkeit 
und Zweckmäßigkeit verdanken. Die Schweiz hat für die Aufrecht- 
erhaltung der Neutralität vor Europa und der Welt ihr Wort ver- 
pfändet, und sie pflegt ihr Wort zu halten, Politisch-psychologisch von 
entscheidender Bedeutung ist dies: der Glaube an die Neutralität ist in 
der schweizerischen Volksseele jenseits aller verstandesmäßigen Über- 
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ol jeden: so tief verure daß eine Pre Seh, bes RN, tradi- R 
tionellen Staatsmaxime dureh den Souverän, d. h. durch das Volk und E 
0.00 die Stände der Eidgenossenschaft, als schlechthin unvorstellbar bezeich- 
“net werden muß. Schon der bloße Versuch, die Neutralität ernstlich zur 

Diskussion zu stellen, würde das Schweizervolk so tief verstören, müßte 

so schwere Auseinandersetzungen und Krisen hervorrufen, daß niemand 

leichthin die Verantwortung für die Entfesselung einer solchen Diskus- 
N sion übernehmen könnte, deren einzige sichere Wirkung in einer Locke- 
rung des inneren Zusammenhalts der Eidgenossenschaft bestünde; 


u 


Eh 
ARE dem aus dem Vorstehenden: klar geworden sein dürfte, was die. 
0 © ssoschweizerische Neutralität ist: namlich die zur Staatsmaxime erhobene 
0000 grundsätzliche und dauernde Nichtbeteiligung an Kriegen, bleibt zur ° 
Beseitigung mancher Mißverständnisse noch festzustellen, was die 
„schweizerische Neutralität nicht ist. . 
TRIER: Die schweizerische Neutralität bedeutet nicht Indifferenz oder Ab- | 
"0. stinenz gegenüber dem Leben, ‚der Entwicklung und dem Schicksal 
0.0. der anderen Völker. Weil es unschweizericch wäre, bloß schweizerisch 
; "zu sein, hat die kleine neutrale Schweiz im Laufe der Zeit ihr eigenes 
politisches Ethos entwickelt; die Eidgenossen haben — nach den Worten - 
des Historikers Wern@& Näf — die Neutralität allmählich ernster und 
 innerlicher gefaßt und positiver verstanden: „Neutrales Land nicht nur 
i  Reservatgebiet zur eigenen Sicherheit, sondern in europäischen Notzei- 
0... ten wohlverteidigte Zuflucht bedrohter Menschen, gefährdeter Gedan- 
ken, vermittelnder, helfender, heilender Tätigkeit, wo immer und soviel 
0... immer dies möglich ist.“ Die Gründung und das Wirken des Inter- 
| "© nationalen Roten Kreuzes in Genf sind nur der bekannteste und sicht- 
barste Ausdruck eines humanitären Helferwillens, den auf den ver- 
 schiedensten Gebieten zu betätigen die: neutrale Schweiz als ihr schönes 
Vorrecht und als eine selbstverständliche Pflicht betrachtet. Auch an den 
‘Bestrebungen und Versuchen zum Ausbau der internationalen Rechts- 
ordnung hat die Eidgenossenschaft stets lebhaften: Anteil genommen und 
: ist beispielsweise während der Zeit,der Existenz und Wirksamkeit des 
Völkerbundes unermüdlich für den Gedanken der Schlichtung inter- 
"nationaler Konflikte durch ein obligatorisches Schiedsgerichtsverfahren 
‚eingetreten. 

‘So entsprach es durchaus der Linie der tatsächlichen Entwicklung, 
wenn am 7. Oktober 1947 der schweizerische Außenminister, Bundes- 
rat Petitpierre, in einer vor dem Ständerat gehaltenen Rede erklärte, 
daß „Neutralität und Solidarität“ die leitenden Grundsätze der Außen- _ 
politik der Schweiz in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg bildeten, ' 

. Zwei in der Sphäre des abstrakten Denkens sich ausschließende Begriffe 
; ‚wurden hiermit als auf der Ebene des praktischen aufenpolitischen 
Handelns miteinander vereinbar erklärt und in den Rang von sich 
ARBenseiug ergänzenden Pflichten erhoben. Diese Formel und die auf 
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' Bewährungsprobe heüte zweifellos als verbindlicher Ausdruck der 
 außenpolitischen Grundhaltung des Schweizervolkes angesehen werden. 
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Mit Rücksicht auf die Neutralität war die Schweiz schon den Verein- 


ten Nationen nicht beigetreten; der Pflicht zur Neutralität tat sie wie- 
‚derum gewissenhaft Genüge, indem sie sich von allen im Gefolge der 


unseligen „Zweiteilung“ der Welt abgeschlossenen politischen oder 5 


militärischen Pakten fernhielt und trotz ihrer natürlichen Sympathie 


‘ für die Bestrebungen zur Einigung Europas auch auf den Beitritt zum ‘ 


Europarat verzichtete. Die Pflicht zur Solidarität erfüllte sie jedoch 


gleichzeitig durch die aktive Beteiligung an allen auf humanitärem, kul- 
turellem und wirtschaftlichem Gebiet von den Vereinigten Nationen 
und im besonderen von Amerika mit dem Marshall-Plan unternomme- 
nen Bemühungen zum Wiederaufbau Europas und der Welt. In der 


positiven Einstellung zum Marshall-Plan ließ sich die Schweiz — die 
‚selbst keine Hilfe benötigte und wünschte — auch nicht beirren durch 


k des Bundesrates dürfen nach einer mehrjährigen 


den Umstand, daß Sowjetrußland die amerikanische Hilfsaktion als 


ein imperialistisches Manöver denunzierte und für sich wie für die Sa- 


tellitenstaaten jede Beteiligung ausschlug; in voller Unabhängigkeit 
nahm sie das Recht für sich in Anspruch, ihr eigenes vitales Interesse: 


am Wiederaufbau Europas durch die Beteiligung an der Organisation für 
europäische Wirtschaftszusammenarbeit tatkräftig zu bezeugen. | 
Die schweizerische Neutralität ist auch nicht Gesinnungslosigkeit. Sie 
ist die Neutralität der Schweiz, d. h. des schweizerischen Staates, der sich 
damit auf ein bestimmtes außenpolitisches Verhalten verpflichtet; sie ist 
aber nicht ein Begriff und eine Forderung der Ethik, die für das Denken 
und Urteilen der Bürger dieses Staates gelten müßten. „Im Gebiet des 
‚Sittlichen kennen wir den Begriff der Neutralität nicht. Zwischen Gut 
und Böse, Recht und Unrecht ist die Entscheidung zu treffen“, sagt Ed- 
gar Bonjour in seiner Studie „Die schweizerische Neutralität“, die 1943, 
also in eben der Zeit erschienen ist, als das Dritte Reich dem Schweizer- 
volk die sogenannte „Gesinnungsneutralität“ aufzuzwingen versuchte. 
Die schweizerische Behörden und die öffentliche Meinung haben die Zu- 
mutung einer solchen „Gesinnungsneutralität“ immer wieder eindeutig 
zurückgewiesen. Schon im Jahre 1938 umschrieb der damalige schwei- 
' zerische Außenminister, Bundesrat Motta, den offiziellen Standpunkt 
der Schweiz in dieser Frage wie folgt: „Wir lehnen die in gewissen ' 
deutschen Zeitungen und Zeitschriften verkündete Lehre ab, welche die 
Neutralität des Staates mit der Neutralität des einzelnen Individuums 


zu vermengen sucht. Grundsätzlich ist einzig der Staat neutral ..... Der 


Bürger bleibt in seinen Anschauungen und in seinem Urteil frei.“ So 
wenig damals die Neutralität das Schweizervolk hinderte, den National- 
sozialismus abzulehnen und abzuwehren, ebensowenig hindert dieselbe 
Neutralität es heute, dem Kommunismus als Cksellshafrleher und 
Methode der revolutionären Unruhestiftung in allen Bezirken des geisti- 
’ gen und politischen Lebens mit entschlossenem Widerstand zu begeg- 
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nen. Die Schweiz weiß sich nach Gesittung, Staatsı 
form der Welt des demokratischen Westens zugehörig, die in dem großen f 
Ringen der Ideen und Mächte die Grundsätze der Menschlichkeit und 
der Freiheit vertritt, und eine „Gesinnungsneutralität“ ihrer Bürger, die. i 
diesen Sachverhalt verleugnen wollte, ist schlechthin undenkbar. 


% 


Mit den letzten Bemerkungen ist bereits die Frage nach dem Standort 
‚der neutralen Schweiz im Spannungsfeld des West-Ost-Konflikts be- — 
u rührt. Die Antwort auf diese Frage ergibt sich für den aufmerksamen 
00. Leser aus den Darlegungen prinzipieller Natur über das einzigartige 

und höchst komplexe geschichtlich-politische Phänomen, das man als 
KH „schweizerische Neutralität“ bezeichnet. Die Schweiz hält auch heute 
fest an ihrer Neutralität, die ihr die Beteiligung an jedem politischen 
' oder militärischen Bündnis verbietet, und schützt diese Neutralität durch 
eine starke, kampfbereite Armee, für deren Ausbau das Land gerade 
jetzt mit der Durchführung eines fünfjährigen Aufrüstungsprogramms 
neue und schwere Opfer bringt. Gleichzeitig setzt die Schweiz in voller 
Unabhängigkeit die internationale Zusammenarbeit auf allen für die 
Tara Betätigung ihrer Solidarität geeigneten und in Betracht fallenden Ge- 
bieten fort - unbekümmert um die Hetze des Häufleins auslandhöriger 
Kommunisten, die beispielsweise die Beteiligung an der Organisation 
für europäsche Zusammenarbeit für neutralitätswidrig erklären und das 
: eigene Land in Moskau als dem amerikanischen Imperialismus ver- 
"schrieben anzuschwärzen versuchen . . . Die Bestrebungen zur Stärkung 
der militärischen Landesverteidigung werden ergänzt durch den ent- 
schlossenen Kampf gegen die kommunistische Gefahr, der mit den Mit- 
teln des strafrechtlichen Staatsschutzes und durch den Appell an die 
Wachsamkeit und Widerstandsbereitschaft des Staatsbürgers geführt ® 
wird. Die geistige Landesverteidigung ist heute wiederum, wie in den 
Zeiten des Nationalsozialismus, eine Hauptaufgabe der Presse, die so- 
‚wohl die Schachzüge des Kommunismus im Kalten Krieg wie die Un- 
menschlichkeiten des totalitären Zwangsregimes jenseits des Eisernen 
.  Vorhangs ungescheut registriert und kommentiert. 
Daß dieser schweizerische Standort verschiedenartiger Anzweiflung 
und Anfechtung im Auslande nicht entgehen kann, ist angesichts des 
hohen Grades der internationalen Spannung begreiflich. Im einen Lager 
‚wird die Neutralität der Schweiz als überlebt und sinnlos perhorresziert 
und angegriffen, während man im anderen Lager den schweizerischen 
Neutralitätswillen zu verdächtigen und zu bezweifeln beginnt. Die 
Schweiz wird trotzdem auf dem ihr durch ein klares und unverrückbares 
außenpolitisches Programm vorgezeichneten geraden Weg ohne Zögern 
weiterschreiten. Es ist die einzige Politik, die sie mit gutem Gewissen 
und mit dem besten Einsatz ihrer Kräfte verfolgen kann, und es ist zu- 
gleich eine Politik, von der gesagt werden darf, daß sie nicht nur den 
Lebensinteressen der Schweiz dient, sondern auch einen bedeutenden und + 
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& ‚sie, ch ihre ne "Poliik ıschlagscbender Be a 
_ durch ihre unzweideutige Ablehnung des Kommunismus, durch ihren un 
zweifelhaften Wehrwillen und ihre hochwertige militärische Abwehr- 
bereitschaft tatsächlich Europa verteidigt? Jedenfalls kann niemand da 
über im Zweifel sein, daß die schweizerische Politik der bewaffneter 
 - Neutralität nichts gemein hat mit dem fatalistischen „Neutralismus“, 
der in gewissen Ländern grassiert — jenem „Neutralismus“, der nach 
dem treffenden Urteil von J. R. von Salis darin besteht, daß man 
sich von vornherein in ein ungewisses Schicksal ergibt, komme was da 
kommen möge, ohne sich für die Unabhängigkeit, die Lebensart ds 
Vaterlandes einsetzen und für seine Verteidigung die nötigen Opf rs 
bringen zu wollen... \ ES 
or Die Schweiz ist sich bewußt, daß die Fortführung ihrer traditionellen 
Politik der Neutralität für das keinem der großen Machtblöcke ange- 
| hörende kleine Land nicht nur Vorteile und Chancen, sondern a ch 
"Nachteile und Risiken in sich schließt. Auf sich allein gestellt, mag sie Habe 

das stoische Wort des großen Niederländers Wilhelm von ÖOranien zum 
Wahlspruch nehmen: „Nul n’aie besoin d’esperer pour entreprendre, ni 

_ de reussir pour perseverer — Es ist nicht nötig zu hoffen, um zu handeln, Be 
noch zu siegen, um durchzuhalten.“ Er 


Daß der historische Erfolg immer das Erste, der Werterhaltungsakt aber das Zweite 
ist, d. h. daß Erfolge das Wirksamwerden von Werten, nicht aber auch umgekehrt 
Werte den Erfolg verbürgen, das zeigt sich in tragischer Art, wenn historische Per- 
sonen, die auf Grund ihrer Erfolge vergöttlicht wurden, sofort erniedert werden, 
wenn sie etwa nachträglich Mißerfolge leiden. Theodor Lessing 
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- Sicherheit — Neutralismus — Neutralität 
| . © 


Uns alle - ob wir Bürger eines Großstaates oder eines Kleinstaates 
sind, ob wir das jüngst vergangene Völkerringen mitkämpfend und 
mitleidend erlebt haben oder ob wir von„seinem unmittelbaren .‘ 
verschont geblieben sind — beschäftigt als’ernstes Anliegen, wie Sicher-- 
heit und Frieden bewahrt werden können. Friede und womöglich Sicher- , 
heit sind zweifellos nicht nur Wünsche des kleinen Mannes, sondern 
auch der Regierenden (die ja in der Regel auch kleine Leute sind). Es 
. ist aber nur zu bekannt, daß nicht jede Regierung unter Frieden das 
gleiche versteht und über den Weg, auf dem man zum Frieden gelan- 
‚gen müsse, die gleiche Ansicht hegt. Die Verschiedenheit in der Bedeu- 
tung des Wortes Frieden, wenn es z. B. in Moskau oder von einer, 
Moskau hörigen Person ausgesprochen wird, und der westlichen Auf- 
fassung von Frieden hat die Liberale Internationale in ihrem Appell 
von Upsala unübertrefflich dargelegt, indem sie betonte, daß das Wort 
Frieden seinen richtigen und vollen Sinn erst gewinne, wenn man es 
verbinde mit dem Begriff der Freiheit. 

Innerhalb eines durch die modernen Völkerkriege bezeichneten Ab- 
schnitts des „schrecklichen 20. Jahrhunderts“, wie Churchill unlängst 
im Unterhaus unsere Epoche nannte, kommt zweifellos dem Wunsche 
und Sehnen nach Vermeidung neuer militärischer Gewaltakte bren- 
nende Dringlichkeit zu. So ist es nicht verwunderlich, daß neben den 
' Methoden und Instrumenten zur aktiven Wahrung der Weltsicherheit 
‚politische Programme und Tendenzen, die mit den Ausdrücken „Neu- 
tralität“ und „Neutralismus“ bezeichnet werden, auftreten. 

Es ist aber zu bedenken, daß dem Wunsche nach Sicherheit und 
Frieden die historische Notwendigkeit der Veränderung bestehender 
Verhältnisse gegenübersteht. Nicht nur die Regierenden, auch manche 
Völker hegen Wünsche, denen man eine tiefe Berechtigung nicht ab- 
streiten kann, die aber notwendigerweise zu ihrer Erfüllung die Ver- 
änderung bestehender Verhältnisse fordern würden. Diese Veränderun- 
gen wünschen heißt, mit dem Gedanken neuer Gewalttat spielen, wenn 
auch alle Beteiligten die Erfüllung ihres Wunsches ohne Gewalttat am 
liebsten sehen würden. f 

Unter derartigen Wünschen beanprucht vielleicht den wichtigsten 
Platz der nach einer Wiedervereinigung der getrennten Teile Deutsch- 
lands und der Wiederherstellung einer gerechten Grenze im Osten, die 
Befreiung der ihrer Souveränität beraubten Völker Osteuropas, die 
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. Überwindung der unnatürlichen Zerreißung’ rkltens. ‚die Wiederver- 
einigung Koreas, die Vereinigung Formosas mit China, die Herstellung f 
einer gerechten Ordnung in Südafrika, die Gewährung von Gerehtig- 

keit an Millionen von Flüchtlingen im Mittleren Osten und in Deussch- 
land. das TE y ae 

Diese Beispiele von Wünschen, die über den Wunsch nach Sicherheit 
hinausgehen, ja sich stärker als der Wunsch nach Sicherheit zu erweisen 
drohen, zeigen, daß auf jeden Fall die Weltgeschichte nicht zu End 

ist, wie man um die Jahrhundertwende und dann auch 1919 in man- 
chen Ländern so glücklich dachte. Sie zeigen, daß wir inmitten der 

. Krise stehen. Sie zeigen, wie schwierig Sicherheit in dieser Lage zuer- 
reichen ist und wie entscheidend deshalb unsere Geschicklichkeit, ein 
System zu errichten — oder zu erhalten, denn vielleicht besitzen wir es 
schon, ohne es zu erkennen — das wenigstens die militärische Gewaltals 

‚Mittel der Lösung dieser schwebenden Fragen ausschließt. ee N 
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"Mit Bezug auf das Streben nach Sicherheit, das ja ein altes Anliegen 
ist, hat sich in den letzten Jahrzehnten eine tiefe Veränderung voll- Be 
zogen. Sie wird unmittelbar sichtbar, wenn wir einen Blick auf de _ 

‘ Liste der Mitglieder der Vereinten Nationen werfen. Vor 35 Jahren gab. m | 
es noch acht Großmächte - Rußland, Österreich, Deutschland, Frank- 
reich, Italien, Großbritannien, die Vereinigten Staaten von Amerika, | 
Japan. Heute gibt es noch zwei Großmächte — die Sowjetunion und die, 


ee a leise 


Vereinigten Staaten. Zwischen ihnen die ihres einstigen Ranges entklei- 
deten Mächte, die als mittlere Mächte in den internationalen Räten mit- 
sprechen, oder aber die Splitter und Stücke früherer Großmächte nd k 
Kolonialreiche, die zum, Teil nicht einmal der Mitgliedschaft bei dn 
 ., Vereinten Nationen teilhaftig sind. Wenn vor 1914 die Wahrung ds 
Friedens — nur unsicher, wie man bald entdecken sollte - auf dem 
Gleichgewicht der Waften der acht Großmächte und der Schachzüge 
ihrer Diplomatie beruhte, so wurde 1919 das System der kollektiven <a 
Sicherheit errichtet. Auch dieses System konnte den Frieden nicht wah- a 
ren. Aber es überlebte als Idee den Krieg, weil dieser ja nicht wegen 1 
des Versagens des Systems, sondern wegen seiner vorzeitigen Preisgabe Be 


durch die Mächte, wegen seiner Nichtanwendung, möglich geworden 
war. i 

‘Die Vorteile der kollektiven Sicherheit sind mit Händen zu greifen. 
Ein Staat, der das Völkerrecht zu brechen oder den status quo mit Ge- 
“walt zu ändern versuchen sollte, weiß, daß er mit Widerstand der Mehr- 
heit der Völkerfamilie zu rechnen hat. Mancher Historiker meint, daß | 
sowohl 1914 wie 1939 der Krieg verhindert worden wäre, wenn dr ° 
den Konflikt entfesselnde Staat gewußt hätte, daß er damit den kol- 
lektiven Widerstand einer Mehrheit von Mächten auslösen würde. Vor 
allem schließt das System aus, daß eine Macht, indem sie sich jeweilen 
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den schwächsten Punkt aussucht, Schritt für Schritt und Stü 
ihre‘Nachbarn unterwirft oder vernichtet. a Ber 

> Aber auch die Nachteile der kollektiven Sicherheit sind leicht zu er 


kennen. Sie ist geeignet, die Wachsamkeit der einzelnen Mitglieder des 


 Sicherheitssystems einzuschläfern und ihre Bereitschaft, sich selbst die 


schwächen. Dabei ist aber die kollektive Sicherheit nur so viel wert wie 
die Summe der militärischen Stärke der an dem System teilnehmenden 
" Staaten. Ein weiterer schwerwiegender Nachteil ist, daß bei Anwendung 
0 des Systems der kollektiven Sicherheit jeder örtliche Konflikt sich sofort 
0 zum allgemeinen Krieg ausweiten muß. Man hat darum nicht unzu- 
treffend gesagt, kollektive Sicherheit bedeute auch kollektive Un- 
un sicherheit. 

0.00 Wie wirkt sich das Phänomen des Dahinsterbens der Großmächte 
. auf dieses System der Weltsicherheit aus? Nach 1920 gründete es sich 
noch auf den Bestand von sechs solchen Mächten. Nur Österreich und 
.  »Rußland waren ausgeschaltet — dieses vorübergehend, jenes endgültig. 
N Es war also theoretisch denkbar, daß beim Ausbrechen einer dieser zwar 
ungleichen, aber doch gleichwertigen Mächte aus der internationalen 
; Friedensordnung die Mächte im Verhältnis von fünf zu eins, die fünf- 
0 fache Übermacht zudem verstärkt durch die von ihrer Übermacht not- 
 wendigerweise angezogenen mittleren und kleineren Staaten, den Frie- 
 .densbrecher bestrafen konnten. | 

: "Wie aber heute? Es sind noch zwei Großmächte vorhanden, die durch 
die ungeahnte Zusammenballung von wirtschaftlicher und militärischer 
Macht in ihrem Bereich eigentlich zu Riesenmächten emporgewachsen 
sind und durch dieses Wachstum allein schon Mächte wie Frankreich 
und England zu Zwergen gemacht haben. 

Im Falle eines Übergriffs eines kleineren Staates kann dieser, wenn 
das System spielt, in der Tat leicht eingedämmt werden. Wenn das Sy- 
stem spielt — das heißt wenn nicht eine der Großmächte die Partei des 
.  Aggressors ergreift. Wenn aber eine der beiden Großmächte als Angrei- 
fer auftritt, so stehen sich die Großmächte im Verhältnis eins zu eins 
. gegenüber, und der Ratschluß, wer von beiden nun als der „Angreifer“ 

zu betrachten sei, ist den mittleren und kleineren Staaten überlassen, 
die sich damit gleichzeitig schlüssig werden müssen, auf welche Seite sie 
. treten wollen. Deshalb das Werben der beiden Großmächte — mit ganz 
‚verschiedenen Mitteln — um eine Vorentscheidung dieser Mächte, die 
sie im Falle der Krise fest an die eine Seite bindet. 
Damit ist aber der Boden der kollektiven Sicherheit eigentlich schon 
‚ verlassen und ein System der Allianzen eingeleitet, das auf ganz andere 
} Weise friedenwahrend wirken soll, nämlich durch die Herstellung eines 
Gleichgewichts. 
ö Der Gedanke liegt nahe und ist auch schon oft erwogen worden, ob 
dem System der kollektiven Sicherheit nicht neues Leben eingeflößt 
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zur Behauptung nötigen militärischen Einrichtungen zu schaffen, zu 


cht in sein ‚früheren ae wideherseilit: ge “8 
Önnte, wen en beiden bestehenden Riesenmächten wenigstens 
noch eine ihnen ebenbürtige Macht emporwachsen würde. Was käme als _ 
1 ‚solche Macht in Frage? - 
"Der Blick wendet sich al naturgemäß zuerst dem Britischen 
I hontien hd zu. Könnte dieses, als Weltreich, an die Stelle treten, 
die das Vereinigte Königreich nicht mehr ausfüllen kann? Arnold Toyn- 
bee antwortet auf diese Frage: „On a bare statistical test, yes; on a 
geographical and political test, no.“ (Civilization on Trial, 5.138.) 
| In der‘ Tat würde eine Zusammenzählung der Fläche, der Bewohner- R 
zahl, der wirtschaftlichen und militärischen Möglichkeiten der Mit- 
| glieder des Commonwealth eine Großmacht im modernen Sinn, die 
dritte Großmacht, ergeben. Das über die ganze Erdkugel zerstreute Ge- 
bilde hätte aber nicht das auf eine geschlossenen Ländermasse beruhende 
Gewicht der Sowjetunion oder Amerikas. Um es zur ebenbürtigen Mili- 
tärmacht zu machen, müßte man e®zu einem politisch zentralisierten 
" Gebilde zurückverwandeln. Die ganze Entwicklung, die seit 1782, seit 
der Anerkennung der Unabhängigkeit der. Vereinigten Staaten durch 
England, ununterbrochen fortgeschritten ist und deren Frucht eine Reihe 
blühender, unabhängiger Staaten ist, die nur durch das lose Band ge- 
meinsamer Traditionen verbunden sind, müßte unterbrochen, ja auf- 
gehoben werden. Und das ist so unmöglich, wie es unmöglich wäre, das 
Wasser durch Befehl zu zwingen, bergauf zu fließen. | 
Wäre ein Vereinigtes Europa in. der Lage, die Rolle der een N, 
Großmacht zu übernehmen? Auch hier würde die Statistik ja sagen, 
und zudem würde sich die Geographie bejahend an ihre Seite stellen. 
Die Politik aber sagt nein. Denn der zentralisierte Militärstaat, der 
nötig wäre, um ebenbürtig neben den Großmächten zu bestehen, wäre 
durch die "Vernichtung dessen zu erkaufen, was überhaupt Europa Ma: 
ausmachte: der Vielgestalt, des freien Nebeheinanders von Staaten 
jeder Größe, der freiheitlichen Einrichtungen. Der Versuch ist ja von 
Deutschland unternommen worden und unter furchtbaren Verlusten 
für Europa gescheitert. Und ein Teil Europas ist bereits von einer 
der beiden Großmächte an sich gerissen worden. Diesen Teil entlang 
der Grenzen, die ein Europa umschließen müßten, aus dieser Bindung 
herauszulösen, würde aber ja gerade den Konflikt entfesseln, den zu 
vermeiden jedes Sicherheitssystem beabsichtigt. Das alles spricht keines- 
wegs gegen den Gedanken eines europäischen Zusammenschlusses, der 
nach wie vor als eine der besten Sicherheitsgarantien erscheint. Nur die 
Errichtung Europas als dritte — ebenbürtige - Großmacht erscheint als 
Unmöglichkeit. 
‘Könnte das Riesenreich Indien zur Großmacht im modernen Sinn 
emporsteigen? Hier wären nur die geographischen Bedingungen gegeben. hs 


Wirtschaftlich ist dieser Subkontinent so schwach, daß es, auch wenn 
Indien alle seine hochgesteckten Ziele in der gesetzten Frist verwirk- 2 
20000 
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licht, Jahrzehnte dauern wird, bis es an Wirtschaftsmacht auch nur i 
Rang eines Mittelstäates erreicht, Und politisch hat es seinen Weg in 
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mit, dem Bruderkrieg bedroht und ihm seine Handlungsfähigkeit nach 
außen raubt. TE ey 
China aber ist vor vierzig Jahren in eine Phase seiner mit langsam 
rollenden Wogen daherströmenden Geschichte eingetreten, die es zer- 
rissen und jetzt unter der eisernen Faust der kommunistischen Macht- 
haber wieder zusammengefaßt hat, die es, wenigstens vorübergehend, in 
die Abhängigkeit von Moskau führt und deren weiteren Verlauf nie- 
mand voraussagen kann. Für die Betrachtung unserer Generation ist ü 
China zweifellos nicht in der Lage, die Rolle einer selbständig undnah 
außen handlungsfähigen Großmacht zu übernehmen. 

Es gibt also keine dritte Großmacht. Ist damit der Gedanke der kol- 
lektiven Sicherheit zur Ohnmacht verurteilt? Man wird diese Frage 
nicht leichthin bejahen. « 

Die Großmächte sind nicht die einzigen Quellen internationaler Kon- 

0 flikte. Sie haben einen Grad der Sättigung erreicht, der sieim Grunde 
r zu Wahrern des status quo bestimmen müßte, wenn sie nicht, wie es z.B. 

beim Ottomanischen Reich oder beim nachrevolutionären Frankreich der ö 

0. Fall war oder heute beim Moskowitischen Reich der Fall ist, durch den 

), totalitären Geltungsanspruch einer Religion oder Pseudoreligion oder‘ 

’ durch die dynamischen Kräfte einer Ideologie zur Ausdehnung getrieben 

werden. Manche internationalen Konflikte nehmen ihren Ausgang von 

I ‚kleineren oder kleinsten Staaten. Die kollektive Sicherheit erfüllt des- 

 ...% halb schon eine wichtige Funktion, wenn es ihr gelingt, solche Brandherde 

N auszutilgen, bevor die Großßmächte von dem Feuer ergriffen werden. 

Weiter ist aber der Begriff der kollektiven Sicherheit heute viel um- 

_ fassender als noch zur Zeit des Völkerbundes. Die Gründer der Ver- 
einigten Nationen haben den: Gedanken der sozialen Sicherheit mit 
in’ ihre Pläne einbezogen. Die Förderung des wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritts auf der ganzen Welt betrachten sie als eine kol- 
lektive Friedenssicherung. Sie soll die Kriegsgründe beseitigen, die in 
wirtschaftlicher und sozialer Not und Ungleichheit liegen können. So 
geringfügig die Erfolge sind, die auf diesem Gebiet von den Vereinigten 
Nationen selbst bis jetzt erzielt wurden, so wird man doch den - ° 
Gedanken in seiner grundsätzlichen und programmatischen Bedeutung 
nicht unterschätzen dürfen. Denn er hat dazu beigetragen, gewissen . 
‚Initiativen den Weg zu öffnen, die sich als fruchtbar erwiesen haben. 
An erster Stelle steht hier der Marshall-Plan, der, wie wir alle wissen, $ 
Europa vor dem Untergang bewahrt hat. Auf der Ausdehnung des Be- 
griffs der internationalen Sicherheit durch die Vereinten Nationen be- 
ruht ferner das sogenannte „Punkt-Vier“-Programm, das zwar heute- 
durch die Aufrüstungspolitik in den Hintergrund gedrängt ist, das aber 
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im Falle einer internationalen Entspannung eines der wichtigsten An- 
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kollektiven Sicherheit vorgesehen. Diese Bestimmung, welche defensiven 
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liegen der Welt werden dürfe. 
' Die Vereinten Nationen haben ferner in ihrer Satzung auch den Ab- 


schluß von Regionalpakten (Artikel 52-54) als Mittel zur Wahrung der 


Allianzen neben den Vereinten Nationen den breitesten Raum gewährt, 


stellt im Grunde eine Abschwächung, ja eine Durchbrechung des Gedan- 
kens der kollektiven Sicherheit dar. Aber sie hat es möglich gemacht, daß 


die Entwicklung, die sich nach dem Zusammenbruch der Koalition der 
ae abzeichnete, auf der die Vereinten Nationen ursprünglich hätte 


" aufgebaut werden sollen, sich vollziehen konnte, ohne daß dadurch die 
' Vereinten Nationen zusammengebrochen wären. ; x 
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Wir haben gesehen, daß durch das Wegfallen der Vielheit von Mäch- 


ten die Staaten heute gewissermaßen aufgerufen sind, von vornherein 


für die eine oder die andere Großmacht Stellung zu beziehen, da im. 


Falle des Ausbruchs eines Konflikts Zeit und Raum zur Wahl eigentlich 
nicht mehr gegeben wären. 

Es handelt sich hier nicht mehr/, darum, wie bei früheren Bündnissen, 
ausreichende Kräfte zur Verfügung zu haben, um einen Feind zu schla- 
gen, falls er angreifen sollte - oder gar den Feind mit genügender Über- 


legenheit anzugreifen. Dafür war es nicht nötig, daß die verbündeten - 


Nationen ihre Absichten von vornherein kundtaten — ja.es wurde im 


Gegenteil oft für wünschenswert gehalten, Bündnisse dieser Art geheim- 


zuhalten. Heute ist die Forderung, daß kleinere Staaten im voraus Par- 
tei ergreifen und sich für den Fall einer Aggression zu gemeinsamem 


Widerstand verpflichten, im Grunde auf das Ziel gerichtet, den mutmaß- 


lichen Gegner davon abzuhalten, überhaupt eine Aggression zu wagen. 
Diese wesentliche Eigenart einer vorherigen Parteinahme stellt in dem 


Sinn einen Fortschritt gegenüber dem 19, Jahrhundert dar, als ihr Ziel - 
in erster Linie ist, einen Krieg zu verhüten, und erst in zweiter Linie, 


einen Krieg zu gewinnen. R} 

Es ist verständlich, daß sich gegen den Zwang zu einer solchen Wahl 
Widerstand regt. Nennen wir diese Regung des Widerstands einmal 
„Neutralismus“, ohne vorerst den‘Begriff zu definieren und zu quali- 
fizieren. In Deutschland wird diese Abneigung gegen einen. Entscheid 
vor allem genährt durch die Überlegung, daß er der Wiedervereinigung 
der beiden voneinander getrennten Teile Deutschlands und der Wieder- 
herstellung einer gerechten Ostgrenze entgegenstehen könnte. Der Neu- 
tralismus wird ferner genährt durch die Bedenken grundsätzlich-poli- 
tischer Art, die gegen das Tragen von Waffen bestehen, und schließlich 
durch eine — im Grunde verlogene — Trotzeinstellung. ; 

In Frankreich sind wohl zwei Hauptströmungen des Neutralismus zu 
unterscheiden. Die eine ist realpolitischer Art - sie wird vertreten durch 
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Zeitungen wie „Le Monde“ -- und argumentiert so, daß eine Allianz- 
politik und die damit verbundene Notwendigkeit der Aufrüstung über 


die wirtschaftlichen und seelischen Kräfte Frankreichs gehe. Ferner be- ’ 


dinge sie die Aufstellung deutscher Truppen, die um jeden Preis ver- 


mieden werden müsse. Die andere Strömung des Neutralismus in Frank- 


reich fließt aus ideologischer Quelle. Da ist einmal die Abneigung der 

Sozialisten und Linkskreise gegen den durch Amerika verkörperten 

» „Kapitalismus“. Dann besteht das aus dem letzten Jahrhundert stam- 
mende Vorurteil der Intellektuellen gegen Amerika. Man muß hier an 
den so wahren Ausspruch von Toynbee erinnern (Civilization on Trial, 
S. 132): „In allen Dingen, die sich außerhalb des Bereiches unserer 
eigenen Erfahrung als Erwachsene halten, sind wir ohne Ausnahme ge- 
neigt, unüberprüft und unverändert die primitiven und einfältigen Vor- 
stellungen beizubehalten, die uns in der Kindheit eingeprägt wurden.“ 
Ferner spielt das eine Rolle, was man in Frankreich als „amerikanische 
Unverantwortlichkeit“ bezeichnet und dessen Inhalt die Vorstellung 
‘ist, daß Amerika leichthin einen Krieg entfesseln könnte und dabei un- 
bedenklich seine Verbündeten mitreißen würde, 

In Japan, um das Beispiel eines weiteren Landes zu erwähnen, be- 
ruht der Neutralismus auf ähnlichen Überlegungen. Als realpolitischer 
Grund kommt dazu, daß Japan die wirtschaftlichen Beziehungen zu 
dem im anderen Lager stehenden China, die ihm lebenswichtig erschei- 
nen, nicht einer Allianz opfern möchte. 

Erinneren wir nur kurz daran, daß auch in den Vereinigten Staaten 
‚neutralistische Strömungen bestehen. Sie führen dort zu der Erschei- 
nung des Isolationismus. | 
Der Neutralismus Indiens beruht auf der Überzeugung, daß man 
gegen eine äußere Aggression durch die geographischen Gegebenheiten 
geschützt und gegen die innere Aggression des Kommunismus durch 
jahrtausendealte moralische und religiöse "Traditionen geschützt sei. 
Nachdem man die britische Oberherrschaft abgeschüttelt hat, will man 

sie nicht durch ein Band irgendeiner Art zur westlichen Welt, und sei es 
auch nur so lose geknüpft wie eine Allianz zwischen souveränen Staaten, 
ersetzen. Und vor allem nicht durch ein Band zu den Amerikanern, 
deren Eintreten für die Befreiung Indiens, das wahrscheinlich für die 
rasche Herbeiführung der Lösung bestimmend war, nun damit gelohnt 
wird, daß man sie auf die früher den Engländern vorbehaltene Stelle 
des Altars des Hasses stellt. 

+ 

Der Neutralismus als politische Strömung ist aber noch keine Lösung. 
Was kann der Neutralismus als politisches Programm vorschlagen? Doch 
wohl nichts anderes als die Neutralität — oder die Neutralisierung — 
des betreffenden Staates. Welches sind aber die Aussichten der zwischen 
den Großmächten stehenden Mächte auf die Errichtung und Aufrecht- 
erhaltung der Neutralität? Zweifellos ganz verschiedene. 
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stimmigkeit der Großmächte durchaus fehlt, andererseits Objekte einer 


Neutralisierung Staaten von einer Größe und Bedeutung wären, die aus 


Gründen des nationalen Selbstbewußtseins eine solche Verfügung zu- 


rückweisen würden. 
Könnten aber die westeuropäischen Staaten sich als neutrale Mächte 


zwischen “den Großmächten konstituieren? Es sind zwei Möglichkeiten 
‚theoretisch denkbar. Die eine wäre, daß sie - ähnlich wie einst, aber nicht 


heute, die skandinavischen Staaten — ihre militärischen Rüstungen nie- 
derlegen mit der Begründung, daß sie als Neutrale sich ohnehin nicht an 
irgendeinem internationalen Konflikt zu beteiligen gedächten. Diese 


Mächte aber — Deutschland, Frankreich, die Beneluxgruppe, Italien — 


verfügen zusammen über 


eine Bevölkerung von 155 Millionen Menschen (USA 152). 
eine Stahlproduktion von 32 Millionen Tonnen (USA 88) 


"eine Kohlenproduktion von 215 Millionen Tonnen (USA 500) 


eine Produktion von elektrischer Energie von 155 Milliarden Kwh im 
Jahr (USA 330). 

Sie kommen damit an Volkszahl den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika gleich; ihre Produktionsziffern erreichen fast die Hälfte derjenigen 
Amerikas. 

Selbst wenn man keiner der Großmächte die Absicht zuschreiben will, 
gewaltsam — es bedürfte bei einem solchen ungeschützten Gebilde ja 


zudem kaum der Gewalt — diese Produktionskapazität in ihren Macht- 


bereich zu ziehen, so wäre der europäische Komplex viel zu wertvoll, 
als daß er im Niemandsland liegenbleiben könnte. Mindestens würden 
sich die Mächte mit derartigem. Argwohn überwachen, um zu verhindern, 
daß die eine größeren Einfluß gewinne als die andere, daß es mit der 
politischen Unabhängigkeit des neutralen Gebildes sehr bald zu Ende 
'ginge. Und das Mißtrauen würde zu täglich wachsenden Spannungen 
führen, die schließlich in dem Konflikt ausmünden könnten, den man 
vermeiden will. | 
Die andere Möglichkeit ist, dieses gefährliche militärische Vakuum 
nicht zuzulassen. Die neutralen ‚europäischen Staaten würden sich, eıin- 
zeln oder gemeinsam, eine Landesverteidigung schaffen, die genügen 
würde, die Leere auszufüllen. Das würde aber materielle und persönliche 
Leistungen erfordern, die mindestens so groß sind, ja zweifellos größer 
wären als diejenigen, die von den Mitgliedern der Nordatlantischen 
Gemeinschaft erwartet werden. Das Motiv der Neutralität, das in der 
Ersparnis von militärischen Anstrengungen liegt, würde also dahinfallen. 
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Eine Militärmächt von be Größe e eines Me ee öde #7 
‚Italien, die so stark ist, daß sie sich erfolgreich zu ‚behaupten hoffen E 
.darf, würde ein derartiges Gewicht erlangen, daß sie, indem sie dem N 
Gesetz der "Wahrung der eigenen Interessen folgt, dieses Gewicht not- 
wendigerweise auch in die Waagschale legen würde. Sie müßte Groß-. 
machtpolitik betreiben, ob sie will oder nicht, und damit vom schmalen 
Pfad der Neutralität abweichen in dem Augenblick, in dem sie über- 
haupt beginnen könnte, ihn zu beschreiten. 

Auch sei noch vermerkt, daß eine neutrale Macht aus den Vereinten 
Nationen austreten müßte, da die Satzung ihr — auf Verfügung des 
Sicherheitsrates, hin — die Teilnahme an militärischen Sanktionen gegen 
einen der Aggression schuldig befundenen Staat auferlegt. Es is® deshalb _ 

' für Westeuropa unmöglich, in Neutralität oder Neutralismus zu ver- 
harren. Auch als „Dritte Macht“ kann es, selbst wenn es sich enger zu-, 
sammenschließt, nicht auftreten. Dagegen kann ein vereinigtes und da- 

mit starkes Westeuropa als Partner der atlantischen Mächte — Groß- 
britannien, Vereinigte Staaten von Amerika und Kanada - einen wich 
tigen und mäßigenden Einfluß ausüben, sowohl auf die ihm gegenüber- 
stehende Weltmacht der Sowjetunion wie innerhalb des Bündnisses 

‚selbst, dem es angehört. 

Dieser Umschreibung der Möglichkeit — oder Unmöglichkeit — einer 
‘wirklichen Neutralität von Staaten wie Deutschland oder Frankreich 
-oder Italien ist auch schon das Bild der Schweiz und ihrer Neutralität 

- einbeschrieben. Diese wahre Neutralität beruht auf einer seit Jahrhun- 
derten durchgeführten Politik eigener Wahl. Sie hatte schon mehrfach 

Gelegenheit, sich zu bewähren, und dürfte deshalb dem Mißtrauen der 

‚Mächte nicht in gleichem Maße ausgesetzt sein wie eine Neutralität 
jüngster Konstruktion. Die Schweiz verfügt über eine im Verhältnis zu 
ihrer Größe starke Armee, .die so Ei erlen: ist, daß zum mindesten 
von einem militärischen Vakuum nicht gesprochen werden kann. Wirt- 
schaftlich kommt der Schweiz, vom Gesichtspunkt von Machtgebilden 

des Ausmaßes der heutigen Großmächte aus betrachtet, nur geringe Be- 

deutung zu; sie hat kein Gewicht, dessen Verschiebung das Gleich- 

gewicht der Kräfte beeinflussen würde. Die militärgeographische Lage 

an den wichtigsten Alpenpässen hat zudem im Zeitalter der Welt- 
strategie und des Luftkrieges erheblich an Bedeutung eingebüßt. 

“Der Vergleich mit der Schweiz stellt nun auch den Schlüssel dar zum 

\ Verstehen der Bedingungen der Neutralität und läßt ein Urteil wagen 
über Möglichkeit oder Unmöglichkeit der Neutralität. Wir glauben sie“ 
we Deutschland, Frankreich, die Beneluxstaaten, selbstverständlich auch 

für Großbritannien, für Italien, für ‘die Türkei ausgeschlossen, Sie ist. 
denkbar für die skandinavischen Staaten, einzeln oder ‚gesamthaft, ein- 
schließlich Finnlands. Sie wäre denkbar für Spanien, wenn ‚in diesem 

ı Lande erträgliche soziale Zustände zurückkehrten und ein: leistungs- 

fähiges politisches System eingerichtet werden könnte, das als Grund- 
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age für eine staı ke Landesverteidigung und eine feste innenpolitische R 


und Außenpolitische Linie dienen würde, Neutralität scheint ausge- 


schlossen für Indien wegen seines viel zu großen eigenen Gewichts. Er- 
Innern wir uns daran, daß Neutralität sich als nicht zu verwirklichen 
“erwies für die Vereinigten Staaten von Amerika, trotz ihrer entfernten, 

 insularen Lage und trotz allen Versuchen ihrer Regierungen und der 


‚öffentlichen Meinung, sie zu erhalten. Für Japan dagegen bestehen viel- 


leicht Aussichten, erfolgreich sich zur Neutralität durchzuarbeiten. Die 


insulare Lage erleichtert es, eine Verteidigung mit begrenztem Kraft- 


 aufwand zu organisieren. Die absolute Größe Japans und das Gewicht 


1%; 


seiner Bevölkerungszahl erscheinen vermindert, wenn man beide ver- 
gleicht mit der Größe und Bevölkerungszahl der benachbarten asiatischen 


Reiche. Die öffentliche Meinung ist infolge von Krieg und Niederlage 


auf den Gedanken vorbereitet. 


Die Betrachtung ist bis jetzt unter der Annahme geführt worden, daß 
jeder einzelne Staat frei darüber entscheiden könne, welchem Macht- 


block er sich anschließen würde, wenn er zum Entscheid aufgefordert 


wäre oder aber dem Entscheid eben ausweichen könnte durch das Be- 


kenntnis zur echten Neutralität oder durch die Flucht in den Neutralis- 


‚mus. Sie hat argumentiert, als wenn beide heute noch übrigbleibenden 
Großmächte wesensmäßig gleich wären. Es ist kaum nötig, das aus- 
drücklich als bloße Arbeitshypothese zu bezeichnen. Zu sehr ist uns be- 
wußt, daß die Vereinigten Staaten von Amerika zwar eine Großmacht 


sind, die ihre Interessen und diejenigen ihrer Bürger kraftvoll zu wah- 
ren weiß, daß sie aber die Achtung vor der Freiheit — auch anderer -— 


die Verteidigung der Menschenwürde, die Achtung vor dem Völker- 


‚ recht als oberstes Gesetz anerkennen. Wir wissen, daß in den Vereinig- 


ten Staaten der Liberalismus das ganze Leben durchwebt und daß die 
christliche abendländische Tradition dort noch weit lebendiger ist als 


im skeptischen Europa. 

Wir wissen auf der anderen Seite, daß in der Sowjetunion sich asiati- 
scher Absolutismus mit russischem Messianismus verbinden, daß ein auf 
primitiver Entwicklungsstufe stehendes Völkerkonglomerat durch eine 


aus Deutschland bezogene pseudowissenschaftliche Lehre und eine die 
Mittel der modernen Technik meisternde herrschende Gruppe unter- 


worfen und zum willenlosen Werkzeug gemacht worden ist. 

Welches auch die Absichten der einen oder der anderen Macht sein 
mögen - Europa, Südamerika, Indien, Indonesien, Japan, Afrika, 
Australien wissen, daß sie nicht zu wählen haben. Europa hat nicht 
etwa Amerika sich anzuschließen, Amerika zu folgen. Amerika und 
Europa stehen sich historisch, geistig und politisch so nahe, daß sie ge- 
 wissermaßen eins sind. 

‚Die Spannung aber, die zwischen den Großmächten besteht und die 
die Welt entzweit, ist keineswegs bloß militärischer oder wirtschaft- 
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Sowjets bedeuten müßte. Er möchte diese Unterjochung durch eine 
Reihe von Maßnahmen und durch’eine Haltung vermeiden, die er für 
möglich hält, die aber, wie hier darzulegen versucht wurde, gar nicht 
zu verwirklichen sind. | 
Bedeutet dies aber nicht eine Verurteilung der Neutralen? Die Staa- 
ten, die als Neutrale genannt wurden oder denen die Möglichkeit zu- 
geschrieben wurde, echte Neutralität zu gewinnen und zu beobachten, 
gehören zum größten Teil der westlichen und christlichen Welt an. Ist 
es nicht ein Verrat, das zu wissen und anzuerkennen und sich nicht von 
vornherein an jedem Bündnis und jeder Vorkehrung zu beteiligen, die 
der Verteidigung dieser westlichen und christlichen Welt dienen kann? 


. Dem ist nicht so. Wirkliche Neutralität beruht auf einer im Verhält- 
nis zur Größe und Bedeutung des Staates starken Stellung. Sie beruht 
auf der Fähigkeit, das Staatsgebiet mit Aussicht auf Erfolg, wenn auch 
nicht dauernd, so doch eine Zeitlang, zu verteidigen. Die Verteidigung 
soll so stark sein, daß, während sie geführt wird, eine internationale 
Konstellation sich bilden kann, die eine Aussicht auf den Sieg eröffnet, 
Ein so starker Staat kann es aber auch unternehmen, das westliche Erbe 
innerhalb seiner Grenzen zu verteidigen. Er bedarf weder der Hilfe von 
außen noch muß er als Gegenleistung für solche Hilfe seine Kräfte in 
eine Allianz einbauen. Er wird an seiner Stelle, ohne Bindungen poli- 
tischer- Art zu übernehmen, alles das tun, was ihm die historischen Bin- 
dungen kultureller und moralischer Art, über die der Entscheid längst 
gefallen ist, die er weder zu knüpfen braucht noch lösen kann, zu tun 
gebieten. ; 
Hier liegt wohl die Abgrenzung zwischen Neutralismus und Neu- 
tralität: wer das westliche Gedankengut im Innern zu wahren weiß, 
wer sich nach außen zu verteidigen vermag, wer nie ein politisches oder 
militärisches Vakuum darstellen wird, der darf versuchen, neutral zu 
"sein. Wer aber, ohne diese Voraussetzungen zu erfüllen - ob es möglich 
ist oder nicht, ist nicht Verdienst oder Vergehen, sondern Gegebenheit. 
der Natur und der Geschichte — versucht, sich von der Auseinander- 
setzung fernzuhalten, dessen Haltung wird man als Neutralismus be- 
zeichnen müssen. Und Neutralismus bedeutet Gefahr für den Träger- 


36 


{ hr — wir nennen es  Menie „Kalten Kr en den A ian 


ı den 


. sein. Neuralisische ‚Hohlräume I  maheroliiiher Vakuum, 
die Weltgeschichte so wenig, wie die Natur mit ihrem „horror va urn; 
Leeres area 3 


2 Was man also für Fortschritt der Sittlichkeit zu halten pflegt, ist die: a le 
= Freleeiäkkeie und Fülle der Kultur und b) durch die enorm gesteigerte Staatsmacht 5 HR 
 herbeigeführte Bändigung des Individuums, welche bis zur förmlichen Abdikation 
desselben gedeihen kann, zumal bei einseitigem Vorherrschen des Gelderwerbs, der 
; zuletzt alle Initiative absorbiert. Es ist genau ebensoviele Einbuße an Initiative und : 
Ay Kraft, zu Angriff und Verteidigung eingetreten. 
BR Jacob Burckhardt, „Weltgeschichtliche Betrachtungen“ 
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Um das Jahr 1500 galt die Schweiz als stärkste Militärmacht Mittel- 
europas. Der Burgunderherzog Karl der Kühne war besiegt, der. An- 
griff des deutschen Kaisers erfolgreich abgewiesen worden. Getragen und 
angetrieben von diesen Siegen vermochten die Eidgenossen der. ‚Ver- 
suchung nicht zu widerstehen, über die Grenzen vorzustoßen und fremde . 
Länder zu erobern. Klarsehende Männer wie Niklaus von Flüe erkannten 
jedoch, daß mit zunehmender Größe des eigenen Machtbereiches zu viele 
Energien für die Beherrschung der unterjochten Völker verwendet wer- 
den mußten und zu wenig Kräfte für den Aufbau des eigenen Landes 
übrigblieben. Um die militärische Schlagkraft zu erhöhen, sahen sich die 
Eidgenossen gezwungen, immer mehr Krieger einzusetzen und Verwal- 
‚ tungsorgane aufzustellen, wodurch die Freiheit des einzelnen beschnit- 
ten wurde. Der Drang nach Macht war lange Zeit stärker als alle Be- 
denken, und jahrelang’ schritten die Schweizertruppen in der Lombardei 
von Sieg zu Sieg. 1515 erreichte sie aber das Schicksal, und sie erlitten 
bei Marignano eine schwere Niederlage, die zur entscheidenden Wen- 
' dung in der schweizerischen Geschichte wurde. 
Die Zeitgenossen empfanden Marignano als schweren Schicksalsschlag. 
Aber die verlorene Schlacht erwies sich später als eine glückliche Fügung. 
Sie zerstörte den Machttraum der Eidgenossen für Iminier indafalre 
zum bewußten Verzicht auf jegliche Beteiligung an europäischen Hän- 
deln. Man hatte erkannt, daß es zu wählen galt zwisghen der Freiheit. 
des einzelnen Bürgers in einem kleinen Land und dem Zwang innerhalb 
eines großen Machtraumes. Die Schweizer fällten den bis heute gültigen - 
Entscheid, im Interesse der Freiheit und des innern Reichtums Kleinstaat 
zu bleiben. Es gab allerdings damals und in den spätern Jahrhunderten 
immer wieder Eidgenossen, die sich mit dem Entscheid nicht abfinden 
wollten und sich dabei andern Staaten als Söldner verdingten. Diese 
" Reisläufer waren gesuchte Krieger in allen Heeren Europas, und oftmals 
traten sich auf fremden Schlachtfeldern Landsmänner gegenüber. Die 
ausländischen Monarchen wetteiferten um die Anwerbung junger Schwei- 
zer und bestachen mit großen Summen die Regierungen der einzelnen 
"Orte, was zu großen Korruptionen führte. 

Die Eidgenossenschaft als Staat blieb aber fortan NRNE und Kiel 
sich allen fremden Kriegen fern. Dank ihres alten Kriegsruhmes' wurde _ 
sie selbst während des Dreißigjährigen Krieges nicht'ernsthaft angegrif- 
fen. Diese Stille führte mit der Zeit jedoch zur Vernachlässigung des 
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allgemeine "Wehrpflicht erhalten, und besonders die Zeughäuser der 


Städte wurden mit guten Waffen angefüllt. Aber die früher. regelmäßig 
durchgeführten Übungen wurden immer spärlicher — bis der Ansturm 


der napoleonischen Heere.die militärische Schwäche offenbarte. Aus den 
"Söldnern hatten sich im 17. und 18. Jahrhundert die ausländischen Regi- 


menter entwickelt, die sich besonders in Frankreich und Italien Rulım i 


und Adelstitel erwarben — bis zur heroischen Verteidigung von Louis 


XVI. und bis zur heutigen Schweizergarde des Papstes. Als diese Regi- 


menter aufgelöst wurden, kamen die ausgedienten Offiziere in die Hei- 
mat zurück und versuchten, hier ihre Erfahrungen zu verwerten. Mit 
ihren monarchistischen Traditionen gerieten sie jedoch in Konflikt mit 
der überlieferten schweizerischen Wehrauffassung. 


Napoleon und seinen Generälen gelang es 1798, innerhalb kurak 


Zeit die Schweiz zu besetzen. Er hob seinerseits Kontingente aus, die ihn. 


auf vielen Feldzügen begleiteten, bis sie an der Beresina zu einem großen 


‚Teil aufgerieben wurden. Nach dem Sturz des Korsen und’ nach der 
Anerkennung der schweizerischen Neutralität durch: die Großmächte 


am Wiener Kongreß mußte die wiedererstandene Eidgenossenschaft ihre 


Armee neu aufbauen. Dabei kam es zu schweren Auseinandersetzungen 
zwischen den in fremden Diensten erprobten und den im eigenen Land 
gebliebenen Offizieren. Letztere wollten ein der nationalen und geogra- 
_ phischen Eigenart entsprechendes Wehrwesen entwickeln, die anderen 

versuchten, Ihre ausländischen Vorbilder nachzuahmen. Die Debatten 


"zogen sich durch das ganze 19. Jahrhundert hin bis zum Ersten Welt- 


krieg. Nach 1870 wurde der deutsche Einfluß sehr stark spürbar, und 


. mancher schweizerische  Berufsoffizier glaubte sich verpflichtet, dem 


preußischen Militärstil nachzueifern. Dennoch konnte der Milizcharak- 
ter der Armee gewahrt werden, aber es entstand eine innere Unsicher- 
‚heit, ob diese Wehrreform in der Neuzeit noch kriegstauglich sei. 

| Im Ersten Weltkrieg erhielt der in Deutschland geschulte General 
Wille den Oberbefehl. Er war trotz seiner geistigen Herkunft ein loyaler 


‚Diener der Demokratie und versuchte, aus der Miliz das Bestmögliche 


herauszuholen. Aber er legte das Hauptgewicht der Ausbildung auf den 
weltanschaulich begründeten Drill und geriet in immer stärkeren Wider- 
‚spruch mit der Volksmeinung. Seine militärischen Fähigkeiten wurden 

anerkannt, doch seine Haltung fand Ablehnung. Gegen Kriegsende war 
die Stimmung in der Armee sehr schlecht, und nur mit Mühe gelang es, 
den 1918 ausgebrochenen Generalstreik zu bewältigen. In der Folge traten 
die Sozialdemokraten in schroffsten Gegensatz zur Armee und verwei- 
gerten bis Mitte der Dreißigerjahre jeden Militärkredit. Erst die dro- 
hende Gefahr durch Hitler-Deutschland beseitigte-den Widerstand der 
Linken, so daß es vor 1939 noch rechtzeitig gelang, die notwendige Ver- 


stärkung der Landesverteidigung durch zahlreiche Befestigungen und 
neue Waffen zu erreichen. Der Oberbefehlshaber im Zweiten Weltkrieg, 


General Guisan, war ursprünglich Milizoffizier und baute viel stärker 
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als sein Vorgänger auf dem schweizerischen ; Wehrgedanken. auf. $: Fi) 
wurde daher zum Symbol des Freiheitswillens und vermochte das Ver- 


trauen des ganzen Volkes während sechs Jahren zu erhalten. 


II 


Es gibt im Leben der Völker vieles, das sich als unerkannter Glücks- 
fall ereignet und erst später zum bewußten Besitz oder Wert wird. So 
war es mit dem Machtgedanken in der Schweiz. Er hat durch Marignano 
den entscheidenden Stoß erhalten, verschwand aus dem offiziellen Den- 
ken und wurde erst wieder zur Zeit Napoleons und ein gutes Jahrhun- 
dert später in der Aera des Faschismus vorübergehend zur Diskussion ge- 
stellt. Beide Male war es die Idee eines geeinigten Europas, die einzelne 
Geister faszinierte und sogar zu Verrätern werden ließ. In solchen Zei- 
ten bedarf es starker politischer Gegenkräfte, welche die vom Ausland 
 Geblendeten im Zaume halten und den Kleinstaat retten. Die Schweiz 

‚besaß das Glück, daß immer in den Augenblicken, da Macht und Groß- 
raum einzelne Köpfe benebelten, das Gefühl für das Maß und die schwei- 
zerische Bestimmung im Streit der Meinungen die Oberhand gewann. 
Diese Abwehr- und Gestaltungskräfte erwuchsen der Schweiz zu allen 
Zeiten aus der ihr eigentümlichen politischen Struktur des genossenschaft- 
‚ lichen Aufbaus. } 

Die Genossenschaft war in ihrer urgermanischen Form eine Zweckge- 
meinschaft für wirtschaftliche Hilfe und zur Verteidigung gegen äußere 
Feinde. Später wurde daraus eine politische Einheit mit einer organisch 
gewachsenen Ordnung. Die Beteiligten waren keine Untertanen, sondern 
gleichberechtigte Bürger, die aus freiem Entschluß zusammenarbeiteten. 
Der sich in der Neuzeit entwickelnde moderne Staat wurde darum nicht 
als bedrohender Fremdkörper empfunden, sondern als Eigentum aller, 
an dessen Ausbau jeder Anteil nimmt. Es bildete sich kein Gegensatz 
zwischen dem Einzelnen und dem Ganzen, wie in monarchischen oder 
diktatorischen Staaten. Der einzelne ist freier Bürger, der sein eigenes 
und das öffentliche Leben vollverantwortlich gestaltet. Die Gesamtheit 
der Bürger als Staat konzentriert ihre wichtigsten Kräfte nach innen 
und bedarf des Krieges nicht, um ihr Dasein zu rechtfertigen. Ein sol- 
cher Staat will den Frieden und lehnt alle Machtpolitik ab. Der Krieg 
ist ihm nicht Höhepunkt der Geschichte und der Waffentragende nicht 
die Höchstform des Menschen. Daher hat aller Soldatenkult keinen Bo- 
den und wirkt als Verirrung. 

Die Schweiz fühlt sich demnach von ihrer Staatsidee her verpflichtet, 
dem Frieden zu dienen. Sie ist Trägerin des Rotkreuzgedankens und 
unterstützt seit jeher alle Bestrebungen zu einer wirklichen Zusammen- 
arbeit der Völker und zur Linderung der Not. Aber sie lehnt es ab, sich 
an irgendwelchen Pakten zu beteiligen, die zu einem Kriege führen 
können oder den Frieden mit Machtmitteln sichern wollen. Sie will 
selbst der UNO nicht beitreten, solange damit die Verpflichtung zu 
militärischer Hilfeleistung verbunden ist. Die Schweiz hat darum als 
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rechtlicher Begriff für Kriegszeiten, bedeutet heute die schwei- 


des auch im Kalten Krieg. 


enpolitische Maxime die Neutralität gewählt. Ursprünglich nur ein SS 


zerische Neutralität eine Distanzierung von jeder Machtpolitik, beson- 


Diese Haltung wird nicht aus Opportunität oder aus Schwäche ie | 


wählt, sondern kommt aus der Bejahung des Friedens und aus der Ein- 
sicht, daß mit Macht und Krieg keine Probleme zwischen den Völkern 


auf die Dauer gelöst werden können. Die Neutralität wird darum gegen 
alle Anfeindungen, an denen es während der letzten Jahrzehnte nicht 
gefehlt hat, aufrecht erhalten. 


Die Neutralität der Schweiz ist aber auch ein Mittel, um die Unab- 


hängigkeit des Landes zu bewahren. Hierzu genügen jedoch bloße Re- 


ze 


gierungserklärungen nicht, und auf das Völkerrecht ist im 20. Jahrhun- 


dert wenig Verlaß. Die Neutralität muß daher im Frieden und im Krieg 
wirksam verteidigt werden. Schon in Zeiten internationaler Spannungen, 


wie in der Gegenwart, spürt die Schweiz bei jedem Handelsvertrag den 


Druck der Großmächte und hat oft Mühe, ihre Rechte geltend zumachen. 
Noch schwerer fällt es, sich im Kriege die Achtung anderer Mächte zu 

verschaffen. Dieses Ziel wird nur erreicht, wenn die Schweiz über eine 
kriegsgenügende Armee verfügt (wir sagen absichtlich nicht Wehrmacht, 
weil uns dieses Wort fremd und bedrohlich tönt!), Aber diese Armee 
steht nicht innerhalb einer befreundeten Mächtegruppe, sondern muß 


wegen der Neutralität imstande sein, allein zu kämpfen. Die Schweiz 
nimmt daher keinerlei Hilfsgelder in Anspruch, sondern finanziert ihre 


Militärausgaben selbst, was im Zeitalter des technischen Krieges gewal- 
tige Summen verschlingt. Die Schweiz hat auch keine Verbindung mit 
ausländischen Generalstäben, sondern verteidigt sich nach eigenen Plä- 


nen und ohne Hoffnung auf Hilfe. 
Die schweizerische Neutralität ist also immer zu verstehen als ein 
wehrhafte Neutralität. Mit anderen Worten: der Staat bejaht seinem 
politischen Ziel nach den Frieden, ist aber bereit, jedem Angriff gegen 
seine Unabhängigkeit entgegenzutreten. Oder: der einzelne Schweizer 
ist Bürger und Soldat zugleich. Es ist weder für den Staat noch für den 
einzelnen leicht, beiden Aufgaben zu genügen, weil Kräfte und Bereit- 
schaft hierfür kaum ausreichen. = 
Es kommt daher oft zu Auseinandersetzungen, sei es beim Militär- 
budget oder bei der Frage der Dienstleistung. Aber die Streitenden finden 
sich immer wieder, weil sie letztlich alle die Doppelaufgabe des Staates 


bejahen. Das heißt aber anderseits, daß Politik und Militär auseinander- 


gehalten werden müssen, weil sonst entweder der Bürger militarisiert 
oder der Soldat bis zur Kampfunfähigkeit verbürgerlicht wird. Aus die- 
sem Grunde werden alle Versuche, das politische Leben mit „soldatischen 
Werten zu erneuern“, abgelehnt. Diese Einstellung hat im Zeitalter der 
totalitären Ideologien verhindert, daß die Schweiz dem totalen Solda- 


tentum zum Opfer fiel - aber auch jemals den weltanschaulichen Pazifis- 


mus gelten ließ. 
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In den Kriegen des 19. Jahrhunderts spielte die Technik eine ger 
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- Rolle. Neue Waffen, wie das Maschinengewehr, wurden selbst nach 


den aufsehenerregenden Erfahrungen im russisch-japanischen Krieg ver- 
kannt. So führte der Erste Weltkrieg zu unliebsamen Überraschungen, 
und die Operationen erstarrten im Stellungskrieg. Die Stagnation ließ 
sich erst überwinden, als neue Zerstörungs- und Bewegungsmittel zur 
‘Verfügung standen. Sie befanden sich bei Kriegsende am Anfang der 
Entwicklung und brauchten zwei Jahrzehnte „Friedensarbeit“, bis 1939 


Flugzeuge und Panzer neuartige Angriffsverfahren ermöglichten. Die 


 Anfangserfolge wirkten verblüffend, aber dem russischen Raum waren 


die Mittel nicht gewachsen. Die Entscheidung des Krieges fiel erst durch _ 
die Kriegstechnik der Amerikaner, die zunächst als Lieferung an Ruß- 


land in Erscheinung trat, dann in der Form der Langstreckenbomber, 
der Invasionsfahrzeuge und schließlich der Atombombe. Damit war eine 
vollständig neue Epoche der Kriegsgeschichte eingeleitet. Der Techniker 
war wichtiger geworden als der Soldat, der Ingenieur verdrängte den 


In 


‚General. Noch stehen wir erst am Anfang dieser Entwicklung und ken- 


nen die Auswirkungen nicht. 
Die Schweiz mußte sich schon zu Beginn ihrer Geschichte um 1300 
- mit der Technik des Krieges auseinandersetzen. Damals standen freie 
' Bauern als Fußvolk den gepanzerten Rittern auf hohen Rossen gegen- 
über, Die Eidgenossen errangen ihre Siege, weil sie nicht einfach den 
‚Gegner nachahmten, sondern eigene Wege gingen. Sie nützten ihr .ge- 


birgiges Gelände aus und wählten das für sie geeignete Kampfverfah- 


ren. 650 Jahre sind seither vergangen, aber das Problem ist dasselbe 
geblieben, nur ist es heute für den Kleinstaat noch schwieriger geworden, 
mit den Anforderungen der Kriegstechnik fertig zu werden. Besonders 
bedrohlich wurde die Lage, als am Anfang des Zweiten Weltkrieges die 
Schweiz sich zur Abwehr von technischen Massenmitteln, wie Panzer 
und Flugzeuge, vorbereiten mußte. Als kleines Land war sie nicht in der 


Lage, Masse mit Masse zu beantworten. Nach dem Zusammenbruch 


Frankreichs fiel die Rückendeckung dahin, und so blieb nichts anderes 
übrig, als das Gros der Armee ins Gebirge zurückzuziehen, starke Be- 
festigungen zu bauen und große Vorräte anzulegen. Es entstand das 


„Reduit“, das dem Gros der Armee einen zähen Freiheitskampf ermög- 


licht hätte. 


Schon damals gab sich in der Schweiz niemand der Illusion hin, die 


Armee könnte gegenüber einer Großmacht einen Sieg erringen oder auf 
die Dauer auch nur eine Niederlage abwenderi, sofern nicht unerwartete 


Hilfe gekommen wäre. Darin liegt aber überhaupt das Wagnis der 


kleinstaatlichen Existenz: trotz Gewalt- und Kriegsdrohung am eigenen 
Daseinsrecht festzuhalten, vertrauend darauf, daß sich letztlich Frei- 


heit und Recht in der Geschichte durchsetzen werden. Dieser Glaube ist 


oft verspottet worden, besonders durch den Faschismus, aber merkwür- 
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Y  digerweise konnte sich die Schweiz durch die Jahrhunderte behaupten, 
= = während an ihren Grenzen große Reiche entstanden und wieder unter- 
gingen. Dieser Glaube legitimiert den Kleinstaat, seine Armee nicht dar- 
„mach aufzubauen, daß sie einen Sieg über andere Armeen erringt. Ihr ein- 
| ‚ziges Ziel ist.die möglichst wirksame Verteidigung, so daß der Preiseins 
7 Angriffes selbst für eine Großmacht zu hoch wird. Ein Hauptakzent dr 
schweizerischen Wehrhaftigkeit liegt darum in der ernsthaften Vorberei- 
tung auf den Notfall, so daß die Anstrengung von anderen Völkern be- 
achtet wird und die ausländischen Generalstäbe ihre Pläne danach richten 
müßten. Die strategische Konzeption des schweizerischen Generalstabes 
muß sich aus den vorgenannten Gründen allein auf die Verteidigung be- 
schränken. Er darf keine Vorstöße über die Grenzen vorsehen, sondern 
‚ hat. die Abwehr allein im eigenen Land aufzubauen. Das während ds 
letzten Krieges errichtete Reduit bleibt auch in Zukunft nach Vornahme 
etlicher Verbesserungen der Schwerpunkt. Im vorgelagerten Mittelland 
soll die mobile Feldarmee in Anlehnung an die zahlreichen Geländehin- 
dernisse möglichst beweglich kämpfen. An der Nord- und Ostgrenze 
sind überall größere und kleinere Befestigungen errichtet worden, die 
. bei guter Verteidigung eine erhebliche Verzögerung eines vormarschieren- 
den Gegners erlauben. Das ganze Land ist zudem in Territorialkreise 
eingeteilt, die eine koordinierte Kampfführung aller ortsgebundenen 
Truppen ermöglichen. Auf diese Weise wird das ganze Land zu einem 
einzigen Kampfraum, wobei die befestigten Geländeteile und die vor- 
bereiteten Zerstörungen der Verkehrswege die Angelpunkte bilden, um 
die durch die Feldarmee ein aktiver Kampf geführt wird. Dabei geht 
es aber nicht um Sieg oder Niederlage, sondern darum, dem Eindring- 
- ‚ling möglichst großen Schaden und hohe Verluste zuzufügen. 
. Diese Kampfform erlaubt allerdings nicht, große Operationen mit 
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ganzen Heereseinheiten durchzuführen, wie es anderen Armeen möglich 
ist. Aber bei der zu erwartenden Luftüberlegenheit eines Angreifers sind N 
einem Kleinstaat Bewegungen großer 'Truppenmassen ohnehin kkum 


„mehr möglich. Er macht daher mit Vorteil aus der Not eine Tugend 
und wählt ein Kampfverfahren, das er auch unter ungünstigen Um- % 
 ständen anwenden kann. Er verzichtet auf Mittel, die er nie in genügen- EA 
der Zahl zu erhalten vermag, schafft sich aber jene Waffen an, die ihm Bi 
einen achtunggebietenden Kampf ermöglichen. Das Schweizervolk gibt iR 
darum jedes Jahr, rund 600 Millionen Franken aus, um die Armee auf ; 
kriegstüchtigem Stand zu halten, und hat 1951 einen weiteren Kredit h 
von 1,5 Milliarden für die Beschaffung modernster Waffen und Geräte IN. 
- bewilligt. Dank dieser Mittel kann die Armeeleitung einen Widerstands- 3 
kampf vorbereiten, an dem das ganze Volk beteiligt ist. Er wird sehr 
nüchtern und realistisch betrachtet und soll die modernsten technischen 
Mittel zur Verfügung haben. Man beschränkt sich zwar auf das Mög- 
‚liche, aber im gesetzten Rahmen soll das Maximum erreicht werden. 
"Dadurch gewinnt die schweizerische Verteidigung eine beachtliche mili- 
‚tärische Stärke. » 
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Der erste Bund der Eidgenossen wurde 1291 zur 
burger gegründet. Er vermochte sich zu behaupten, weil sich das ganze 
Volk am Kampf beteiligte und fachgemäße militärische Überlegungen 
ausschlaggebend waren. Seit dieser Zeit hat die Schweiz die von den 
Germanen übernommene allgemeine Wehrhaftigkeit durch die Jahr- 
hunderte bis in die Gegenwart beibehalten. Das Sichwehren gehört als 
selbstverständliche Haltung zum freien Bürger und zum freien Volk. 
Noch heute tragen die Männer der Appenzeller Landsgemeinde einen 
Säbel und bezeugen damit symbolisch, daß zur Demokratie lebensnot- 
wendig die Bereitschaft zur militärischen Abwehr gehört. Der freie 
Mann ist sich bewußt, daß er etwas zu verteidigen hat, daß ihm Freiheit 
und Güter geraubt werden, wenn er nicht bereit ist, hierfür im Falle der 
Not sein Leben einzusetzen. Er braucht für seine Haltung keine pathe- 
tischen Worte, sondern betrachtet sie als eine Selbstverständlichkeit. 
Darum hat einer, der sich nicht wehren will, keinen Platz unter den 
Freien. Diese Haltung wirkt sich nicht nur in der Armee aus, sondern 
auch im Verkehr mit anderen Völkern, sei es im diplomatischen Aus- 
tausch oder im internationalen Handel. 
Die schweizerische Wehrhaftigkeit ist unauflöslich an das politische 
Staatsziel gebunden. Der Politik kommt auf alle Fälle das Primat zu. 
‚ Die Mehrheit der Bürger legt in allgemeinen Abstimmungen für Ver- 
fassung und Gesetz die Richtlinien fest, nach denen die Armee gestaltet 
‚und die Gelder für die Militärausgaben aufgebracht werden sollen. Das 
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Parlament bestimmt die Einzelheiten der Organisation und überwacht 


mit seinen Kommissionen die Ausführung der Gesetze. Die Landesregie- 
. rung führt die Parlamentsbeschlüsse durch und erstattet alljährlich den 
 Räten Bericht. Sie wacht darüber, daß von der Armee aus das politische 
Leben niemals gestört wird. und sich auch die höchsten Offiziere in das 
 Volksganze einordnen. So kann es in der Schweiz niemals eine Militär- 
partei oder einen Gegensatz zwischen Volk und Armee geben. Das Heer 
ist kein innenpolitisches Machtinstrument, sondern besorgt nur die Ver- 
teidigung des Landes gegen außen. Es steht allein im Dienst der eid- 
genössischen Staatsidees der Freiheit und Menschlichkeit — des allgemei- 
nen Völkerfriedens. 
Träger der schweizerischen Wehrhaftigkeit ist der vollverantwort- 
liche freie Bürger in Uniform. Er behält auch während des Dienstes 


sein Wahlrecht bei und steht primär in einem zivilen Beruf. Soldat 


sein ist ihm nicht Ziel des Lebens, sondern Notform seiner bürgerlichen 
Existenz. Darum ist.er Milizsoldat, der möglichst wenig lange die Uni- 
form trägt. Das heißt nun aber nicht, daß er deswegen im Kampf selbst 
weniger taugt als ein ausländischer Berufssoldat. Die relativ kurzen 
Dienstzeiten werden so intensiv wie möglich ausgenutzt, so daß am 
Ende der Rekrutenschulen gewandte Kämpfer in die Armee übertreten. 
Sie erhalten jährlich durch dreiwöchige Kurse eine weitere Ausbildung 
und haben später bis zum 60. Altersjahr ihre jährlichen Inspektionen 
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\ Wafle samt. Munition zu Hause auf, wodurch eine sehr rasche Mobil- 


stehen. 1 sicher Soldak Davah seine Uniform. 4: 


_ machung der ganzen Armee möglich wird. Dieses Überlassen der per- 
sönlichen Ausrüstung bedeutet einen großen Vertrauensbeweis, der nur 
darum möglich ist, weil jeder Soldat seine politische Verantwortung 


kennt. Sie bedeutet die Krönung des schweizerischen Wehrgedankens 


und besitzt zudem große praktische Vorteile. 
Die Haltung des Soldaten hat ihre Gültigkeit auch für den schweize- 
rischen Offizier. Es gibt nur einige hundert Berufsoffiziere, die als Leh- 


‘rer in Schulen und Kursen ‚amtieren, als Kommandanten aber gleich- 


berechtigt neben allen anderen in der Armee eingereiht sind. Die "große 


" Masse der militärischen Führer setzt sich aus Milizoffizieren zusammen, 
die in längeren Diensten sorgfältig geschult werden, im übrigen aber 


ihrem zivilen Beruf nachgehen. Viele von ihnen beteiligen sich aktiv am 
politischen Leben in den verschiedensten Parteien. Aus diesem Grunde 
kann sich keine Offizierskaste entwickeln, die sich gar einen eigenen 
Ehrbegriff zulegt und verachtungsvoll auf alles Zivile herabsieht. Der 
Offizier steht als Bürger mit gleichen Rechten neben dem Soldaten und 
besitzt seine Kommandobefugnisse nur für die Kriegsvorbereitung wäh- 
rend der Dienstzeit. Es hat allerdings in den letzten 50 Jahren nicht 
an: Versuchen gefehlt, die in ausländischen Armeen gültigen Offiziers- 
begriffe einzuführen. Derartige Auffassungen vermochten aber nie einen 
größeren Kreis zu erfassen, weil sie der in der Schweiz gültigen politi- 
schen Wertwelt widersprechen und daher von der UBer SD Mehr- 
heit der Bürger abgelehnt werden. 

Die Schweiz ist sich bewußt, daß ihre Landesverteidigung wie ae 
menschliche Einrichtung Schwächen besitzt und der ständigen Verbesse- 
rung bedarf. Sie weiß auch, daß die Ausweitung des modernen Krieges 
zum totalen Geschehen und die Fragen der heutigen Kriegstechnik große 
Schwierigkeiten mit sich bringen und es oft schwerhält, für den Klein- 
staat mit neutraler Außenpolitik eine befriedigende Lösung zu finden. 
Die Schweiz hat schließlich aus eigener und fremder Erfahrung gelernt, 
‘daß es im Gebiet des Militärischen nichts Gefährlicheres gibt als Illu- 
sionen. Darum beurteilt sie die praktischen Möglichkeiten ihrer Lan- 
desverteidigung sehr nüchtern und hält sich an das Erreichbare und 
Zweckmäßige. Gleichwohl versucht sie auch in unserer Gegenwart, dem 
durch Jahrhunderte erprobten Wehrgedanken eines freien Volkes treu 
zu bleiben und nur Kampfverfahren und Waffen den Zeitforderungen 
anzupassen. Indem sie sich zur Abwehr vorbereitet, dient sie dem Auf- 
bau der Welt und hofft trotz aller Spannungen und Konflikte, daß eines 
Tages der Krieg überwunden und die Sehnsucht aller Völker nach Frie- 
den Wirklichkeit wird. So vereinigen sich im schweizerischen Wehr 
gedanken der Sinn für die Realitäten und der Glaube an ein höchstes 
politisches Ideal. 
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‚Vier Jahre, von 1941 bis 1945, kämpften Sowjetrußland und de 
Westmächte gemeinsam gegen das Deutschland Hitlers. Seit mehr als* 
vier Jahren kämpfen jetzt die Sowjetunion und die Westmächte um 

Deutschland. Es war damals nicht schwer vorauszusehen, daß auf den } 
Krieg ein Kampf um Deutschland folgen mußte, falls die Verbündeten 
sich nicht zeitig einigten über die Regelung von Hitlers Erbschaft — wenn 

es auch vorläufig nur ein diplomatisch-politischer Kampf war. Goebbels 

"hat es verstanden, sein Wissen um die Unklarheit in den alliierten Ab- 
kommen über Deutschland propagandistisch auszunutzen und mit seinen 

Prophezeiungen über den stündlich zu erwartenden Zusammenstoß 

von Amerikanern und Sowjetrußland die Deutschen bis zur letzten 

Minute zum Kampfe aufzupeitschen. Seine Propaganda verstärkte aber 

nur den entschlossenen Willen der Gegner, über alle Meinungsverschie- ; 

.... denheiten hinweg zu halten, bis Hitlers Heer vernichtet war. 

RR ‚ Jetzt aber stehen Amerika und Sowjetrußland an der Elbe und der 
' Werra sich bewaffnet gegenüber, und jetzt versuchen beide Großmächte, _ 

- sich die Hilfe der Deutschen zu gewinnen. Mancher Deutsche fragt sich: 

„Warum hat Amerika die Chance von 1945 verpaßt, als die Reste der 

deutschen Armee unter amerikanischem Schutze noch zu einer neuen 

Truppe zusammengefügt werden konnten? Als die deutschen Soldaten 

unter dem Eindruck von dem, was in Pommern und Schlesien geschehen 

- war, noch zum Kampf bereit waren, zum Schutz der Frauen und Kinder? 

‘ Durch ihre Versäumnisse haben sich die Amerikaner in eine schwierige 
Lage gebracht; erst haben sie mitgeholfen, die deutsche Widerstands- 
kraft völlig zu brechen, und dann ihre eigenen Truppen nach Hause 

geschickt. Da hatten die Sowjets die Bahn frei, und wenn die Ameri- 

' kaner jetzt eine neue Abwehrfront gegen den Osten aufbauen wollen, 
mögen sie selbst sehen, wie sie damit fertig werden. Wir haben kein Zu- ° 
trauen zu.dem Unternehmen. Dann hätten sie 1945 zuschlagen sollen!“ 

amals aber standen Amerikaner und Sowjets noch ganz im Banne 

des gewaltigen Ringens gegen Hitler. Ein vollkommener Umschwung 

der politischen Beziehungen war psychologisch ausgeschlossen. Nur die 

besser informierten Kreise wußten um die immer häufiger vorkom- 

menden Schwierigkeiten zwischen den Leiden Staaten, und diese Schwie- 
rigkeiten schienen noch gar nicht unüberwindlich. Ein zweiter Krieg, un- 

mittelbar auf den ersten folgend, hätte die-Verwirrung und das Elend h 
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| nsbschlir eemach. Ike späteren Erfahrongen. Takt sich leicht urteilen, 


aber die Verhältnisse von 1945 waren eben ganz anders als die heutigen. 
1945 hatten sich die Sieger eigentlich nur in einem Punkte über die 


| Zukunft geeinigt: Deutschland sollte politisch und militärisch vollkom- 
men machtlos sein und bleiben. Über die Folgen der Schaffung eines 


politischen Vakuums in Mitteleuropa machte man sich wenig Gedanken. 


ix 


‚Die Gefahr eines Zusammenstoßes der westlichen und östlichen Staaten 
auf diesem politisch entleerten Gebiet war wohl in Betracht gezogen und 
. eine Demarkationslinie zwischen Ost und West war festgelegt worden: 
die jetzige Grenze zwischen der Bundesrepublik und der Ostzone!). An 
einem Punkte aber blieb die Grenze verschwommen: rund um und in 
Berlin, und an diesem Punkte kam denn auch schon im’ dritten Jahre 


nach dem Kriege der erste Zusammenstoß. 


e 


Die Absicht der Westmächte war wohl, die geschichtliche Entwick- 


lung Deutschlands der letzten zwei Jahrhunderte auf politischem und 
militärischem Gebiet rückgängig zu machen. Stalins Absicht war es da- 
gegen diese Entwicklung radikal zu durchbrechen. Wenn man die Pläne 
und Argumente, die von den drei Führern der Alliierten auf den großen 
Kriegskonferenzen vorgebracht worden sind, studiert, bleibt kein Zwei- 
fel, daß der Sowjetführer die Schwierigkeiten des Problems weit klarer 
erkannte als seine Gesprächspartner. 


1:7 
Die Politiker des Westens sahen das Problem von 1945 wesentlich 


‚als eine Wiederholung der Aufgabe von 1918. Der Nationalsozialismus 

‚war für sie nur eine neue, besonders grauenhafte Äußerung eines alten. 
deutschen Übels. Daher wurde es abgelehnt, Unterschied zu machen 
zwischen dem deutschen Volke und dem Nationalsozialismus. 1918 war 


die Aufgabe schlecht gelöst geworden, man wollte die Lehre ziehen aus 
den damals gemachten Erfahrungen und die Fehler von 1918 vermeiden. 
Aber schon 1918 war man von falschen Voraussetzungen ausgegangen. 

Durch die Einigung Deutschlands (1871) waren Rußlands Einfluß auf 


‚ Europa Schranken gesetzt worden und war Frankreich zurückgedrängt. 


Beide Staaten spürten den Druck des neuen Reiches, beide waren sie in 
ihrer außenpolitischen Aktionsfreiheit gehemmt worden. Eine Auftei- 
lung des Reiches in mehrere Staaten schien die gegebene Lösung, welche 
den Nachbarn Deutschlands ihren Einfluß auf Mitteleuropa zurück- 
geben würde. _ + 

Der preußische Staat war der harte Kern des Kaiserreiches gewesen, 
und preußische Traditionen hatten seine militärische Kraft proportional 


N "weit über seine Machtmittel gehoben. Die preußische Tradition und ihre 


Einrichtungen sollten also gebrochen werden. Die Monarchie der Hohen- ’ 


1). Die Abgrenzung der vier Zonen ist nicht gleichzeitig festgelegt EN Die 


„European Advisory Commission“ zu London, in welcher auch Sowjetrußland ver- 


treten war, hat die westliche Grenze der Ostzone abgesteckt. Es wurde den West- 


' mächten überlassen, sich über die weitere Einteilung unter sich zu einigen. 
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zollern wurde in Acht und Bann getan, der Große eneraleiah, aufgelösc 
und die allgemeine Wehrpflicht verboten. Schließlich sollte das Reichs- 
gebiet durch Gebietsabtrennungen in Ost und West geschmälert werden. 
‚In.den Wehrbestimmungen machte die alliierte Politik von 1918 ihren 
schwersten Fehler, der nur aus völligem Mißverstehen der deutschen Ver- 
hältnisse erklärt werden kann: das Massenheer von 1917-1918 war 
durch die Erfahrungen des Krieges schon weit abgerückt von dem alten 
System, und es würde reaktionären Heerführern sicherlich schwer ge- 
wesen sein, in Friedenszeit und in einer gründlich aufgewühlten deut- 
schen Gemeinschaft die Armee nach dem alten Modell zu reorganisieren. 
Die Alliierten zwangen aber die deutsche Republik, ein Berufsheer auf- 
zustellen mit einer Auswahl aus dem alten Offizierskorps, was eine un- 
geahnte Chance zur Neubelebung der verbotenen Traditionen bot. Diese 
Armee wurde einem Staate aufgezwungen, der durch forcierten Über- 
gang zu der republikanischen Regierungsform notwendigerweise unter 
einem Autoritätsmangel litt. Eine Aufteilung des Reiches in mehrere 
Staaten zeigte sich undurchführbar, und die Abschaffung der Monar- 
chien förderte sogar die Zentralisation des Reiches, da unter der demo- 
kratischen republikanischen Regierungsform die Reichsregierung den 
Volkswillen und nicht mehr die führende Macht eines Herrscherhauses 
verkörpert, also weit stärkere Rechtsgründe für ein Eingreifen in das 
Eigenleben der Teil-Staaten vorbringen konnte. 

Die Zwangsmaßnahmen der Sieger von 1918 verfehlten ihren Zweck. 
Heute, so viele Jahre nach dem ersten großen Kriege, welcher für die 
jüngere Generation nur noch „Geschichte“ ist, ist es nicht schwer einzu- 
sehen, daß diese Friedensbedingungen, die Deutschland demokratisch 
machen sollten, unvernünftig waren und einen zu radikalen Eingriff in 
die historische Entwicklung des Landes bedeuteten. George F. Kennan, 
jetzt amerikanischer Botschafter in Moskau, schrieb in seinem in 1951 
erschienenen Buch: „Wenn man heute die Chance hätte, das Deutschland 
von 1913 wieder zu haben, ein Deutschland mit einer konservativen, 


aber relativ gemäßigten Bevölkerung, keine Nazis und keine Kommuni- - 


sten, ein kräftiges Deutschland, geeinigt und nicht okkupiert, voller 
Energie und Selbstvertrauen, wieder in der Lage, eine Rolle zu spielen 
in Handlungen des europäischen Gleichgewichts Rußland gegenüber, ja, 
dann würden viele Leute protestieren, und es würde nicht jeden glücklich 
machen, aber in vielen Beziehungen wäre es nicht so schlecht, verglichen 
mit unseren heutigen Problemen“). Aber es gab auch andere Ursachen 
für das Mißlingen der alliierten Politik. 


Genau wie Preußen 1761 wurde 1918 das Reich durch das plötzliche 
Zurücksinken Sowjetrußlands in völlige Inaktivität von schwerem 
Druck befreit. Wichtiger noch war, daß die Friedensbedingungen einer 
unklaren Auffassung über die veränderte politische Lage Europas ent- 


1) George F. Kennan, American Diplomacy 1900-1950. Chicago University Press 
1951, p. 55-56. 
uy 
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“ en Tin Be fünfzig, ale von 1860 bis 1914 war nicht. nur 


“ Deutschland zu einem unter preußischer Führung geeinigten Staat ge- 


u 


‘ 


worden, sondern es‘ hatte auch eine Anderung in der Struktur unseres 
_Weltteiles stattgefunden, die einer revolutionären Umgestaltung gleich- 
kam. Nur einige Tatsachen brauchen hier in Erinnerung gebracht zu 
‚werden. Im Anfang des 19. Jahrhunderts war Kontinentaleuropa noch 


immer ein agrarwirtschaftliches Gebiet, in dem Frankreich das von der | 
‚Natur am meisten bevorzugte, das volkreichste und politisch bestgeord- 


.nete Land war. Die Bevölkerung Frankreichs, Gesamtdeutschlands und 
' "Großbritanniens verhielt sich ungefähr wie 4:3:2'/z. Um 1890 war Kon- 
tinentaleuropa schon teilweise industrialisiert, wobei Deutschland einen 
‚großen Vorsprung über Frankreich gewonnen hatte. Die Einwohnerzahl 


des Reiches verhielt sich damals schon zu der seines westlichen Nachbars 


wie 5:4, und Deutschland gewann immer größeren Vorsprung. 1914 er- 


zeugten Großbritannien und Deutschland zusammen 38°. der Eisen- und 


.-40°/u der Kohlenproduktion der Welt. Auf der Grundlage der alten 


preußischen Monarchie wurde 1871 nicht nur ein neuer deutscher Staat 


gebaut, sondern auch eine hochmoderne Wirtschaft: auf und neben dem. 
friderizianischen und dem Biedermeier-Deutschland entstand eine „ame- 


rikanische“ deutsche Gemeinschaft. Als Bismarck zum ersten Male den 
Weltverkehr in Hamburgs modernem Hafen sah, meinte er nachdenk-+ 
lich: „Es ist eine neue Welt ... .“ Es war eine neue Welt, die neue Auf- 
gaben stellte, denen die traditionsbehaftete politisch führende Klasse 
kaum gewachsen sein durfte. Eine gewisse „Doppelgleisigkeit“ in der 
deutschen politischen Führung vor 1914 war die Folge der sozialen 


Struktur des Landes. Viele politische oder historische Sachverständige ö 


im ‚Ausland betrachteten jedoch die Vertreter der preußischen Tradition 


‚als die einzigen treibenden Kräfte hinter der deutschen Politik und die 
Anomalie ihrer Existenz im Europa des 20. Jahrhundert als die Haupt- 
ursache des gestörten politischen Gleichgewichts in unserem Weltteil. Sie 
‚übersahen dabei, daß die Umwälzung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
ein welthistorischer Prozeß war, der immer weiterging und nur kurze 
Zeit zum Vorteil Deutschlands wirkte. Schon nach wenigen Jahrzehnten 
ließ die Wirkung dieser Revolution Europa mächtige Konkurrenten ent- 


„im sibirischem Sowjetrußland. 
i% N { III 5 
' Die Auffassung, daß die deutsche Frage von 1945 nur eine Wieder- 


holung der Problemstellung von\1918 war, mußte also zu neuen Fehlern 


und neuen Enttäuschungen führen. In Potsdam wurde festgelegt, daß 
Deutschland jetzt vollkommen entwaffnet, politisch völlig "entmachtet 
"und in seinem Gebiet erneut, jetzt aber weit entschiedener, geschmälert 


werden sollte. Wieder blieb der zu Jalta gefaßte Plan einer Aufteilung. 


des Reiches in mehrere Staaten unausgeführt. Die Einrichtung von vier 
Besatzungszonen, in denen die einzelnen Besatzungsmächte vollkommene 
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- stehen in neu schoen Gebieten, wie Nord. Amerika, jetzt auch " 


Se 


' Handlungsfreiheiten haben würden, machte eine formelle Aufte A 
überflüssig. Von der theoretisch gehandhabten Einheit blieben neben dm 
Problem „Berlin“ nur kümmerliche Reste. Aber auch in diesem Zustand 4 
könnte das frühere Reich nicht zu völliger politischer Machtlosigkeit 
reduziert werden, falls nicht die geschichtliche Entwicklung des letzten 
Jahrhunderts ganz zunichte gemacht wurde. Der Morgenthau-Plan war 

der einzige folgerichtige Plan, wenn man wirklich Deutschlands Einfluß 

für immer vernichten wollte. Er war aber unvereinbar mit den Prinzi- 


pien der Weststaaten und mit den Interessen aller vier Besatzungsmächte. 


Die übrigen Maßnahmen von Potsdam konnten aber keinen Bestand 
haben, wenn die Hauptlinie nicht konsequent durchgezogen wurde. 
Vielleicht haben die führenden amerikanischen Politiker von 1945 ge- 
‚hofft und geglaubt, daß die Existenz eines politisch machtlosen und wirt- 
‚schaftlich in seiner Freiheit beschränkten Gebietes zwischen Ost und West 
und die Wahrung gemeinsamer Interessen darin die Mittel sein würden, 
die Kriegsallianz in Friedenszeit aufrechtzuerhalten. Sie lebten in der 
Illusion, daß die Umbiegung der marxistisch-sowjetischen Ideologie zu 
' einer russisch-nationalistischen den Weg für ein friedfertiges Zusammen- 
leben gebahnt hätte. Die Kontrolle über Deutschland sollte dann in Frie- 
denszeit den Kampf gegen Deutschland ersetzen. Die Unklarheit in 
vielen Fragen der europäischen Politik, die durch die Kriegskonferen- 
zen von Teheran, Jalta und Potsdam gelassen wurde, sollte durch 
- Aussprache in den Versammlungen der Vereinigten Nationen allmählich 
behoben werden. Die Sowjetunion, die sich vor der Macht Amerikas 
keinesfalls beugen wollte, wäre vielleicht geneigt, einem von der Welt- 
organisation befürworteten Kompromiß mit allseitigen Konzessionen 
zuzustimmen. Die Basis dieser Auffassung war falsch, und das Kondo-. 
minium über Deutschland wurde zu einer Quelle des Streites. Die Ab-. 
steckung von Deutschlands neuen Grenzen, über die in Jalta, Potsdam 
(Oder-Neiße-Linie) und in der Sitzung der „European Advisory Com- { 
mission“ zu London vom 2. Mai 1945 (Saarland) die praktische Ent- 
scheidung gefallen war, konnte nicht mehr formell vollzogen werden. Die 
Entnazifizierung und Demilitarisierung wurden durchgeführt, die Wirt- 
schaftspolitik in den Besatzungszonen blieb jedoch ganz in der Hand 
der einzelnen Mächte und wurde bald eine Waffe in den interalliierten 
Auseinandersetzungen. Als die Voraussetzungen für das nur vorläufig 
eingeführte neue Regime sich nicht verwirklichten, wurde das ganze Sy- 
stem hinfällig. Von .dem Zeitpunkt an war es klar, daß keine der 
1945 Deutschland auferlegten Beschränkungen unbedingt durchgeführt 
werden würde: der Abbau des wirtschaftlichen Apparates, die Demilita- 
risierung, die erzwungenen Gebietsabtretungen. Die „Vorläufigkeit“ des 
Oder-Neiße- und Saarabkommens, welche ursprünglich rein formell 
' gemeint war, wurde in Washington plötzlich ernst genommen. Sogar 
die Entnazifizierung wird nur so weit Bestand haben, wie sie von den 
Deutschen selbst durchgehalten wird. 


so, 


X tastrophe von 1945 war en ale als den von | 
918. Die Wiederherstellung der 315 ar di kam um so schnel- 
ler. So ist es wohl Ironie der Geschichte, daß sie vielen Deutschen jerzt 
zu schnell kommt, besonders wenn die Rückkehr zur Gleichberechtigung 
und Handlungsfreiheit auch politische Verantwortung mit ihren Lasten 
i mitbringt. 


w IV 
Es hat keinen Zweck nachzuforschen, welche Politik die Siegermächte 
von 1945 besser hätten befolgen Kanhen. Auch beabsichtigt meine Kri- 
tik an den Grundauffassungen der befolgten Politik keineswegs, eine 
‘ „Schuldfrage“ aufzurollen. Das würde nur die schon herrschende Kon- 
fusion der Geister verschlimmern. Wir brauchten aber eine historische 
. Einführung zu unserer Diskussion über Deutschlands zukünftige Lage 
. zwischen Ost und West. 
Meiner Meinung nach geht aus der geschichtlichen Entwicklung klar 
hervor,. daß die Neutralisierung eines wiedervereinigten Deutschlands 
nicht möglich ist. Ein Neutralisierungsplan kann sich nur auf ein wieder- , 
vereinigtes Deutschland beziehen, da er eben die Wiederherstellung der 
Einheit bezweckt und eine Neutralisierung der beiden deutschen Teil- 
staaten sinnlos wäre. Das Zurückziehen der beiderseitigen Besatzungs- 
 armeen würde diese Teilstaaten der Grundlage ihrer Existenz berauben, 
‘ denn nur durch das Besatzungsabkommen konnten sie entstehen und 
 fortbestehen. 
Bevor wir das Für und Wider einer Nele oder Neutralität 
' besprechen, müssen wir uns über die Bedeutung dieser beiden Begriffe 
klar sein. „Neutral“ und „Neutralisiert“ sind nicht ganz identisch. Man 
kann jedenfalls unter „Neutralisierung“ etwas anderes verstehen 
als die Anerkennung der Neutralität eines bestimmten Gebietes. Die 
Neutralität, welche von vielen Staaten nach Ausbruch eines Krieges er- 
klärt wird, ist nur eine Neutralität „ad hoc“ und interessiert uns hier. 
“nicht. In unserem Falle geht es um die Erklärung einer permanenten 
Neutralität. Zwei Möglichkeiten bieten sich dann: ein Staat erklärt sich 
„freiwillig und spontan permanent neutral ohne Einmischung oder Ga- 
‚rantie von anderen Staaten (Island 1918), oder der Staat erklärt sich 
permanent neutral im Zusammenhang mit gewissen internationalen Ab- 
 machungen und eventuell unter Garantie der Neutralität durch andere 
Staaten (Schweiz 1815, Belgien 1831, Luxemburg 1867). 
Die permanente Neutralität verpflichtet nicht zu Wehrlosigkeit. Keine 
‚Neutralität ist jemals von allen fremden Mächten respektiert worden, 
die nicht gestützt war durch einen festen Verteidigungswillen, eine gute 
Verteidigungsbereitschaft und vorteilhafte strategische Bedingungen, 
welche einen eventuellen Angriff riskant für den Angreifer erscheinen 
‚ließen. Eine „Neutralisierung“ aber hat öfters’ stattgefunden in der Form 
‚ einer-Beschränkung der Verteidigungsmittel oder der Benutzung des be- 
treffenden Gebietes für militärische Zwecke durch den Ba der Sou- 
veränität (Alandinseln 1856 und 1921). 
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Für unseren Zweck ist es che die Begriffe Keira Be ee ; 


tralisiert sein“ scharf auseinanderzuhalten: der Unterschied ist: also der 
zwischen einem entmilitarisierten und einem wehrberechtigten VARRHIEr, 
ten Deutschland. 

Betrachten wir erst die Könkduende einer Neurralisierung, Ein ent- 
waffneter, freier deutscher Staat würde dem Druck seiner bewaffneten 
Nachbarn wehrlos ausgesetzt sein. Eine Neutralisierung dieses Staates 
fordert also die Garantie seiner Freiheit durch die Großmächte der Welt. 
Solche Garantien würden bei der jetzigen internationalen Lage schwer- 
lich genügend Sicherheit bieten. Nehmen wir an, daß die Großmächte 
sich mit der Räumung des Gebietes durch ihre Truppen einverstanden 
erklären, daß die Wiedervereinigung stattfindet und die Befreiung der 
Ostzone ohne die bei Befreiungen von einem totalitären Regime leider 
üblichen Bürgerkriegserscheinungen verwirklicht wird. Welche Grenzen. 
wird dann der wiedererstandene deutsche Staat akzeptieren? Es wäre 
doch zu naiv zu denken, daß Sowjetrußland nicht nur die Ostzone frei- 
geben, sondern auch seinem schon unruhigen polnischen Verbündeten das 
"Genick brechen würde, nur um dem neutralen Deutschland Schlesien und 
Pommern zu pr äsentieren! Oder daß Frankreich mit einer Verbeugung 
seine Positionen im Saargebiet opfern würde! Frankreich kann aller- 
dings zu jedem Verzicht von den anderen Großmächten gezwungen wer- 
den, es fragt sich nur, ob diese Methode der Rückgewinnung der Saar 


H eh nicht rächen ee Wenn diese beiden Staaten auf ihren Einfluß in 


Deutschland verzichten müssen, werden sie unter allen Umständen ihre 
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eigenen Erwerbungen festhalten wollen. Wenn eine Neutralisierung + 


Deutschlands möglich wäre, würde sie jedenfalls eine Anerkennung der . 


© Oder-Neiße-Linie einschließen. Es ist aber zweifelhaft, ob ein geeinigtes 


Su 


Deutschland, wenn auch entwaffnet, wenn auch geschmälert durch Ab- 
tretung der Ostprovinzen, überhaupt neutral sein kann. 

. Hier müssen wir zurückgreifen auf unsere historischen Ausführungen. 
Wir sahen, daß die Kraft des alten deutschen Reiches nicht nur in seiner 
militärischen und politischen Organisation bestand. Die Änderungen in 
der sozialen und wirtschaftlichen Struktur Europas hatten Deutschland 
einen Vorsprung über die anderen kontinentalen Staaten gegeben. Das 
Hoheitsgebiet eines wiedervereinigten deutschen Staates ohne die Ose- 
provinzen und die Saar würde viel kleiner sein als das Reich von 1933, 
seine Bevölkerungszahl aber größer, während seine Bevölkerun si 


etwa um 26° zugenommen hätte. Industrie und Exporthandel müssen 


mehr denn je die Grundlagen der Existenz des deutschen Volkes bilden. 


Ein neutralisiertes Deutschland würde wirtschaftlich über seine Mit- 


 bewerber auf dem Weltmarkt einen Vorsprung haben. Die anderen gro- 


ßen Industrieländer hätten die Kosten für die eigene Verteidigung und 
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zur Handhabung ihrer Garantie für Deutschlands Sicherheit zu tragen. 


‚Schon jetzt macht man sich in England Sorgen über die deutsche Kon- 
kürrenz, die viele F Friedenserzeugnisse der Industrie liefern kann, wäh- 


rend die britischen Fabriken einen wesentlichen Teil ihrer Kapazität i 
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die Herstellung von Kriegsmaterial reservieren müssen. Solche Erwägun- 
gen haben den Entschluß der konservativen Regierung, das Tempo ihrer 

' Wiederbewaffnung zu verlangsamen, wahrscheinlich stark beeinflußt. 
Ein neutralisiertes Deutschland würde schnell in einen schweren Han-- 
.delskonflikt verwickelt sein. { N 

Das neue unbewaffnete und neutrale Reich wäre übrigens keineswegs 

"machtlos. Das Aufblühen seiner Industrie würde es in kurzer Zeit zu 

eine politischen Macht ersten Ranges machen. Ein großes industrialisier- 
tes Land ist per se ein wichtiger Faktor in der internationalen Politik, 0 
es kann auch ohne Bomben und Kanonen einen großen Einfluß ausüben. , 
Da Deutschland potentiell der wichtigste Lieferant der östlichen Länder 

ist — bis nach China hinein, nachdem dieses Land sich von Amerika ab- 
. gekehrt hat — könnte es durch Maßnahmen der Wirtschaftspolitik die _ 
"Balance entweder nach Ost oder West ausschlagen lassen. Ein nentrali- 
..siertes Deutschland ist unmöglich ohne eine eingreifende Kontrolle sei- 
nes Wirtschaftslebens durch die seine Freiheit garantierenden Mächte 
und auch dann nur möglich, wenn diese Mächte eine Großmütigkeit zei 
gen wollten, die in der Geschichte ohne Beispiel ist.. BERN: 
Wir kommen dann zur Alternative: ein wiedervereinigtes freies, neu- 
 trales Deutschland im Besitz aller Rechte, deren sich die anderen neu- 
tralen Länder erfreuen, also volle Wehrhoheit und freie Förderung des 
 Verteidigungswillens und der Verteidigungsbereitschaft. Die „Neutrali- 
‚ tät“ eines so großen und starken Staates wäre ein sinnleeres Wort. Im 
Besitz aller benötigten Verteidigungsmittel könnte Deutschland ungehin- 

dert jeden beliebigen Moment die Neutralität für ein Militärbündnis 
aufgeben. Und daher, obwohl theoretisch eine solche Neutralität, für 
' Deutschland die günstigste Lösung wäre, würde sie in der Praxis die 
' schlechteste sein. Denn sie würde die anti-deutsche Koalition von 1945 
in wenigen Wochen wiederherstellen. Dieser Weg von Potsdam in die. 

Freiheit würde in Potsdam enden. 
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Eine Neutralität oder eine Neutralisierung halten wir aus oben ‚ge- ed 
‚nannten Gründen für ausgeschlossen. Auch um den Preis der Anerken- 
nung der Oder-Neiße-Linie kann eine Neutralität in Freiheit nicht er- 
‚kauft werden. Die Regierung der Bundesrepublik hat übrigens öfters er- N: 
klärt, daß sie diesen Preis nicht zahlen will, und in diesem Punkte hat sn 
sie.die allgemeine Zustimmung des deutschen Volkes gefunden. Muß "a 
' nun unsere Schlußforderung sein, daß nur die Alternative der Politik EN 
- Adenauers. bleibt? Wir können diese Politik in des Kanzlers eigenen a 
Worten wie folgt definieren: „Integration der Bundesrepublik in eine 
europäische Gemeinschaft ist der beste Weg zur Wiederherstellung der 

_ Einheit Deutschlands und zur Rückgewinnung der Ostprovinzen!).“ 


3 
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 _ *1) Rede Dr. Adenauers auf der Tagung der Heimatvertriebenen in Hannover im 

November 1951. Der letzte Teil des Satzes lautete in der ursprünglichen Fassung 

(für die Anwesenden gesprochen): „und zur Rückgewinnung ihrer Heimat“. Der Aus- 
An, \ 
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_ würde, daß der Weg über die Oder hinaus endgültig abgeschlossen ist, 


Dr. Adenauer weiß wohl, daß es ein langer Weg ist, den er seir 
Volke empfiehlt, und bis zur Wiederbesiedlung Breslaus und Kolbergs 
ein unendlich langer Weg. Eine Regierung aber, die öffentlich sagen 
könnte sich nie vor dem Volke halten. x 

Es scheint mir, daß der Kern des Problems in folgenden Punkten 
zusammengefaßt werden kann: 

1. Das Gebiet der Bundesrepublik muß gesichert sein gegen einen et- 
waigen Übergriff der ostzonalen Truppen, eventuell von den Russen 
und Tschechen unterstützt; die Sicherstellung Westdeutschlands impli-." 
ziert die Sicherheit Westeuropas. _ N 

2. Der Wiederaufbau der sozialen und wirtschaftlichen Struktur Eu- | 
ropas fordert eine endgültige Beendigung der inter-europäischen Streitig- j 

! 
j 
h 


_ keiten, namentlich eine Befriedung der jahrhundertealten deutsch-fran- ' 


zösischen Fehde. y 
3. Die Teilung Deutschlands hat eine neue Quelle des Unfriedens ge- 
schaffen und eine für die westliche Welt ungünstige Ostgrenze ihres 
Kulturgebietes gezogen. 
4. Die radikal und brutal durchgeführten polnischen Annexionen 
haben einen neuen Irredentismus geschaffen, der im Falle der Erfül- 
lung seiner Absichten einen polnischen „Gegenirredentismus“ ins Leben 
rufen wird, der sich gegen Deutschland oder gegen Rußland oder auch ° 
gegen beide richten wird. a 
Ausgehend von diesen Punkten kann man das deutsche Problem in 
seiner jetzigen Form ungefähr wie folgt definieren: > 
Wie kann ein Zustand des Friedens in West- und Mitteleuropa her- 
gestellt werden, bei dem dieses Europa sich gegen Druck aus dem Osten 
behaupten kann, ohne die Teilung Deutschlands endgültig zu machen, 
und ohne Gefahr der Entstehung eines neuen irredentistischen Kriegs- 
herdes von deutscher oder von polnischer Seite? a 
Dieses Problem ist so ernst, daß alle anderen Pläne für eine Neu- 
or$anisation Europas und des atlantischen Raumes unfruchtbar bleiben ° 
müssen, wenn in der deutschen Krise nicht wenigstens zeitweilig eine 
zufriedenstellende Lösung gefunden wird. Ich möchte betonen, daß eine 
zeitweilige Lösung nicht als ungenügend zurückgewiesen werden darf. 
Zeitweilige Lösungen sind in der Politik meistens die einzigen sofort 
realisierbaren, wenn nicht überhaupt die einzig möglichen. E 
Es läßt sich nicht abstreiten, daß es westliche Politiker gibt, die am 
liebsten den Gordischen Knoten durchhauen möchten und bereit wären, 
eine sofortige definitive Lösung zu akzeptieren durch Streichung des 
dritten Punktes unserer Liste. Diese Politiker würden also einer defini- 
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länder fragt sich, wie viele Deutschen wirklich an die Möglichkeit der Rückgewin- 
nung aller dieser Gebiete, einschließlich Ostpreußens mit Königsberg, glauben. In 
scharfem Gegensatz zu dieser erwas durchsichtigen Entschlossenheit und Zuversicht, 
mit der öffentliche deursche Instanzen über diese Rückgewinnung reden, steht die 
Skepsis mancher Deutscher in Privatgesprächen mit dem Verfasser. a 
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sie feierlich anerkannt) und Westdeuts 


poration Westdeutschlands in Westeuropa auf dieser Basis seinen Zweck 
vollkommen verfehlen und den deutschen Irredentismus direkt gefähr- 
lich machen würde. Es würde ein Preisgeben West-Berlins bedeuten, wo- 
mit die westliche Politik ad absurdum geführt wäre, Sie würde übri- 


gens nicht nur Deutschland, sondern das ganze christliche Europa aufs 


schwerste schädigen. General de Gaulle liebt es, von dem neuerstehen- 


den Reiche Karls des Großen zu reden. Die Ostgrenze von Kaiser Karls u 


Reich lag aber an der Elbe und Saale. 


Eine andere extreme Auffassung wird von einigen Interessierten in 


Deutschland befürwortet. Sie wollen nur Punkt 3 der Liste beachten nd 
die Einheit Deutschlands unter jeder Bedingung wiederherstellen. Ver- 


schwommene historische Kenntnisse über die „traditionelle preußisch- 
russische Freundschaft“ und über politische, durch Bismarck und die 
Weimarer Republik auf dieser Basis errungene Erfolge lassen diese 
Leute glauben, daß „die Geschichte sich wiederholen wird“. Ich brauche 


nur auf meine historische Einführung hinzuweisen, die zur Genüge be- 
weist, daß eine Politik, die in der „Tradition“ - oder was der Nictt- 


Historiker dafür ansieht — steckenbleibt, zu Resultaten führen kann, 
die den beabsichtigten entgegengesetzt sind. 

Betrachten wir nochmals unsere Liste. Punkt 1 stellt die unbedingte 
Forderung eines sofort: notwendigen Verteidigungssystems, Punkt 4 
deutet auf die unglaublich komplizierten Probleme der früheren Ost- 
provinzen hin. Die Punkte 2 und 3 formulieren Ziele unserer Politik, 
welche die dauerhafte Behauptung europäischer Werte anstreben. 


Punkt 1 und 4 dürfen nicht derart angestrebt werden, daß 2 und 3 in 


Gefahr kommen, unverwirklicht zu bleiben. 
Dies scheint mir die Formel zu sein, mit der wir arbeiten müssen. 
g Wie können wir sie nun ausarbeiten? 


VI 


Wir sind jetzt zu dem schwierigsten Punkt unserer Ausführungen 
gekommen und stehen vor der Frage: welche Bedeutung haben obige 


Auseinandersetzungen über Deutschland für die allgemeine politische 


Strategie des Westens? 
Das Ziel dieser Strategie ist, eine Position zu erreichen, aus der man 
mit Sowjetrußland als ebenbürtigem Partner reden kann. Die Deutsch- 
 landpolitik des Westens muß in diesen Rahmen passen. 


' Meiner Überzeugung nach werden sich die Prinzipien und Methoden 


der.sowjetrussischen Politik nicht ändern, ee das heutige Regime in 


Rußland bestehen bleibt. Die Kriegserfahrung at gelehrt, daß Sowjet- 
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and in eine europäische Ge- 
meinschaft als Teil einer atlantischen Gemeinschaft inkorporieren. Obe 
wohl diese Auffassung bei weitem noch nicht abgetan ist, wagt keiner 
mehr, sie öffentlich zu verteidigen. Man hat eingeschen, daß eine Inkor- 


rußland sich nicht in ein normales Bündnis einzufügen wünscht, und 
daß es anscheinend unabweglich dabei bleibt, seine eigenen Absichten zu 
verfolgen, auch wenn es äußerlich mit anderen Staaten zusammenarbei- 
tet. Die Nachkriegszeit hat gelehrt, daß Sowjetrußland nicht an einem 
dauerhaften Frieden und an einer Zusammenarbeit in einer Weltorgani- 
sation interessiert ist. Krieg, Friede und Weltorganisation sind für die 
Sowjetunion indifferente Mittel zur Erreichung ihrer besonderen poli- 
tischen Absichten. In diesem Punkte ist die politische Doktrin Lenins 
und Stalins eindeutig. 
Der Aufbau eines westlichen Verteidigungssystems und die Verwirk- 
lichung einer „position of strength“ werden die Gesinnung und die poli- 
tischen Methoden der Sowjetunion in keiner Weise ändern. Wohl aber 
macht dieser Aufbau es möglich, daß der Westen und Osten sich über = 
Teilabkommen einigen, wodurch die prinzipiellen Gegensätze nicht be- 
seitigt werden, aber doch Einigung über gewisse konkrete Punkte erreicht 
und die Gefahr eines Kriegsausbruchs verringert wird. Durch solche Ab- 
kommen kann der Westen sich wahrscheinlich an wichtigen Punkten eine 
größere Sicherheit schaffen, und einer dieser Punkte ist Mitteleuropa. 
Andere liegen im Nahen und Fernen Osten. Die Frage, dir wir uns hier 
stellen müssen, ist also: wie kann man das, was in den ersten fünf Ab- 
schnitten dieses Aufsatzes gesagt wurde, in das allgemeine Konzept der 
internationalen Politik des Westens einfügen? Ist es möglich, daß in die- 
sem Rahmen ein Teilabkommen über Deutschland erreicht wird? 
' Die Lage Westeuropas und daher des ganzen Westens ist besonders 
gefährdet. Die Zusammenarbeit der westeuropäischen Staaten ist noch 
sehr unvollkommen, alte Gegensätze leben noch fort, und man ist sich 
nicht einig über die zu befolgenden Methoden und anzustrebenden poli-' 
tischen Ziele. Auch strategisch ist unsere Lage sehr schwach. Der Westen 
ist mit seinen Verteidigungsmaßnahmen noch weit hinter der Sowjet- 
union zurück, und wir müssen uns beeilen, unsere Verteidigung so weit 
“ aufzubauen, daß jeder sowjetrussische Versuch eines gewalttätigen Über- 
griffs für diesen Staat riskant wird. Unsere Sicherheit in Europa hängt 
aber nicht nur ab von der Zahl der Divisionen, welche wir bereit haben, ' 
sondern auch von dem Raum, über den wir verfügen können. Schon aus 
diesem Grunde muß der Westen der Vorkämpfer der deutschen Einheit 
sein und bleiben. Aber die Männer in Moskau sind Meister der dilatori- 
schen Taktik. Sie können leicht unsere politische Aktion in der Frage 
der Einheit ausnützen, um Zeit zu gewinnen. Es bleibt daher keine 
Wahl: die Aufrüstung Westdeutschlands muß vorbereitet und allmählih 
in Gang gesetzt werden, und Moskau muß durch Taten überzeugt wer- 
den, daß ein Hinausschieben irgendeiner Konzession für die Einheit nur 
dazu führt, die deutsche Aufrüstung zu fördern. 
Diese Aufrüstung kann aber leicht dazu führen, daß alte Spannungen 
zwischen den westeuropäischen Staaten wieder lebendig werden. Es ist 
klar, daß sie zwecklos wäre, wenn sie zu Unfrieden im Westen selbst 
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. gebenden Kreisen, erwarten, daß dieses Problem in einem für die deut- 


"eine Politik wird, ‚welche deutsche Machts- oder Gebietsansprüche aus 


deriheiee Zeit geltend machen will. Es ist daher absolut notwendig, daß 
. der Westen sich frühzeitig einigt über die Ziele seiner ‚Aufrüstungs- 
politik. Unter keiner Bedingung dürfen wir nochmals den Fehlermachen, 
der im letzten Krieg gemacht wurde, als man erst den Krieg gewinnen 
wollte und sich erst nach dem Sieg über die politischen Probleme aus- 


zusprechen beschloß. 


Gleichfalls wäre ..es ein Fehler, uns jetzt nur auf die Auftdsund, zu 


"konzentrieren, um später, wenn wir endlich stark genug sind, zu schen, 


"wieviel Äste wir auf einmal'vom kommunistischen Baum abreißen kön- 
nen. Oder, in mehr diplomatischer Form: in wie vielen Staaten wir 
. wenigstens das Prinzip der Freiheit wieder zur Geltung bringen können. 
Bei dieser ende droht nicht nur die Gefahr eines Krieges, es droht 


- auch die Gefahr großer Uneinigkeit zwischen den westlichen Staaten. 


Ein Beispiel möchte ich hier anführen, wenn ich hiermit auch einen sehr 
peinlichen Punkt berühren muß. 


' Man schweigt jetzt am liebsten über die zukünftige Lösung des Oder- 


Neiße: Problems. Es ist klar, daß sehr viele in Deutschland, auch in maß- 


schen Ansprüche ‚günstigen Sinne gelöst werden wird, wenn es einmal zur 
Klärung aller mit Sowjetrußland schwebenden Fragen kommt. Die west- 


lichen Staaten hüten sıch, dieser Auffassung zu widersprechen. Aber ist. 
es nicht besser, uns jetzt wenigstens hierüber auszusprechen? Es ist doch 


höchst unwahrscheinlich, daß die westlichen europäischen Staaten gewillt 


sind, jemals die politische Zielsetzung breiter deutscher Kreise in diesem. 


Punkte ganz zu der ihrigen zu machen. Andererseits ist es undenkbar, 


daß Deutschland sich über eine neue Teilung Polens - welche von uns 
abgelehnt wird — mit der Sowjetunion einigen kann, ohne sich selbst ihr 


"ganz auszuliefern. Nur ein siegreicher Marsch nach Moskau kann dieses 
Problem im Sinne der Wortführer des radikalen Irredentismus — und 
einiger deutscher Generäle - lösen. Wir wollen aber nicht nach Moskau — 
oder nach Sibirien — weder freiwillig noch gezwungen. 

Die politischen Probleme Mitteleuropas müssen also zeitig geklärt 
werden. Politische Aktion muß mit: der Aufrüstung Hand in Hand 
gehen, und dabei bleibt die Aufrüstung immer Mittel zum Zweck. Der 
Zweck aber ist: besser erträgliche Verhältnisse herzustellen an den wich- 
tigsten Gefahrenpunkten der Welt. Das Ziel unserer Politik ist eben, 
unter Klärung dieser Punkte.Zeit zu gewinnen, in der Erwartung, daß 
mit der Zeit sich neue Möglichkeiten zur Befriedigung der Welt bieten 
werden, für welche jetzt noch keine Aussichten bestehen. 

Der Unterschied zwischen der hier gebotenen Auffassung und der 
einiger westlicher Kommentatoren ist wesentlich einer der Taktik, nicht 
der Strategie. 
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Für eine „dritte Macht“, über die 1946 und 1947 noch viel gesprochen 
wurde, ist kein Platz in der Welt. Westeuropa gehört zu der großen 
Einheit des Westens. Wohl aber ist innerhalb der atlantischen Gemein- 
schaft Platz für ein Zusammenarbeiten von mehreren Partnern. Ein 
“ dauerhaftes Zusammenarbeiten der europäischen Mächte - wir wollen 
das Modewort „Integration“ vermeiden — kann unserem Weltteil nur 
Vorteil bringen und Sowjetrußland keinen Schaden tun. Sowjetrußland 
u gibt vor, sich zu fürchten vor westlichen Angriffsgelüsten. Ein kompli- 
\.. ziertes europäisches Konzert ist weniger angriffsfähig als eine einzelne, 
Ra wohlbewaffnete Großmacht und wird selbstverständlich als eine starke 
Bremse wirken auf mögliche irredentistische Aspirationen. Das Zusam- 
Y mengehen eines wiedervereinigten Deutschlands mit anderen Staaten in 
. einer europäischen Gemeinschaft ist für Sowjetrußland keine Gefahr. Für 
Westeuropa und die ganze westliche Welt würde die Verwirklichung j' 
dieses Zieles einen großen Schritt vorwärts bedeuten auf dem Wege der 
Stabilisierung der politischen Lage. Weitere Schritte werden dann folgen: 
man kann eben nur Schritt um Schritt vorwärts gehen. j 


vm 


Zusammenfassend formuliere ich meine Meinung wie folgt: 
00.0.1. Die westlichen Mächte setzen ihre Aufrüstung fort, gleichzeitig - 
"auf eine Wiederherstellung der deutschen Einheit in Freiheit dringend. N 
00.2, Die Aufrüstung der Bundesrepublik folgt derjenigen der westlichen 
Staaten in langsamerem Tempo. 
a 3. Die Wiederherstellung der Einheit muß mit einer definitiven Rege- 
Jung der Grenzen zusammengehen. | 
Ba 4. Die Regelung der Westgrenzen findet in Übereinstimmung mit dem 
Willen der betroffenen Bevölkerungsgruppe statt, wobei für das Saar- 
gebiet ein in mehreren Sitzungsperioden wiederholter Beschluß eines frei 
gewählten Parlaments einem einmaligen Plebiszit vorzuziehen ist. 
N 5. Die Regelung der Saarfrage und der „Grenzberichtigungen“ geht t 
Ei zusammen mit der Lösung der bezüglichen wirtschaftlichen Probleme. 
6. Die Regelung der Ostgrenze richtet sich bei beiderseitiger Ausschal- i 
tung von Gefühls- und „nationalen“ Argumenten auf eine endgültige 
Befriedung des Konflikts. % 


v 


‚7. Das wiedervereinigte Deutschland arbeitet mit in der funktionellen i 
Integration Europas, wobei es seinen geringeren militärischen Beitrag R 
kompensiert durch andere Leistungen. 
' 8. Eine wahre Integration Europas ist-unmöglich ohne einen Aus- 

gleich des Bevölkerungsdruckes. In diesem Rahmen müßten die Heimat- 


. vertriebenen Vorzugsbehandlung genießen. Ihnen müssen die Grenzen 
‘der europäischen Länder unverzüglich geöffnet werden. 
‘Es ist ein Programm, das ich hier biete. Es ist wohl nie ein politisches 
‚Programm in der Form verwirklicht worden, in der es dargeboten 
wurde. Aber wenn ein Programm vernünftig aufgestellt ist, kann das be- 
 treflende Problem auf gesunder Basis gelöst werden. 
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" a Die Debatte über die schwedische Außenpolitik 


. paganda und früher gegebene halbe Versprechungen ein Einschreiten zu 
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Seit 1814 hat Schweden an keinem Kriege teilgenommen und ist wäh- 


rend dieser Zeit auch kein politisches Bündnis eingegangen - das sind 


zwei grundlegende Tatsachen, an die man denken muß, um die schwe- 
dische außenpolitische Debatte zu verstehen. Nur bei einigen wenigen 
Gelegenheiten ist die Möglichkeit-eines Krieges oder einer Aufgabe der 
Neutralität diskutiert worden. Das war einmal während des Krim- 
krieges der Fall, als tonangebende Kreise in Schweden geneigt waren, 
ihr Land mit England und Frankreich zu verbünden, in der Hoffnung, 
auf diese Weise Finnland zurückgewinnen zu können; der Krieg wurde 
indessen beendet, ehe diese Pläne zur Reife gelangten. Bei dem deutsch- 
österreichischen Angriff auf Dänemark im Jahre 1864 war eine gewisse 


Volksstimmung vorhanden, die im Anschluß an „skandinavistische“ Pro- 


Gunsten Dänemarks befürwortet, aber innerhalb der Regierung sah 
man eine solche Aktion als aussichtslos und gefährlich an. Als Norwegen 


die Union mit Schweden im Jahre 1905 löste, sprach man von der Mög- 


lichkeit, zu den Waffen zu greifen, aber im großen gesehen, dürfte man 


in allen Lagern einig gewesen sein, daß eine erzwungene Union von 
geringem Wert war und daß im übrigen die Großmächte, besonders 


England, kaum einen Konflikt zulassen würden. Während des Ersten 
Weltkrieges wurde die Neutralität, wenn auch oft unter erheblichen 


Schwierigkeiten, aufrecht erhalten; innerhalb der höheren und konser- 


vativ eingestellten sozialen Schichten herrschte die Deutschfreundlich- 


keit vor, und in begrenzten Kreisen vrurde „Aktivismus“ propagiert, 


eine sogenannte „mutige Stellungnahme“ auf deutscher Seite; die Sym- 
pathien der Linksparteien waren indessen eher auf Seiten der ‚Entente, 
und die Linke wandte sich energisch gegen alle Gedanken jeiner Politik, 
zu Deutschlands Gunsten. Als die Bevölkerung der Alandinseln sich nach 
diesem Krieg für einen Anschluß an Schweden aussprach, entstand ein 
Streit zwischen Schweden und Finnland, der bei einigen Gelegenheiten 


Schweden fügte sich dem Urteilsspruch. Während des letzten Weltkrie- 
ges wurden unter starkem Druck an Deutschland gewisse Zugeständ- 
nisse gemacht (vor allem die Transitierung einer Division deutscher 
Soldaten von Norwegen nach Finnland im Jahre 1941), aber die über- 
wältigende Volksmeinung war antinazistisch eingestellt, und von einer 
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‚recht gefährliche Ausmaße anzunehmen schien, doch die Frage wurde 
im Jahre 1921 vom Völkerbund zu Finnlands Gunsten entschieden, und 
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. systematischen Politik der Zugeständnisse konnte keine Rede seinz die # 
Sympathien für die skandinavischen. Nachbarvölker Finnland, Nor w 
wegen und Dänemark waren groß, ohne’jedoch die Aufrechterhaltung 
der Neutralitätslinie ernsthaft zu gefährden. DRS RRT ES 
 Die.Ursachen für Schwedens lange Friedens- und Neutralitätpoltik 
sind oft diskutiert worden, und zuweilen hat man, vor allem auch im 
Ausland, in dieser Politik den Beweis einer ganz besonderen Friedens- 
liebe in Schweden sehen wollen. Von größerem Interesse sind solche Ge- 
dankengänge indessen nicht. Ohne Zweifel sind die schwedische Regie- 
rung und das schwedische Volk um die Erhaltung des Friedens bemüht 
gewesen, aber vor allen Dingen muß man doch bedenken, daß Schweden 
durch seine Lage, seine Homogenität und/seinen Mangel an „unerlösten 
Gebieten“ von größerer Bedeutung ganz besondere Voraussetzungen ge- 
habt hat, sich aus internationalen Konflikten heraushalten zu können. 
Selbst wenn einzelne Schweden hier und da sich damit: brüsten, daß es % 
1905 zu keinem Krieg mit Norwegen kam, ebensowenig wie 1920 mit 
Finnland, dürften doch alle nachdenklichen Beobachter sich darüber im _ 
klaren sein, daß kriegerische Aktionen in diesen beiden Fällen zwecklos 
und verbrecherisch gewesen wären und daß es deshalb nicht als Beweis = 
. ungewöhnlicher Klugheit oder Tugend angesehen werden kann, sie ver- 
mieden zu haben. Die Friedens- und Neutralitätspolitik hat indesen > 
ohne Zweifel die Haltung des schwedischen Volkes beeinflußt, teils da- S 
hingehend, daß diese Politik durch die Tradition geheiligt erscheint, und 
teils, daß dem Gedanken, Schweden würde von Krieg oder Okkupation 
betroffen, etwas geradezu Unwirkliches anhaftet. : 
. Nach Schluß des Zweiten Weltkrieges trat Schweden ohne die gering- R 
sten Meinungsverschiedenheiten den Vereinten Nationen bei. Irgendeine 7 
Kritik in der Art, wie sie von konservativer Seite gegen den Beitritt 
zum Völkerbund im Jahre 1920 erhoben wurde, gab es 1946 nicht. An- 
fänglich hegte man hier wie auch anderswo große Hoffnungen, daß die 
Bildung der Vereinten Nationen eine Periode der Entspannung und all- 
gemeiner Verständigungspolitik einleiten würde. Wie in anderen Län- 
dern, ging man von der Annahme aus, daß die Kommunisten doch 
durchaus als loyale Mitbürger auftreten könnten, so daß sich eine starke 
Tendenz für eine Art geistiger Neutralität geltend machte, die sich 
weigerte, zu den Gegensätzen zwischen Ost und West eine bestimmte 
Stellung zu beziehen. Auch nachdem diese Gegensätze klar zum Aus- 
. druck gekommen waren, war es besonders innerhalb der größten Partei, 
‘der Sozialdemokratie, üblich, von Schweden als einer Brücke cder einem 
Mittler zwischen Ost und West zu sprechen. 
Diese geistige Neutralität hat nach und nach an Bedeutung verloren. 
Die sowjetische Politik und die Hörigkeit der schwedischen Kommu- 
nisten gegenüber dieser Politik haben dazu geführt, daß alle demokra- 
tischen Parteien nunmehr vollkommen überwiegend eine Haltung her- 
auskehren, die man als ideologische Verwandschaft mit den westlichen 
Demokratien zu bezeichnen pflegt und die eine Verurteilung der Expan- 
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Tschechoslowakei kann hier als ein Wendepunkt angesehen werden. Zu 


dieser Einstellung gehört die Teilnahme am Marshallplan und am Euro- 
parat sowie auch die Befürwortung der Korea-Aktion der Vereinten 
Nationen. Dagegen hat Schweden seine grundsätzliche Neutralität inner- 
halb des Rahmens der Vereinten Nationen nicht aufgegeben; es ist nicht 
dem Atlantikpakt beigetreten, und die schwedische Regierung hat mehr- 


fach während der letzten Jahre und auf verschiedene Weise vor den 


Vereinten Nationen ihren Unwillen gegen einseitig bindende Stellung- 
nahmen bekundet. Seit dem Frühjahr 1948 ist jedoch einerziämlich Kr 
hafte Debatte geführt worden nicht nur über besondere außenpolitische 
‘ Fragen, sondern auch über eine wirkliche Umorientierung der schwedi- 
schen Politik. Im folgenden: will ich hauptsächlich diese Debatte behan- 


deln und die Gruppierung in den grundsätzlichen Fragen. 


Im Frühjahr 1948 schlug die schwedische Regierung Verhandlungen 


‘ mit Dänemark und Norwegen über ein skandinavisches Verteidigungs- 
bündnis vor. Solche Verhandlungen fanden im Herbst 1948 und beson- 


ders um die Jahreswende 1948/49 statt. Nach den Sitzungen der Dele- 
gierten in Kopenhagen und Oslo im Januar 1949 stellte sich indessen 


heraus, daß ein Ergebnis nicht zu erreichen war. Hinsichtlich gewisser 
Einzelheiten besteht noch heute keine Klarheit. Sicher ist nur, daß 
Schweden auf eine skandinavische Allianz drang, die-in keiner Weise 


mit der allgemeinen Westallianz gekoppelt sein sollte, die zu dieser Zeit 
im- Entstehen begriffen war; Norwegen und Dänemark waren dagegen 


‘der Ansicht, daß eine solche Anlnüpfung i in irgendeiner Form erforder- 


lich sei. Nach dem Scheitern der. Verhandlungen traten Dänemark und 
.ı Norwegen dem Atlantikpakt bei, wogegen Schweden außerhalb verblieb 


und in der Folgezeit bei Ferschldenen Gelegenheiten seine „Allianzfrei- 


heit“ proklamierte — so heißt der Ausdruck, der in der Regel an Stelle 
des Wortes „Neutralität“ gesetzt wird. Alle Parteien haben’ sich dieser 
Politik, wenn auch aus etwas voneinander abweichenden Beweggründen, 
angeschlossen, aber im Gegensatz zur Schweiz hat eine Diskussien, vor 
allem in der Presse, aber auch im Reichstag, die ganze Zeit über statt- 
gefunden über die Stellungnahme, ‘die tatsächlich erfolgt war, und die 
Möglichkeiten einer veränderten Politik. 

‚ Irgendeine einheitliche, vollständiger durchgearbeitete Begründung der 
herrschenden politischen Linie gibt es kaum, aber einige Hauptmotive 
können für die große Mehrzahl der Anhänger dieser Bachtune als aus- 


schlaggebend bezeichnet werden. Man betont, daß die Bündnislosigkeit | 


in Übereinstimmung mit Schwedens traditioneller Außenpolitik steht 
und aus diesem Grunde eine starke Stütze in der allgemeinen Volksmei- 


nung findet. Wenn Schweden kein Bündnis eingeht, so besteht zum min- 


desten eine Aussicht — wenn auch nur eine geringe — außerhalb eines 
künftigen Weltkrieges zu verbleiben, wogegen der Beitritt zum Atlan- 
tikpakt zur Folge hat, daß Schweden am Krieg teilnehmen muß. Es 
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wird für unwahrscheinlich oder unglaubhaft gehalten, 


ganz gleich, ob ein Bündnis besteht oder nicht, denn eine solche Unter- 12 


‚stützung würde im Interesse dieser Mächte liegen. Ein Beitritt zum At- 
lantikpakt würde nicht nur dazu führen, daß Schweden in einen eventu- 
ellen Krieg hineingezogen würde, sondern könnte möglicherweise sogar 
zur Folge haben, daß Schweden einer der ersten Angriffspunkte einer 
sowjetischen Aggression werden würde. Hinzu kommen Überlegungen 


in verschiedene Blöcke aufgeteilt sind, und es ist nur von Vorteil, wenn 
wenigstens einige Länder außerhalb ‘dieser Blockbildung verbleiben. 
Man kann auch noch eine sozusagen pessimistische Variante dieser Mei- 
‚ nungsäußerungen erwähnen, die besonders vor einigen Jahren, als die 
 westeuropäische Verteidigung außerordentlich schwach war, gewisse Be- 
deutung erlangte, die davon ausging, daß die Westmächte den angegrif- 
fenen europäischen Kleinstaaten in Wirklichkeit gar nicht helfen könn- 
ten oder daß doch die Hilfe in jedem Falle zu spät käme, um eine längere 
"Besetzung des Landes verhindern zu können. 
Von großem Gewicht ist ohne Zweifel das finnische Argument; von 
besonderer Bedeutung war dieser Einwand jedenfalls zu jener Zeit, als 
der Atlantikpakt gebildet wurde und Schweden den grundsätzlichen 
Beschluß faßte, nicht daran teilzunehmen., Dieses Argument spricht die 
‚Befürchtung aus, daß die Sowjetunion Finnland besetzen wird oder je- 
 "denfalls diesem Lande gegenüber eine weitaus härtere Politik betreiben 
wird, falls Schweden dem Atlantikpakt beitreten würde. Und umge- 
kehrt: daß Schweden außerhalb des Atlantikpaktes steht, ist eine ge- 
wisse Gewähr dafür, daß Sowjetrußland es Finnland gegenüber nicht 
. zum Äußersten kommen lassen wird. Dieses Argument wird nicht nur 
im Reichstag und .in der Presse hervorgehoben, sondern es ist auch der 
Gesichtspunkt, dem man vielleicht am häufigsten in privaten Gesprächen 


begegnet. Wäre es nicht eine Katastrophe, heißt es, wenn Schweden durch 


Aufgabe seiner Neutralität einen sowjetischen Vorstoß gegen Finnland 
hervorrufen würde? Hinter dieser Frage liegt nicht nur ein ohne Zwei- 
 _ fel ehrliches Gefühl für Finnlands Unabhängigkeit, sondern zugleich der 
Gedanke, daß Schwedens Verteidigung im Falle eines künftigen Krieges 
in schr hohem Maße erschwert würde, wenn Finnland schon vorher in 
sowjetrussische Hand gefallen wäre. 
Die neutralistische oder, wie in polemischer Absicht oft gesagt wird, 


isolationistische Argumentation ist im großen ganzen kaum von Defai- 


tisraus gefärbt. Man geht davon aus, daß Schweden sich gegen Angriffe 
verteidigen soll, und in Wirklichkeit denkt man dabei natürlich nur an 
Angriffe von sowjetrussischer Seite. Alle demokratischen Parteien sind - 
sich darüber einig, daß die Verteidigung stark gehalten werden muß, 
und in der Praxis ist diese Verteidigung unvergleichlich stärker als je- 
mals zuvor in Friedenszeiten. Es muß auch noch einmal unterstrichen 
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allgemeiner Art: es ist für den Weltfrieden gefährlich, wenn die Staaten 
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daß die Neutralitätsanhänger in der Regel davon ausgehen, daß 
en ideologisch zum Westen gehört, und mehr oder weniger klar 


denkbar ist. Eine ‘andere Linie verfolgen natürlich die Kommunisten 


Gruppe, die ihre Befürworter besonders in einigen sozialdemokratischen 
Intellektuellen hat und die geneigt ist, Ost und West. als gleichwertigan- 
zusehen und jeden Gedanken an ein politisches, Engagement in irgend- 

einer Lage von sich weist. _ = 
Nachdem der Atlantikpakt feste Gestalt angenommen und zu einer 


hat, ergaben sich für die Befürwortung der Allianzfreiheit gewisse ver- 


 tikpakt einen Schutz auch für Schweden bedeutet oder in jedem Fall be- 
deuten wird, und gelegentlich begegnet man auch der Meinung, daß 


' andeuten, daß ein Krieg gegen den Westen unter gar keinen Umständen 


und eine Gruppe von Anhängern des „dritten Standpunktes“, einer 


Stärkung der amerikanischen und europäischen Verteidigung geführt I: 


W änderte Gesichtspunkte. Auf der einen Seite wird erklärt, daß der Atlan- 


Schweden vielleicht ‘doch dem Pakt beitreten könnte, wenn dessen G- 
“ rantien wirklich zufriedenstellend geworden sind. Allerdings sagt man 


auch, daß der Atlantikpakt den USA außerordentlich starken Einfluß 
auf Westeuropa gibt und daß die an die Mitgliedstaaten gestellten An- 

“ forderungen auf Wehrpflicht und Aufrüstung außerordenlich belastend 
sind. 

Die Fürsprecher eines Anschlusses an den Pakt betonen vor allen Din- 
gen, daß das Zusammenhalten und die Zusammenarbeit der Demokra- 
tien notwendige Voraussetzungen sind, um die sowjetische Aggression 
wirksam aufzuhalten. Wenn eine gemeinsame Verteidigung von genü-. 
gender Stärke zustande kommt, dann wird ein sowjetrussischer Angriff 
von vornherein aussichtslos erscheinen, und man kann schon aus diesem 
Grunde mit der Wahrung des Friedens rechnen. Damit dieser demokra- 
tische Zusammenschluß stark genug wird, müssen alle Staaten daran 
teilnehmen. Aber ein Beitritt zum Pakt wird auch von Schwedens be- 
sonderen Interessen gefordert: es besteht die Gefahr, daß Schweden Ge- 
genstand eines isolierten Angriffs von sowjetrussicher Seite wird, so- 
lange es nicht die Garantie einer Hilfe des Westens hinter sich hat. Eine 

. erhöhte Kriegsgefahr wird durch den Beitritt zum Pakt nicht entstehen, 
; "heißt es weiter, denn es ist undenkbar, daß Schweden mit seiner ausge- 
setzten Lage und angesichts des Umstandes, daß Dänemark und Nor- 

‚wegen dem Atlantikpakt angehören, im Falle eines großen Krieges neu- 

tral verbleiben könnte. Nur falls Schweden sich am Pakt beteiligt, kann 

eine westliche Hilfe an Schweden wirksam vorbereitet werden. Falls die 

Hilfe nicht vorbereitet ist, steht zu befürchten, daß sie gerade aus dem 

' Grunde ausbleibt, daß sie nicht effektiv und rechtzeitig genug gewährt 
werden kann. 

Diese Gesichtspunkte werden durch die Behauptung ergänzt, daß 
Schweden niemals in dem Sinne neutral sein könne, daß es bereit wäre, 
gegen eine der beiden Mächtegruppen, die den Konflikt austragen, Krieg 
zu führen. Unter keinen Umständen kann Schweden bei einer kriegeri- 
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schen han der reine auf die ORT. Seite nen dena“, 
Sowjetrußlands Sieg würde bedeuten, das wissen die Schweden, Kr 
unsere Selbständigkeit und unsere Demokratie vernichtet werden ‚wür- 
den. Dies ist in der Sowjetunion durchaus bekannt, und damit ist klar 
erwiesen, daß die schwedische Allianzlosigkeit die sowjetrussische Poli- 
tik nicht nennenswert beeinflussen kann; Sowjetrußland muß in Schwe- 
den einen möglichen Gegner sehen und wird in Übereinstimmung mit 
. dieser Erkenntnis handeln. 

Das finnische Argument für die Notwendigkeit der Wahrung dei 
Neutralität wird’ nicht anerkannt. Dieses Argument führt in seiner 
Konsequenz dazu, daß Schweden die erforderlichen militärischen Vor- 
bereitungen in der vagen Hoffnung, dadurch Finnland zu helfen, unter- 


lassen würde. Aber nicht einmal das Hauptmotiv dieser Argumentation 


läßt sich aufrechterhalten. Es kann angenommen werden, daß Sowjet- 
rußland bei der herrschenden angespannten Lage Finnland nicht zu be- 
setzen wagt, es sei denn, daß es ohnehin bereit wäre, einen allgemeinen 
Krieg zu beginnen, und dann wäre ja auch das Argument wertlos. Es’ 
wäre auch durchaus denkbar, daß Schweden durch einen Beitritt zum 
Atlantikpakt die Stellung und Haltung des Westens so verstärken würde, 
daß auch Finnland in Wirklichkeit unter dem amerikanischen Regen- 
 schirm Platz fände. 

- Die Kritiker der offiziellen Politik betonen, daß Schweden im Falle 
eines allgemeinen Kriegs, in den nach aller Wahrscheinlichkeit das Land 
hicht sofort hineingezosen würde, "unter Umständen in eine äußerst 


schwierige Lage geraten kann. Sowjetrußland würde dann Dänemark 


und Norwegen angreifen, und man müßte damit rechnen, daß Däne- 
mark und der nördliche Teil Norwegens binnen kurzem in sowjetische 
Hände fallen würden. Zur völligen Eroberung Norwegens würde die 
Sowjetunion indessen Truppen durch Schweden senden müssen, und es 
wäre bei der Lage der Dinge anzunehmen, daß Forderungen auf Tran-_ 
sitierung von Finnland nach Norwegen durch Schweden-erhoben würden. 
Die Voraussetzungen für eine erfolgreiche Verteidigung Schwedens wür- 
den dann aber weit schlechter sein, als wenn Schweden von Anfang an 


am Kriege teilgenommen hätte; von gewisser Seite sind sogar Befürch-, ’ 
tungen ausgesprochen worden, daß die schwedische Regierung in einer 
Sölehen Zwangslage die sowjetischen Forderungen nicht abweisen würde, 


Ne 


Zu den Gesichtspunkten, die nach dieser Richtung hin vorgebracht 


"werden, gehört auch das starke Bedauern darüber, daß Skandinavien 2 


durch die schwedische Neutralitätspolitik zersplitiert wird. 


Eine Auseinandersetzung größeren Ausmaßes hierüber hat zwischen 


‘Schweden auf der einen und Norwegen und Dänemark auf der anderen . 
Seite indessen nicht stattgefunden. Besonders auf offizieller Seite unter- 


streicht man nachdrücklich, daß man die Politik des anderen respektiert NR 


und daß die Verschiedenheit der Außenpolitik das gute Einvernehmen 
zwischen den skandinavischen Völkern nicht beeinträchtigen darf. 
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ew ird die Neutralitätspolitik. a alt A eütecheiße n. = 
die Stellungnahme dafür bei den beiden Parteien, welche 
_ die im Herbst gebildete Regierungskoalition ausmachen: den Sozialde- N 
mokraten und dem Bauernverband. Auch die Rechte und die Volkspar- EN 
tei stehen auf dem gleichen Standpunkt, aber aus ihrer Mitte sind doch 
kritische Stimmen laut geworden gegen die von der Regierung in einzel- 
‚nen Fragen betriebene Politik, die als allzu doktrinär neutral bezeichnet 
N be urde. Nur einige wenige Abgeordnete, darunter auch ein paar Sozial- 
'.demokraten, haben sich für einen Beitritt zum Atlantikpakt ausgespro- 
"hen. Von der Presse i ist die Kritik gegen die Neutralitätspolitik und die 
Forderung nach Beitritt zum Atlantikpakt von einigen Organen der 
x Nalkspartei erhoben worden, unter ihnen der größten Zeitung des Lan- 
‘des, „Dagens Nyheter“, sowie von „Göteborgs Handel- och Sjöfarts- 
 Tidning“ "und „Expressen“. Eine Untersuchung der öffentlichen Meinung, _ 
im Jahre 1949 deutete darauf hin, daß fast jeder zweite demokratische 
_ Schwede, der sich ein Bild von der Lage machen konnte, den Beitritt zum . 
wi Pakt befürwortete, aber schon im Jahre darauf war diese Gruppe nicht ; 
unerheblich kleiner geworden. REN R, 
Die Gegner der Neutralitätspolitik betonen einerseits, daß ein Yen SE ER 
spruch zwischen Regierung und Volksmeinung insofern besteht, als inner-. 
halb der Bevölkerung der Wunsch nach einer veränderten Außenpolitk 
stärker ist als innerhalb des Reichstages, und zum andern, daß EN, 
' Reichstagsdebatten kein zuverlässiges Bild der Stimmung geben. Alle‘ ® 
Parkeion. sind nämlich, so sagt man, bange davor, daß die traditionellen Ne 
 Innerpolitischen Gegensätze in den Hintergrund gedrängt werden und 
daß die außenpolitischen Fragen sozusagen aen parteipolitischen Appa- 
D, rat sprengen. Man verweist ‚die öffentliche Meinung, vermeidet aber 
* eine Debatte und ist in Wirklichkeit zufrieden mit einer Gleichgültigkeit, 
die als Einverständnis gedeutet werden kann. Wenn die Parteien ihre 
Haltung ändern würden, wäre es ihnen daher ein leichtes, die öffentliche 
aleinung für sich zu gewinnen. Die Anhänger. des Atlantikpaktes kla- 
. gen überhaupt Reichstag und Regierung an, ehe einer offenen Erör- 
ae terung der Probleme aus dem Wege gehen. 
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Im ae der durch die Allianzfreiheit gegebenen Verhälnisserha 

“ben sich im Laufe der letzten Jahre bei mehrfachen Gelegenheiten Gegen- 

 sätzlichkeiten zwischen den politischen Parteien ergeben. Die Regierung, 
die früher sozialdemokratisch war und seit Oktober 1951 auf Sozial- 

» demokratie und Bauernverband basiert, hat vor den Vereinten Nationen , 
bei verschiedenen Gelegenheiten ihr Abrückeh von allen Blockbildungen 
zum Ausdruck gebracht. So weigerte sich die schwedische Regierung im 

u SRrühjahr 1951; für die Resolution zu stimmen, die China als Angreifer 

 brandmarkte — "obgleich Mitglieder der Regierung ausdrücklich erklärten, 
daß China in Wirklichkeit Her Angreifer war — und ebenso unterließ 

Schweden es, für Sanktionen gegen China zu stimmen, obwohl in der 
Praxis ein Export von Kriegsmaterial von Schweden nach China Sag N 0, u 
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nicht vorkommt. In diesen Fällen ist die Regierung von le 


itenden Reprä 
sentanten der Rechten und der Volkspartei kritisiert word 


en. Ferner h 


‚man kritisiert, daß Schweden, obgleich der Acheson-Plan vom Oktober 
1950 genehmigt worden war, keine Vorbereitungen getroffen hatte, den 
"Vereinten Nationen besondere militärische Verbände zur Verfügung zu 


stellen. Die Vertreter der beiden Oppositionsparteien haben auch in ver- 
schiedenen Zusammenhängen hervorgehoben, daß die Allianzfreiheit 
eine begrenzte Zusammenarbeit mit Norwegen und Dänemark in Ver- 
teidigungsfragen nicht hindern dürfe. Kürzlich hat der Führer der Rech- 
ten darauf gedrungen, daß Schweden mit Dänemark über die Möglich- 


keiten einer gemeinsamen Verteidigung Bornholms Verhandlungen auf- 


nehmen solle. In Regierungskreisen neigt man dazu, in aller Kritik und 
in allen Vorschlägen für eine gemeinsame skandinavische Verteidigung 


Tendenzen zur Aufgabe der allianzfreien Politik zu sehen und somit in 


. verschiedenen Situationen das Neutralitätsprinzip als Waffe gegen alle 
Gegner zu benutzen. 


' Während der letzten Monate hat die Debatte sehr an Lebhaftigkeit 
verloren. Der Ursachen sind mehrere. Eine Art Gleichgewicht herrscht 
‘zwischen Ost und West, und irgendwelche Zeichen, die auf eine unmittel- 
bare Kriegsgefahr deuten, sind nicht vorhanden, der Krieg in Korea ist 

zum Stillstand gekommen. Hinzu kommt, daß es Wahljahr ist; die Op- 


position möchte nicht die Richtung innerhalb des Regierungsblocks her- 


ausfordern, die gern das Wort „Kriegshetze“ für ihre Wahlagitation ver- 
wenden würde, wenn auch nur Modifikationen in der allianzfreien Poli- 
' tik angedeutet werden. Aber abgesehen hiervon lassen sich keinerlei 
Tendenzen zur Aufgabe der schwedischen Neutralitätspolitik feststellen. 
Nur gewichtige Veränderungen der internationalen Lage würden viel- 


leicht eine Überprüfung der Stellung Schwedens und einen Beitritt zur. 
‚Verteidigungsorganisation der Demokratien zur Folge haben können. 


Der Krieg hat alles, was vorher war, zu einem Paradies umgemalt, auch das 
Dümmste, auch das Entbehrlichste, Hermann Hesse, „Klingsors letzter Sommer“ 
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Neutralität als Utopie und als 
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"Mit dem Begriff der Neutralität verbindet sich ein Unterton des Po- 
sitiven, der sich stimmungsmäßig’ ausbreitet und von vornherein ein 
günstiges Vorurteil schafft: ist denn nicht der Neutrale zugleih dr 
 Unparteiische, der Friedliebende; müssen wir in seiner Gestalt nicht 
das erfreuliche, grundsätzlich unbezweifelbare Gegenstück erblicken 


wollen zu dem modernen Schreckgespenst, dem Aggtesor?_ 
Solche, sagen wir es ruhig, „naiven“ Einstellungen erklären sich nicht 
genügend aus der Verlockung, die auch heute und gerade heute Neu- 
tralität als Parole und politische Möglichkeit ausübt, Wir haben hier 
wie auch sonst nicht en den Fall, daß Stimmungen und Gefühle 
weiter wirken, obwohl die zugeordneten Glaubenshaltungen wie die 
_ ihnen zugepaßten Institutionen längst historisch geworden sind, Wie 
so häufig, sind sie der abbauenden, desintegrierenden Wucht des neu- 
N zeitlichen Säkularisierungsprozesses zum Opfer gefallen und lassen ih 
nicht nach Willkür und Entschluß einfachhin ins Leben zurükrufen, 
"Die Lebensräume aller früheren Kulturen enthielten Bereiche, in de 
_ keine Gewalt einzudringen wagte, Sie waren nicht heilig im ethischen 
Sinne (sanctus); sie waren aber sakral (sacer) im Gegensatz zu profan. 
Sie schenkten ihren Bewohnern volle Sicherheit und darüber ein privi- 
legiertes Dasein, das sie z.B. vor der Verpflichtung aktiver Teilnahme 
am Kriegsdienst schützte; sie schenkten dem Flüchtling, ja dem Ver- 
 brecher ein lange. hochgeachtetes Asylrecht; sie disqualifizierten jeden, 
der die heilige Zone verletzte, nach Maßen, die ihn weit unter die 
schlimmsten Übeltäter versetzten, als einen Frevler gegen die Götter, 
Zur Zeit der Olympischen Spiele ruhten in Griechenland die Waflen; 
aus dem Kriegsfeind wurde ein Neutraler, der unbehindert durch das 
‚Gebiet des Feindes zu den Wettkämpfen pilgern durfte. / 
"Wir brauchen uns nur an die weltweite Empörung zu erinnern, di 
im Jahre 1914 der (aus technischen Notwendigkeiten militärischer Tak- 
2 tik begründete) Einmarsch der Deutschen in Belgien auslöste, um zu 
"spüren, daß noch damals eine Verletzung der Neutralität die Tiefen- 
°  zome menschlichen Erlebens verletzte: nicht jener bloße Ärger, jene 
i starke aber oberflächliche Wut wurden wach, die uns bewegen, wenn be- 
" rechtigte Interessen geschädigt werden — nein, ein eigentliches Ärgernis 
flammte auf, auch bei solchen, die gar nicht unmittelbar betroffen 
waren. Eine Theorie der politischen Imponderabilien hätte allen Grund, 
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en wi kick) Unterschied. von Rebe gt Kreernn: Een zu an E 
‚achten. Abgesunkenes Kulturgut lebt meist noch lange weiter als offen 7 
20. .Tage: hiegendes Brauchtum und Ethos einer sozialen Unterschicht; A 
es kann aber auch in oberen Schichten mächtig bleiben, dann aber als 
vorbewußte Geformtheit und Traditionsgebundenheit der Tiefenper-,..2 
son, diese dabei verstanden als der endothyme Lebensgrund, EN: 
| Diese unsere Überlegungen haben eine nicht geringe praktische Be- 
deutung. Sie erweisen, daß alle Versuche, den Stil“der Neutralität als 
- staatsrechtliche Lösung für die politische Form Deutschlands vorzu- 
schlagen, allein schon von solchen geschichtlichen Vorprägungen her 
„eine sozialpsychologisch nicht gering zu bewertende Eindruckskraft be- 
sitzen werden. Die bloße Möglichkeit, eine Parole wirksam einzusetzen, 
darf aber noch nicht als Rechtfertigung angesehen werden; ein Augen- 
. blickserfolg entscheidet nicht über das höhere geschichtlich-politische 
‚ Recht einer Konzeption. Eine gute Parole ist allzuoft nichts anderes als 
eine gefährliche Versuchung und ein Irrlicht. Und heute ist Neutra- 
lität, jedenfalls für Deutschland nichts anderes als eine Versuchung, als 
eine "Hinlenkung auf den Weg einer politischen Utopie. Sie bier 
nerlei echte Sicherheit. Neutralität ist in der gegenwärtigen Stunde der 
Geschichte nicht mehr als eine Konvention. Ich möchte nicht mißver- 
' standen werden: sie.ist schon mehr als ein „Fetzen Papier“. Im Gegen- 
satz zu alten Zeiten fehlt aber völkerrechtlichen Abmachungen die 
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. sakrale Weihe; sie formulieren politische Tatsachen und sind deshalb 


völlig abhängig von Beharren oder Umbruch im Kräftefeld mact- 
mäßiger Spannungen, innerhalb deren Neutralität konstituiert werden 
müßte. Soll und darf das so sein und bleiben? Ich bin der letzte, der 
in dieser Entwicklung nicht einen tragischen Abbau und einen bitteren 
Verlust an humaner Substanz sehen wollte. Eine ganz andere Frage ist * 
aber die nach den Tatsachen. Und hier ist als „factum brutum“ festzu- 
stellen, daß in unserem Jahrhundert eine rein positivistische Rechtsauf- 
fassung auch die Politik beherrscht hat. Vor allem gilt für diese Zusam- 
menhänge die Gesetzlichkeit der „Grenzmoral“, wonach jedes Unter- 
bieten im Ethos einen „Irend“ nach unten auslöst, eine Lawine des 
Bösen in Gang setzt, von der gerade auch der Gütwillige Rus 
wird — bei Strafe des Untergangs‘) 

Sollen wir nun alle Hoffnungen aufgeben, daß es einmal besser wer- 
. den könnte, hat es überhaupt keinen Sinn, daß sich die Rechtswissen- 
schaft zunehmend auf ideale Zusammenhänge besinnt? Die Soziologie _ 
tröstet und entmutigt uns zugleich: Gedankliche Umbrüche brauchen 
Zeit, um sich durchzusetzen. Sie wirken kaum jemals in die unmittelbare 
Gegenwart so hinein, daß Massen bewegt würden, daß die Tagespoli- 
tik von ihnen ergriffen und geformt würde. Sie brauchen als Zwischen- 
‚glied den Einsatz schöpferischer Minderheiten; und meist in der dritten 
Generation treten sie in den Kampf, nunmehr in Massen verleibliht 


a Werner 'Schöllgen; „Grenzmoral. Soziale Krisis und neuer Aufbau.“ 1946. vn 
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1 Mäche geworden; re ul rs u Lehrstück‘ 
des Zarathustra‘ „Die: stillste Stunde“ hat Nietzsche mit scherischer 
Kraft und soziologisch durchaus zu Recht die Paradoxie entfaltet, ‚daß 
der einsame Denker und Prophet, gerade jener, der berufen ist, eine 
neue Zukunft zu gestalten, mit der Not lastender Einsamkeit zu ringen 
‚hat. Ihm wird die tröstende Antwort: „Der Tau fällt auf das Gras, 
‚wenn die Nacht am verschwiegensten ist... . Und ich antwortete: ‚Mir 
fehlt des Löwen Stimme zum Befehlen.‘ Da sprach es wieder wie ein 
. Flüstern zu mir: ‚Die stillsten Worte sind es, welche den Sturm brin- 
gen. Gedanken, die mit, Taubenfüßen kommen, lenken die Welt. O Za-. 
 rathustra, du sollst gehen als ein Schatten dessen, was kommen muß: 
"so wirst du befehlen und befehlend vorangehen. ‘“ Wenn wir:aus sol- 
. chem Verständnis an unser Problem treten, dann spüren wir, daß Denker 
"nicht Utopisten heißen dürfen, die Gültigkeiten begrübeln und in die 
- Zukunft hinausbauen; wohl aber verdienen Wortführer der Tagespoli- 
" tik diesen verwerfenden Namen, die nicht in und aus der Gegenwart 
leben wollen, die Pläne entwerfen, denen der geschichtliche Augenblick 
keine realen Mächte als Streitmacht zur Verfügung stellt. Warum z. B. 
ist Belgien in diesem Kriege zum zweiten Male überrannt worden? 
Gefährliche Fernbatterien waren durch planmäßige Besetzung gewisser 
Kraftwerke plötzlich ohne Strom und auf diese Weise gelähmt: vor 
‚allem hielten die mächtigen Maasbefestigungen nicht, was von ihnen 
- erhofft wurde. Die Schweiz war vom gleichen Schicksal bedroht. Sie 
behielt ihre Freiheit, weil dem Vernehmen nach Hitler dem Ultimatum 
begegnete, im- Augenblick des Einmarsches seiner Truppen würde der 
 Gotthard-Tunnel gesprengt. Das bedeutete für das verbündete Italien 
Mussolinis den Verlust einer unersetzlichen Verkehrsverbindung.  / 

Es sind also einzig die Realfaktoren der Geschichte, die in unseren 
Tagen darüber entschieden haben, ob neutrale Staaten ihre Unabhän- 
© gigkeit behielten. Ist auch die Sehnsucht nach gültigem Recht mächtig 
im Wachsen, sind auch die Gedanken der besten Juristen dem Neubau 
eines innerlich fundierten Völkerrechtes mit heißem Eifer zugewandt - 

noch sind solche Bauten eines neuen Rechtes Same einer besseren Zu- 

kunft, noch ist. „Nacht“ für den echten .Rechtsgedanken - hoffentlich 
die fruchtbare Nacht, die dem Wachsen den fruchtbaren Tau schenkt. 
f Ethik, insbesondere Sozialethik, ist eine ernsthafte Angelegenheit. 

Sie hat es nicht mit Wünschen und utopischen Träumen zu tun. Sie. 

‚fragt nach dem Tunsollen nicht weniger als nach abstrakten Gültig- 

keiten; sie fühlt sich verantwortlich, alle Möglichkeiten zu der Reali- 
sierung des Guten auszunutzen. Sie darf sich nicht beirren lassen durch 

- romantische Sehnsüchte, die am Möglichen vorbeigehen und ein ideales 
" Traumland suchen. Das Mögliche ist immer das Meiste! Alle sinnvolle 
Ethik ist zugleich immer Verantwortungsethik.?) 


I 
r 


| 2) Den Standpunkt der Verantwortungsethik begründet meine Auseinandersetzung 
“ mit dem utopistischen Pazifismus: „Ohne mich! Ohne uns? Recht und 'Grenzen des 
 Pazifismus. 1951, ä 
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"Noch ist aber unsere Stellungnahme viel zu va ;e. Bisher konı ten wi 
zeigen, daß uralte tradierte Stimmungswerte die-Parole der Neutrali- 
sierung in eine günstige Atmosphäre zu setzen vermögen, mußten dabei 
zugleich feststellen, daß die Realitäten des geschichtlichen Augenblicks, 
wenn wir sie rational werten, all solche Stimmungen als glückliche ! 
Selbsttäuschungen entlarven, bestenfalls als verfrühende Zugriffe auf 
eine hoffentlich bessere Zukunft — nicht nur der politischen Welt, son- 
dern vor allem der Welt des Rechtes selber. ER 

. Wir kommen einen Schritt weiter, wenn wir die Haltung der Neu- 
tralisten, wie überhaupt aller utopistischen Pazifisten, als „Moralismus“ 
diagnostizieren. Während die Politiker und Völkerrechtler alle Mühe 
darauf verwenden, die Idee der Neutralität umzuprägen in die gang- 
bare Münze von greifbaren Bestimmungen; Satzungen zu entwerfen, 
die sich mit Begriffen wie Blockade, Kontrebande, Prisenrecht, Unpar- 
teilichkeit der Presse im neutralen Land, Handel mit Waffen und 
kriegswichtigen Rohstoffen usw. befassen, fordert die bei uns gängige 
Neutralisationspropaganda aus dem Recht auf individuelle und freie 
‚ moralische Selbstentscheidung die Neutralität mit einem Inhalt, der 
über das Schlagwort: „Ohne mich!“ kaum hinausgeht. Wobei wir frei- 
lich Fürsprecher dieser Forderung anerkennen wollen, die diese Parole 
des „Ohne mich!“ auf hoher sittlicher Stufe formulieren und die sich 
deutlich von jenen anderen unterscheiden, die man mit dem bloßen 
Hinweis bekehren kann, das Davonlaufen nach vorne sei in einem 
eventuellen nächsten Kriege besonders anzuraten, da es der Soldat 
(verglichen etwa mit der Not der immer wieder überwalzten Zivilbe- 
völkerung in Korea) immerhin besser habe. Er wird versorgt; erwirdbei 
taktischen wie strategischen Rückzügen mitgenommen; sein Wohl wird 
ernstlich bedacht und geplant. Die Menge dieser innerlich labilen Pro- 
testler scheint mir erschreckend hoch zu sein! 

'Ernste Ethik, will sie nicht mit ihrem gefährlichsten Gegner, eben 
dem „Moralismus“ verwechselt werden, der sie immer wieder in den 
Augen so vieler Menschen des praktischen Lebens lächerlich macht, die 
an sich für sachliche Argumente wie für soziale Gesichtspunkte durh- 
aus ansprechbar sind, muß klar umreißen können, wie sie sich von die- 
sem Zerrbild unterscheiden will. Ohne allgemeine Erwägungen kom- 
men wir nun freilich nicht weiter. Sie bringen uns aber den Gewinn, 
daß sie uns ein selbständiges Urteil zu allen Parolen gestatten, die zur 
Zeit die politische Atmosphäre stürmisch bewegen. 

Die moderne Ontologie (Nicolai Hartmann) hat die Vielschichtig- 
keit des Wirklichen, insbesondere der Menschenwelt aufgewiesen. Es 
gibt nicht nur unterschiedlich nebeneinander befindliche Dinge: Häuser, _ 
Pflanzen, Berge usw.; weit wichtiger ist, daß die Wirklichkeit unter- 
schiedene Arten von Wirklichkeit aufweist, die jeweils völlig anders 
gearteten Gesetzlichkeiten unterliegen. Die Sprache ist in dieser Frage 
ein guter Lehrer. In dem Worte wirklich steckt der Kern: wirken. In 
der Tat, was wirkt, ist wirklich. Wirken, sogar in weltgeschichtlichem 
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'störungen, die Deutschland betroffen haben, blieben diesem glücklichen 
Land erspart, i 
Es ist daher immer zu fragen, i in welcher Schicht irgendein Problem 
anzusetzen ist, und weiter: in welche anderen Schichten dieses Problem: 
ausstrahlt. Als „naiv“ erscheint dann immer solcher Standpunkt, wo 
der Beurteiler die alleinige Gültigkeit der in seiner Interessenperspek- 
tive vorherrschenden Kategorie voraussetzt. Etwa der sog. Materialis- . 
mus der Techniker, die sich rational nur die Gesetzlichkeiten materiel- 
len Seins gegenständlich machen können, aber, wenn sie ihren Zeichen- 
tisch verlassen haben, in der Form praktischen Umgangs psychische 
Realitäten, die sie eben zu leugnen entschlossen waren, sehr respektvoll 
beachten, etwa die schlechte Laune der Hausangestellten oder den Zorn 
“ der Gattin. Ä 
Keineswegs immer naiv ist dagegen die lebensfremde und lebens- 
feindliche Haltung des Utopisten. Wenn er an Geschichte und Men- 
 schenwelt. nur die Idealfaktoren: Ideen, Planungen, Werte, Proteste, 
Entrüstungen, ernst zu nehmen sich entschlossen zeigt, so verbirgt sich 
sehr häufig hinter solchem Ideologentum ein geheimer Machtwille. Der 
Utopismus ist eigentlich die Haus- und Magenphilosophie der Gruppe _ 
der Intellektuellen. Sie scheiden sich in zwei Gruppen. Die Intellektua- 
listen unter ihnen berauschen sich an der kalten ‚es-haften Schönheit 
‘von Programmen, Plänen und wohldurchdachten Entwürfen. Sie ver- 
. ‚raten ihre Einseitigkeit in ‚dem beliebten Satz: „Dieses Programm ist 
eine Tat!“ Niemals ist ein Programm selber eine Tat. Weil die Mn- 
 schenwelt keineswegs eine Art von völlig plastischem Modellierton dar- 
stellt, widerstandsfrei und ohne eigene Struktur, deshalb fordert die 
echte Tat, die kein bloß geschäftiges Getue sein darf, ein Bedenken von 
vorgegebenen Tatsachen: geschichtlicher Strukturen, soziologischer Ge- 
setzlichkeiten usw. Die zweite Gruppe sind Willensnaturen; sie sind 
‘ Prophet und Messias, wie etwa Karl Marx. Ihnen wird jeder Gedanke 
zur Anklage und zur Wafie, Jeder Hinweis auf die Grenzen des Mög- 
lichen erscheint ihnen als Feigheit, als Fluchtversuc, als Verrat. Sie 
‚sind häufig irgendwie Getriebene, die von überwertigen Ideen leben, 
oder Menschen, die ein bitteres Trauma nicht überwinden können, 
dieses vielmehr zum Angelpunkt ihres Lebens machen - wie etwa Lenin. 
die Hinrichtung seines geliebten älteren Bruders durch die zaristische 
Polizei als Quellpunkt seiner revolutionären Arbeit durchlebte, die ihn 
das Bürgertum als Schicht der Mitschuldigen vernichten, die "Arbeiter 
als die einzigen Bundesgenossen über jedes Maß idealisieren ließ. Er 
verdeckte seine moralische Entrüstung durch die Ideologie des Marxis- 
mus. Andere wissen schärfer und besser in sich hineinzusehen: sie er- 
- blicken unmittelbar ihr Wollen als die wirkende Kraft. Ihr „Moralis- 
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et llnicher immer andere Kräfte zen sie allen a Recht Kr. 
frage und fordern, daß alle anderen Wirklichkeiten, alle untergeistigen 
Mächte des Lebens sich gehorsam fügen: ohne Widerstand, ohne Eigen- 
. gesetzlichkeit, ohne Recht und ohne Gewicht. Ansonsten erfolgt der 
- Bannfluch; wer nicht folgt, gilt als Ketzer und Bösewicht! $ 
Jedem solchen, gerade auch diesem moralistischen Monismus sollte 
mit grundsätzlichem Mißtrauen begegnet werden. Normalerweise gel- 
ten bei allen Problemen, bei denen Menschliches grundlegend betrof- 
fen wird, also auch bei allen Fragen der Politik, pluralistische Lösun- 
gen. Max Weber hat 1919 in einem Vortrag von seherischer Größe zu 
den Freistudenten von Heidelberg über „Politik als Beruf“ gesprochen." 
Er, der weitblickende Soziologe, hat damals bereits Unheil vorausge- 
sagt. Er hat den begeisterten Studenten, die sich „im Rausch der Revo- 
lution“ befanden, vorausgesagt, daß alle ihre Pläne scheitern müßten. 
Könnte er sie in zehn Jahren noch einmal sprechen, so sei nichts von 
ihren Wünschen mehr übrig. Und warum diese düstere Prophetie? Weil 
diese Studenten einer utopistischen Gesinnungsethik anhingen, weil sie 
glaubten, es genüge, schöne Pläne zu machen: je großartiger, desto bes- 
ser; weil sie es unterließen, sich aus echter Verantwortung auf das kon- 
 kret Sinnvolle und Notwendige zu besinnen, weil sie, um mit seinem 
Wort es auszudrücken, es ablehnen. Sch im Sehne echter „Verantwor- 
tunesethik“ zu orientieren. x 
_ Wer das will, muß fragen, was wirklich die Geschichte bewegt, muß 
bereit sein, als Antwort auf die Frage nach den bewegenden Geschichts- 
faktoren eine pluralistische Antwort anzunehmen, die sich unschwer 
' beweisen läßt und die so ungern angenommen wird, weil jeder nach 
Typus, nach Beruf, nach Interessen bestimmte Wünsche hat, die er ab- 
solut setzt, weil er Mächte verehrt, die ihm imponieren und die er als, 
 Götzenbilder auftürmen und in die Mitte der Welt als ihren Tempel 
setzen möchte. 2 
Wie vielfältig allerdings die Antwort lauten muß, mag Max Scheler 
uns lehren, der das Verdienst hat, eine weitgespannte pluralistische 
Theorie der Geschichtsfaktoren formuliert zu haben. Er sieht im Spiel 
‚zuerst die „Idealfaktoren“: Planungen, völkerrechtliche Möglichkeiten 
(wie eben die Möglichkeit der Neutralisation), Sozialtheorien, Verfas- _ 
‚sungsideale usw. Aber diese Idealfaktoren bieten nur Möglichkeiten, 
"die ernstlich eingeschränkt und bedroht werden durch die „Realfak- 
# toren“, die selber wieder in drei Gruppen auftreten: die Realitäten des 
' ökonomischen ‚Bereichs (die der Marxismus monistisch überbewertet); 
‚die Realitäten des biologischen Bereichs: Volkszahl, Reichtum an Bega- 
bungen, die Fortpflanzungsquote usw.; schließlich die Realitäten des 
politischen Bereichs, angefangen von den geopolitischen Vorteilen oder 
Nachteilen der geographischen Lage eines politischen Gebildes bis hin) 4 
zur inneren Mächtigkeit und Gesundheit des politischen Aufbaues, in- 
besondere der führenden Elite. Schließlich greift noch ein als „Realiz ; 
sationsfaktor“ die Entscheidungsmacht menschlicher Persönlichkeiten 
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. es nicht vollenden können. Oder welcher König, der auszieht, um mit 
einem anderen König Krieg zu führen, setzt sich nicht zuerst hin und 


, mit ih a ck sl ie ie sittliche Ense 


& dungswillen. zum Guten oder zum Bösen. 


Der einseitige Monismus des „Moralismus“ N alles; an der Gel & 
schichte diesem Willen aufbürden. Er übersieht, daß die gesetzlichen 
Zusammenhänge der Realfaktoren die Entscheidungsmöglichkeiten des 
politischen Wollens einengen und einspannen auf ein: Wenn-Dann. 
Die Realfaktoren bedeuten nie ein Müssen, einen absoluten Zwang; 
mindestens lassen sie die Möglichkeit eines bejahten freiwilligen Unter- 
 liegens, eines Martyriums offen, das man natürlich nicht als dienormale,_ 
‚eigentlich immer verpflichtende Alternative (gleichwertig mit positiven BR 
Möglichkeiten) in die Wahl bringen darf. Gegenüber gewissen ideologi- 
"schen Verstiegenheiten ist es erlösend zu beachten, mit welchem schlich- 
ten Realismus die Gleichnisse des Evangeliums an die Bedingungszu- FE 
sammenhänge der Wirklichkeit anknüpfen; wie etwa auf die Selbstver- 
ständlichkeit, daß innere Gespaltenheit notwendig zum Zusammern- 
bruch führt (Math. 12, 25-29) oder der Hinweis auf Realfaktoren‘i ii u 
politischen Raum: „Denn wer von euch, der einen Turm bauen will, 
N setzt sich nicht zuerst hin und berechnet die Kosten, ob er die Mittel 
' hat zur Ausführung, damit nicht, wenn er den Grund gelegt..hatı und. ı "228 
dann nicht zu vollenden vermag, alle, die es sehen, anfangen über hin 
zu spotten, indem sie sagen, dieser Mann hat angefangen zu bauen und 


überlegt, ob er imstande ist, mit zehntausend Mann dem entgegenzu- 
‚treten, der mit zwanzigtausend gegen ihn anmarschiert. Wenn nicht#so 


schickt er, während jener noch fern ist, eine Gesandtschaft an ihn und Me. 
"bittet um Frieden.“ (Luk. 14, 28-33.) Diesen Realimus der Güter- und! i' Mi 
Chancenbewertung sollen die Jünger auf die Fragen des Gottesrihes 
anwenden, gewissermaßen als die Stilform ihres Überlegens. Erbittere, 72 9 


‘ werden natürlich die ‚Anhänger gewisser theologischer Richtungen ein-" 
wenden, daß eben mit dieser Übertragung der ganze Hinweis seinen 
"Sinn verliere. Es sei eben die „Klugheit der Kinder dieser Welt“, die 
de völlig äußerliche Parallele diene. Dieser Einwand gilt aber" nur 


AA 
dann, wenn das Evangelium gänzlich vom Ethos des Alten Testaments, - © 


seinem Mutterboden, abgelöst wird, wenn alle immanente Sanktian, ; an 
der Gedanke der Schöpfungsordnung, alle Ethik der Weisheitsbüher 

"außer Kraft gesetzt und die Botschaft Jesu rein eschatologisch gedeutet \ j 
wird, als Nah-Erwartung endzeitlichen Geschehens. 
\ Ungeduldig wird vielleicht mancher Leser fragen wollen, was diese 
ausholenden Betrachtüingen mit dem so konkreten und gegenwärtigen 
Thema zu tun haben. Wir alle wissen, daß es eben vor allem bestimmte 
"Gruppen von Theologen sind, die einen utopistischen Moralismus ver- 
treten und aus ihm einen ebenso utopistischen Pazifismus wie Neutra- 
!ismus nicht nur faktisch ableiten, sondern auch ableiten müssen. 

Gegen die Ideologie solcher Utopisten erheben freilich größere, wenn 


auch nicht so laute und propagandakräftige Gruppen ihre Stimme, die 
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deshalb nicht so nachhalig durchschlägt, Be bei ihnen achhre 


denes Denken zu Wort kommen darf und dazu zwingt, mit kuns 


vollen und sorgfältig abschattierenden Überlegungen Vorschläge zu‘ 
bringen, die nun keine große weltanschauliche Strategie bringen wollen, 


sondern Taktik als die Tagesarbeit einer Politik, die sich verantwort- 


lich weiß für den Kairos, für solche Möglichkeiten des Friedens und 


menschlichen Glücks: die Gott den Menschen. schenkt, als eine Auffor- 
derung, sie zu werten und dankbar zu nützen. Nunmehr sind wir im 
Klima einer völlig anderen Lebensform, eines anderen Ethos. Auch seine 
Gründe und Ratschläge müssen wir hören, wenn sie sich für eine Neu- 
tralisierung aussprechen. 
Gegenüber der starren Blickrichtung der Pazifisten auf die isolierte 
Frage nach der Vermeidung des Krieges schauen die Anhänger dieser 
zweiten Richtung weiter und tiefer. Während der moderne Pazifismus 
weithin von der Lebensphilosophie bestimmt ist und das bloße Am- 
Leben-Bleiben für das höchste Gut ausgeben muß (soweit eben nicht, 
wie bereits ausgeführt, bestimmte Theologoumena führend sind), haben 
die Anhänger der zweiten Gruppen ein moderneres und vertieftes Men- 
schenbild. Im Sinne der modernen Anthropologie, die sich aus Beiträgen 
von Dilthey über Bergson, Max Scheler bis zu Arnold Gehlen aufbaut, 
finden sie die auszeichnende Wesensart des Menschen geprägt in dem 
geschichtlichen Charakter seiner Existenz. Der Mensch ist so sehr das 


„geschichtliche“ Wesen in einem prägnanten Sinn, daß sich ein Sprach- 


gebrauch gebildet und aus wohlverständlichen Gründen durchgesetzt hat, 
der die geschichtlichen Formkräfte eines kulturell geformten Menschen- 


© tums seine „Substanz“ nennt. Im Gegensatz zu früheren Anschauungen. 


wissen wir heute, daß bei der Deutung des Menschen gerade nicht die 
mehr dauerhaften Komponenten seines Seins auch die bedeutsameren 
‚sind: nicht das Knochengerüst des Skeletts ist wichtiger als die Weich- 
teile, insbesondere das Gehirn und das Nervensystem; und analog ist 


der vorfindbare biologische Tatbestand vitalen Existierens keineswegs - 


wichtiger als die veränderliche und am meisten verletzliche geschicht- 
‘liche Substanz. Karl Jaspers hat diesen Tatbestand einmal wirksam 


sverdeutlicht am Schicksal der Taubstummen. Früher, ehe noch eine Zei- 
 chensprache erfunden war, die ihnen die Kommunikation zu der mit- 


menschlichen Welt und ihren geistigen Gehalten öffnete, lebten noch so 
begabte Taubstumme auf einem fast tierischen Niveau, ähnlich wie 
Idioten, die zwar die Organe der Verständigung besitzen, aber aus 
Mängeln der Begabung von ihnen keinen Gebrauch machen. 

Wird nun den Menschen eines Kulturkreises ihre geistige Substanz 
völlig zertrümmert, so werden sie als Menschen gemordet, auch wenn 
man sie physisch leben läßt und etwa als Arbeitskräfte ihre Muskeln 
‘in den Dienst irgendeiner Sklavenarbeit stellen läßt. Ein solches Schick- 
sal bedroht uns offensichtlich. Hatte Peter der Große mit roher Ge- 
walt das Tor zum Westen aufgestoßen, so hat der Bolschewismus es. 
von neuem verriegelt und dem asiatischen Stil eines impersonalisti- 
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tigt durchaus nach der Meinung: dee reiten ee den Versuch, 
einen Schutzwall auch dann‘. aufzubauen, wenn er ein gewisses. Risiko 
n auslöst, etwa wider Willen provozierend wirken könnte. Ein solches 
Risiko kann man mit bequemen und billigen Gründen bekämpfen. 
. Es genügt bereit das Wort des Alten Testamentes: „Besser ein EBEN 
Hund als ein toter Löwe!“ (Pred. 9,4.) 

Zugleich aber kann nicht stark genug betont werden, daß die Gefain & % 
“der Aggression nicht beim Westen liegt, sondern in jener eigentümlichen 
' Zwangsneurose, die den Bolschewismus wie eine erbliche Belastung 
‚ständig bedrückt und quält. Was Lenin damals tat, kann mit Fug und 
Recht als der Sündenfall des Marxismus bezeichnet werden. Auch Marx 
vertrat einen geschichtsphilosophischen Monismus: in seinem System. der 
ökonomischen Geschichtsbetrachtung war nur der Bereich der Wirtschaft 
“ substanzbildend und im eigentlichen Sinne kausal. Die Produktionsver- 
hältnisse sind demnach der eigentliche Akteur auf der Bühne der Welt 

geschichte. Der Marxismus beanspruchte ja nur deshalb, die „wissen- 
schaftliche“ Form des Sozialismus zu sein, weil er glauben konnte, aus. 
diesem Ansatz eine zwar dialektische, aber gleichwohl eindeutige und 
" zwangsläufige’ Evolution ableiten zu können. Für den „orthodoxen“ 
Marxisten Kam infolgedessen. alles Beh. an, sein Bewußtsein (rein 
passiv) für diese Entwicklung offen zu halten, sich führen zu lassen 
', und im Augenblick der Reife der Entwicklung - in bloßer Hilfestel- 
Jung - zu übernehmen, was die geschichtliche Entwicklung der Produk- 
tionsverhältnisse (in sich und aus sich selber) bereits erzwang. Er liqui- 
diert nur die Konkursmasse des polar entgegengesetzten Wirtschafts- 
systems, das an sich selber zu Grunde gehen mußte und ins 
'umschlug. 

Was ist aber damals in Rußland geschehen? Die Armee befand sich $ 
in voller Auflösung, die sozialrevolutionäre Partei, als Organ der gro- ; 
ßen, nunmehr bewaffneten und gedrillten Bauernmassen, machte Revo- je : 
 Jution — oder, besser gesagt, stiftete eine. Revolte an von solchem Aus- 
maß, daß das Zarenreich zusammenbrach. Einen positiven Aufban 
brachten sie nicht recht zustande. In dieser Stunde erwies sich der 
Machtwille eines genialen Politikers, eben Lenins, als fähig, die sozial- 
- revolutionären Führer zu überspielen und die Leitung des wilden Ge- 
 schehens an sich zu reißen. All das hat mit Marxismus nicht die Spur 
' zu tun; Rußland war ein vorkapitalistisches Land: von irgendeinem 
Grade des Reifseins für den marxistischen Sozialismus konnte keine 
Rede sein. Zufällig war aber dieses politische Genie Lenin ein dogma- 
tisch gebundener, orthodoxer Marxist. Das System forderte zurückzu- 
treten, den Sozialismus auf jene unabsehbare Zukunft zu verschieben, 
wenn Rußland erst die Stadien der Industrialisierung und des Kapita- 
lismus als notwendige und vorangehende Thesen zum Sozialismus 
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_ durchgemacht hätte. Der Machtwille Lenins und sein ganz privater Haß 
‚gegen den Zarismus waren stärker als seine Überzeugung; er erlag der 


Entwicklung stehe die klassenlose Gesellschaft und mit ihr das Aufhören 
des unbarmherzigen Spiels der Dialektik, innerhalb dessen es immer 


Klasse, die der „Manager“, entstanden, die Marx in ihren Möglichkeiten 
übersehen hat, weil er, als wirtschaftsfremder Theoretiker und zugleich 
Jurist von Herkunft, wie gebannt nur auf den Rechtstitel des Eigen- 


können sie es nur mit schlechtem Gewissen und voller Schuldkomplexe 
“sein. Sie müssen leben in einer Atmosphäre innerer Zerspaltung und des | 
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Versuchung der Macht. Er und seine Nachfolger stehen nun unter dm 
neurotischen Zwang, die Wirklichkeit ihren abstrakten Schemata nach- 
träglich, künstlich und mit Gewalt anzupassen. Ketzer und Saboteure 
müssen ausgerottet werden, weil das System es befiehlt. N 
Noch größer ist eine neue Angst! Alle Marxisten, die streng evolutio- 


nistisch denken, erfreuen sich an dem schönen Traum, am Ende dieser 


auch heißen muß: „Siehe, die Füße derer, die ihn begraben haben, stehen 


vor der Türe und werden auch dich heraustragen“ (Ap. 5,9). Wie, wenn 
. die Dialektik sich betrügen ließ und eine Revolution ohne sie und gegen 
“sie durchzuführen war, wenn sie nur künstlich nachgeholt wurde, wenn 
‚sie so schwach und besiegbar ist — ja, können dann nicht neue Entwick- 


lungen alles über den Haufen werfen? Gibt es nicht neue Formen der 
Dialektik? Wir wissen, wie sehr solche Befürchtungen sich in Rußland 
über alles Maß bewahrheitet haben. Längst ist eine neue herrschende 


'tumsbesitzes hinschaute, ohne eigentumsfreie Verfügungsgewalt sowohl 


überhaupt zu bemerken wie zu bewerten. 


"Soweit die Russen überhaupt noch Marxisten sind und sein wollen, — 


Mißtrauens gegenüber jedem, der nicht die für den Augenblick radikalste 
These vertritt. Überkompensation ist immer die Folge innerer Schwäche 


der Haltung. Nichts aber disponiert mehr zum Angriff’als innere Un- 


sicherheit und die aus ihr erwachsene Angst. Welch ein Unterschied zu | 
der fast naiven und kindhaften Selbstsicherheit, die uns in Europa so 
sehr am Amerikaner auffällt und die ihn dazu führte, mit der Geste 


völliger Selbstverständlichkeit nach dem letzten Kriege aufs gründlichste 
"abzurüsten! 


"Wir kommen zu einem höchst wichtigen Ergebnis: wenn gewisse Stim- 
men sich gegen eine europäische Aufrüstung mit dzm Argument wenden, \ 
Amerika werde hierdurch zu einem Präventivkrieg angereizt, aber ds 
friedliche und mit seinem inneren Aufbau genügend beschäftigte Sowjet- _ 


. rußland werde unnötig gereizt, so stellt diese Argumentation die Dinge 


auf den Kopf. 
Aha, werden nun die grundsätzlichen Gegner einer gesamteuropäi- 
schen Verteidigungsarmee sagen: schon wieder jemand, der den Mut ver- 
liert und den Frieden preisgibt! Gegen diese Unterstellung kann ich mich 
mit guten Gründen wehren. Die ökonomische Geschichtsbetrachtung ist 


- durchaus nicht völlig sinnlos. Die Wirtschaft ist besonders geschichts- 


mächtig wegen ihres elementaren Charakters. Sie ist der Politik vor- 
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Tom Ich bin nun der Meinung, daß die gesellschaftlichen ie de 
uf, en ‚arbeitsteiligen Wirtschaft so durchschlagend sind und erst, 
recht sein werden, daß sie auch so anscheinend gegensätzliche und feind 
liche Systeme wie die des Westens und des Ostens in eine konvergente 
Entwicklung hineinzwingen. Diese zwangsmäßig erfolgende gesell- 
„schaftliche Annäherung halte ich für so fundamental, daß ein Krieg sich 
einfach nicht lohnt. Im Laufe von Jahrzehnten werden sich die tatsäch 
lichen Gegensätze so abschleifen, daß zum Schluß nur noch die kon- 
‚kreten Machtinteressen der beiderseitigen Führungsschichten (als Streit _ 
um die besten Positionen) übrigbleiben. Aber auch diese Gefahr sollte 
man nicht überschätzen. Es liegt im-Wesen der modernen arbeitsteiligen 
x Wirtschaft, daß sie auf Massenproduktion eingestellt ist und me. 
dessen auf die Dauer sich immer mehr auf die Be Masse des Volkes 
als den einzigen lohnenden Kunden einstellen wird und muß. Sie er-.. 
zwingt eine gesellschaftliche Nivellierung von unten her, vom Wirt- 
ageklichen: die Führungsschichten von einer Abgehobenheit wie in frü un 
. heren herrschaflsständischen Zeiten nicht mehr möglich ‚sein läßt. Die 
Interessen, Wünsche und Bedürfnisse der Massen lassen sich ‚aber leicht 
. auf einen gemeinsamen Nenner bringen, zumal sie, was kulturelle Sub- i) 
* “ stanz. ‚angeht, mit leichtestem Gepäck zufrieden sind. 
ES Die Soziologie soll nicht zum „Soziologismus“ entarten. Sie Aare a 
"sollte weit mehr als bisher ihre ebenso warnende wie in unserem Falle 
“tröstende und aufmunternde Funktion verteidigen, auf Tatsachen auf- 
- merksam’ zu machen, die als solche das Gewissen und die Ethik nicht 
- direkt angehen, aber Veen den Rang des „ethisch Bedentsamen? 


ex besitzen. 
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- Man hat mich gebeten, ein paar Gedanken über den von mir mit einem 
Fragezeichen versehenen und in der Tat höchst problematischen Begriff 
‚zu äußern. Die das ominöse Wort umlagernden Fragen sind ohne Zweifel 
‚so dringlich und so ernst, daß die Verweigerung einer Stellungnahme auf 
den Verweigerer zurückfallen müßte. — Wie er heut unter uns umgeht, ist 
‘der an sich dehnbare Begriff ein eminent olitischer; woraufhin ich aller- 

de versucht wäre, mich für unzuständig zu erklären, da ich mich zu 

' keiner Zeit meines Lebens auf die Bahnen der eigentlichen politischen 
_ Praxis oder Theorie vorgewagt habe. - Trotzdem muß ich, wenn ich der 
- Sache auf den Grund gehe, mich nolens volens als Politiker erkennen. Das 
- griechische Wort bedeutet nichts weiter als „Bürger“; Stadtbürger oder 
Staatsbürger, das kommt aufs gleiche hinaus. | 

‚Es ist kaum nötig, die einschlägigen Folgerungen ausführlich zu ent- 


wickeln. Schon indem wir Steuern zahlen, bekennen wir uns als’Staats- 


her sehürige und geben damit zu, daß wir zu dem Gemeinwesen, von dem 
wir uns auf Grund eines geregelten Rechtszustandes schröpfen lassen, in 
. einem Verhältnis stehen, das grundsätzlich ein vierfaches wäre, nämlich 
eines der Pflichtleistung und des mit ihr verbundenen Anspruchs, und das 
‚nicht nur von uns aus, sondern auch von seiten der Gemeinschaft. In ihm 


sind wir zweifelsohne als Personen, sei es männlichen, sei es weiblichen 


‚Geschlechts, angesprochen und nicht als Sachen: Neutra. - Einen Ge- 
brauchsgegenstand, der seinen Zweck nicht erfüllt, oder den ich habe ver- 
kommen lassen, kann ich ebensowenig zur Verantwortung ziehen wie er 
mich; der Staat hingegen wird den Steuerverweigerer strafen, der Polites 


sich gegen die Politeia, die ihm das Aquivalent seiner Leistung verküm-. 
©.» mert, zur Wehr setzen. Inhaftierung und Vermögenskonfiskation auf der 


"einen, Revolution auf der andern Seite sind die extremsten Bestätigungen 


für Le worum es sich hier handelt, und so weist auch die zwischen N rl 


Zwei Außersten allenfalls zu durchmusternde Skala der Maßnahmen und 
" Gegenmaßnahmen auf ein Verhältnis persönlicher Entscheidungen pro 
"und contra, das ein „ne utrum“ in keinem Fall zuläßt. Daß auch der, 
‚dessen Einkommen der Besteuerung nicht mehr unterliegt, grundsätzlich 
an diesem Verhältnis der Leistung und Gegenleistung teilnimmt, sei vor- 
sichtshalber angemerkt. 

Man mag den Rückgriff auf eine triviale Selbstverständlichkeit selber 


trivial nennen; er hat den Vorteil der Evidenz. Um die Jahrhundertwende 


‚ist mir der Träger eines großen vaterländischen Namens begegnet, der 


seinen Wohnsitz auf einer der Kanalinseln genommen hatte, um als Erbe 
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'  stens das Risiko ihrer Missetaten. ” er 
Nach dem Gesagten wird man begreifen, daß ich auch. in meinen leicht- 


 meinschaft, innerhalb deren auch er lebte, für die von ihr verbürgten 
Sicherungen seines Daseins ebenso verpflichtet wie jeden andern. Wenn 
er behauptete, dieser Verpflichtungen enthoben zu sein, so hielt ich das 
bestenfalls für ein Jägerlatein, das mir nicht zu imponieren brauchte, 
- Für mich — und ich muß, um nicht ins Uferlose zu geraten, hier schon 
_ mit persönlichen Bekenntnissen aufwarten — gab es seit je zwei Zentren 
‚ politischer Bindung, die mir ein neutrales Verhalten unter allen ersinn- 
baren Voraussetzungen unmöglich erscheinen ließen. Zunächst den han- 
.sischen Stadtstaat, in den hinein ich geboren war, dann aber das Reich, 
das sieben Jahre vor diesem Ereignis die Deutschen unter Bismarcks Füh- 
rung gegründet und befriedet hatten, Beiden wußte ich mich, auch ab- 
gesehen von den Rechtswohltaten, die ich wie jeder andere durch sie ge- 
_ noß, auf Gedeih und Verderb verbunden, gab es doch keine Stelle, ander 
ich mir andere Eltern oder ein anderes Vaterland hätte erhandeln oder ein- 
tauschen können. — Beide Bindungen sind auch heute noch für mich maß- 
gebend und richtunggebend. Man mag mich also ruhig einen Reaktionär 
schelten, wenn ich sage, ich halte auch heute noch das kaiserliche Deutsch- 
Bo nk Jugend für ein, aufs Ganze gesehen, ehrwürdigeres und auh 
im Sinne der öffentlichen Wohlfahrt rühmenswerteres Staatsgebilde als 
die Verfassungen, unter denen wir wieder einmal den Berg vollends hin- 
 untergerutscht sind. Verbitten müßte ich mir allerdings, daß man mich 
wegen dieser monarchischen Velleitäten für einen politischen Don Quijote 
verkauft. Ich habe, seit 16 Jahren in Bayern ansässig, mich nicht etwa um 
eine Gastrolle in der neugegründeten Königspartei bemüht, befleiße mich 
_ auch.sonst in politischen Fragen der Nüchternheit, schon weil ich niemals 
‚den Traum des vollkommenen Staates geträumt und auch seine leidih- 
sten Formen immer für das gehalten habe, was der Deutsche einen Behelf, 
. der Franzose einen pis-aller nennt. 
. Übrigens hat es auch für mich einen Moment gegeben, in dem das poli- 
tische „ohne mich“ mir erschreckend nahe lag. Das war, als im Herbst 
1918 der letzte preußische König landflüchtig wurde, Ein zweites töd- 
liches Erschrecken bewirkte 14 Jahre später die Entlassung des Kanzlers 
Brüning, mit der Fritz Eberts von allen guten Geistern verlassener Nach- 
folger im entscheidenden Moment das Vakuum schuf, in dem dann als- 
bald die blutige Narrenfastnacht der Hitleriter. mit den letzten Residuen 
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unsrer ehemaligen Reputation aufräumen sollte. Beide Erlebnisse haben 
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für de Folgezeit meine nöllkische Ehchusfaanierklarkeie nachhaltig: ge- Sn 
dämpft, So ist es mir denn nicht schwergefallen, unter gegebenen Verhält- 
nissen das entsprechende Maß von Dankbarkeit aufzubringen für das, ; 
was nach allem im Namen unsres Volkes Verbrochenen ünd Erlittenen - 
uns westlichen Deutschen an geistiger und politischer BES ESNESILBENN 
teils verblieben, teils wiedergeschenkt worden ist. = 
‚Anlaß zu solch genereller Dankbarkeit hat jeder Angehörige der Ban 
‚ desrepublik, soviel er im einzelnen zu klagen und zu wünschen haben 
0. mag. Dankbarkeit aber, die sich nicht als Verpflichtung empfindet, ist 
t weder dankbar noch denkbar. Unter diesem Aspekt gewinnt das politische 
. „ohne mich“ ein besonders unerfreuliches Gesicht. Wie nahe es dem „Soll: 
ich meines Bruders Hüter sein?“ stehe) sei hier nur am Rande vermerkt. - 
000... Ich verstehe unter gewissen Voraussetzungen das leidenschaftliche „ohne 
06 mich“ der Parteigegnerschaft, die je nach Umständen auch zur Staats- 
0.0. gegnerschaft werden kann. Es steht in seinem eigenen Recht oder Unrecht, 
‚hat aber nichts zu tun mit dem stumpfen und dumpfen Nichtmitmachen- 
N eeollen, das sich gegenwärtig unter uns in das Gewand eines überlegenen 
“oder enttäuschten Skeptizismus hüllt. Zugegeben, daß Skeptizismus als 
‚ein allgemeines geistiges Verhalten die sublimierteste Form neutralen Be- 
hätrens darstellen würde; aber auch als solche hat er seit je nur taube ° 
Frucht gezeitigt. v;: 
Ich bringe ferner volles Verständnis auf für das schwer verwindbare 
Trauma, das ein Jahrzehnt politischer Lügen und Vergewaltigungen in 
vielen Gemütern, namentlich denen unsrer Jugend zurückgelassen har. i 
Trotzdem muß es diesen Heimgesuchten und Angefochtenen immer wie- . 
. der gesagt werden, daß sie'weder ihrer eigenen Menschenwürde noch dem ; 
Ernst der geschichtlichen Stunde genugtun, wenn sie sich, angewidert und 
entmutigt, wie sie mit vielem Grund sein mögen, hinter die billige Er- 
 kenntnis verschanzen, nach der „Politisch Lied ein garstig Lied“ ist. Sie 
mag recht haben, diese Erkenntnis, aber die politische Prosa und ihre For- : 
‘ derungen sind damit nicht aus der Welt geschafft; und darüber, daß die-- 
sen Forderungen unter uns ein Heut und Hier von allerdringlichster Ein- 
x  deutigkeit des Entweder - Oder innewohne, kann doch nur der Querkopf 
0. und Wirrkopf im Zweifel sein. E 
“00 Auch hinsichtlich dieser Entscheidungen braucht es nicht vieler Worte. 
2 Sie bedeuten für. uns: ohne jede Möglichkeit anderweitiger Auskunft 
er Knechtschaft oder Freiheit: den Fortbestand abendländischer Tradition 
“ oder das Verschlungenwerdenfin eine Gesellschaftsordnung, in der alsdann 
die bare Lüge nicht mehr eine hinderliche Beiftacht..des sittlichen Einver- i 
nehmens, sondern seine alleinige und allbeherrschende Grundlage sein 
wird. Entscheidung also auf Leben und Tod für jeden, der sich EN: aus 
freien Stücken selber zur massa perditionis schreiben möchte. - Das sind 
' Wahrheiten, so unwidersprechlich und leider Gottes so handgreiflich, daß 
| man sich fast schämt, sie niederzuschreiben. Aber Deutsche haben seit je 
RU dazu geneigt, von sich (und andern!) das Unmögliche zu fordern, um sich 
des Nötigen getrost zu überheben; eine wahrhaft selbstmörderische Ten- ‘ 
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denz. Darum muß es unsern Ohnemichlern in aller Freundschaft immer 
wieder nachdrücklich vorgehalten werden, wohin solche Ohne-Michelei 
angesichts der so nahen und so fürchterlichen Bedrohung sie nicht nur 
führen wird, sondern jetzt schon stellt, nämlich zu denen, von denen es 
heißt: „Weil du lau bist und weder kalt noch warm, werde ich dich aus- 
speien aus meinem Munde.“ | 


Zu den Lieblingsträumen der Schlafwandler, die nach Möglichkeit 
wachzurütteln jedermanns Pflicht ist, gehört der Gedanke einer unbewaff- 
neten Neutralität zwischen waffenstarrenden Gegnern. Ich spreche denen, 
die so träumen, reden und schreiben, nicht den guten Glauben ab, erlaube 
mir aber erhebliche Zweifel an ihrer Einsicht und ihrem praktischen Ver- 
stand. Läßt sich ein Wiesenrain zwischen zwei Bergrutschen, eine Sand- 
bank zwischen zwei aufeinanderprallenden Katarakten durch eine Neu- 
tralitätserklärung schützen? — Ich richte mein Auge auf die neutralen 
Staaten, die innerhalb unsrer Welt noch etwas zu bedeuten haben, und 
sehe sie bis an die Zähne bewaffnet: gewiß nicht aus blutdürstigem Spiel- 
trieb, sondern um bitterer Notwendigkeit willen. Unbewaffnete Neu- 
trale? Ich nenne einige Großstaaten: Andorra, Liechtenstein, San Marino, 
Monaco und schließlich Luxemburg, Restbestände eines yerwickelten Ge- 
schichtsganges, ihr wesentlichster Schutz ihre Unbedeutendheit; er kann 
jeden Augenblick versagen, ohne daß damit Umwälzendes geschehen 
würde. — Steht es so mit dem Restbestand des ehemaligen Deutschen Rei- 
ches? Steht es so auch nur mit seiner westlichen Hälfte, in der zu wohnen 
wir das unzweifelhafte Glück haben? Die Frage stellen, heißt sie beant- 
worten. - Könnte demnach angesichts der in Bälde zu treffenden Entschei- 
dungen von einer deutschen Neutralität ernsthaft die Rede sein, so könnte 
es sich nur um eine bewaffnete Neutralität nach Art der Schweizer han- 
deln, einen Status also, der den Schutzmächten gewährleisten würde, daß 
nicht sie allein für die Sicherung unsrer Grenzen zu sorgen hätten. Daß für 
eine solche Regelung aus den verschiedensten Gründen nicht die geringste 
Aussicht besteht, liegt auf der Hand. 


So bleibt dem Deutschen, der den Rest seiner ehemaligen Freiheit für 
verteidigenswert und die Haltung des Kaninchens vor der Riesenschlange 
seiner selbst und seines Volkes für unwürdig hält, nur der Weg, den eine 
voraussichtlich nicht in gleicher Gestalt wiederkehrende Nötigung und 
Möglichkeit ihm zeigt, der Weg in die westliche Völkergemeinschaft. Ich 
behaupte nicht, daß dieser Weg ein leichter sei, auch nicht, daß er un- 
bedingten Sicherheiten entgegenführen müsse, er ist ein Wagnis und darf 
nichts andres sein; aber da wir die uns umringenden Gefahren nicht mit 
einer Zauberformel zu bannen vermögen, ist er der einzige, der uns bleibt, 
wenn wir uns nicht wegwerfen wollen, bevor uns Gott selber verworfen 
hat. Wären wir von vornherein entschlossen gewesen, diesen Weg unter 
keinen Umständen zu gehen, so hätten wir die Hilfleistungen ablehnen 
müssen, die bislang vom Westen her unser Weiterbestehen mit ermöglicht 
haben. Wir haben sie angenommen, Nun ist es an uns, zu beweisen, daß 
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sie Lebendigen zugute gekommen und nicht an einen Leichnam verwandt 
sind. Die Abstimmung im Bonner Bundestag hat eine Mehrheit in deran- 
gedeuteten Richtung ergeben. Was mir — und nicht nur mir — dabei miß- 
tallen hat, ist die Vielzahl der vorweggenommenen Verwahrungen. Es 
wäre m. E. würdiger und ratsamer gewesen, wenn man sich entsprechend 
dem Tenor der Erklärung mit einem generellen Vorbehalt begnügt hätte. 
Schmerzlich bedaure ich, daß die Sozialdemokratie den schicksalsschweren 
Augenblick zu dem Schildbürgerstreich ihres sachlichen Ja und taktischen 
Nein mißbraucht hat. 

Wer gegenwärtig spricht oder schreibt wie ich, muß darauf gefaßt sein, 
als Kriegshetzer gebrandmarkt zu werden, zunächst einmal vom Osten 
her. Dort hat das der tüchtige Johannes R. Becher für meine Person be- 
reits vor zwei Jahren besorgt, um mich (nebst anderen) bald danach mit 
hektographierten Liebesbriefen und einer Sintflut belangloser Literatur 
zu überfallen. Ich bringe keinen unfreundlichen Gedanken auf für die 
Freunde, die in guter Meinung sich mit den Friedensaposteln von jenseits 
des Vorhangs zusammengesetzt haben. Die Entscheidung ist auch mir 
nicht leicht gefallen. Aber da ich aus jener östlichen Pastoralmusik mit 
großer Deutlichkeit den wölfischen Unterton heraushörte, schienen mir 
nur zwei Formen des mit soviel Beharrlichkeit angebotenen Gesprächs 
denkbar. Einmal die der Zwiesprache zwischen Wolf und Schaf am Baches- 
rand, dann aber die zwischen zwei Wölfen im Schafskleid. Letztere nach 
dem Schema: „Sie sagen Friede, und ist doch kein Friede“ ist oft genug 
die der diplomatischen Konferenzen gewesen. Dem Polites und Idiotes 
(Bürger und Privatmann), der zum Zweck der Stimmungsmache und des 
Stimmenfangs an einen ost-westlichen Gesprächstisch gelockt wird, war 
ohnehin von vornherein die Rolle des Schafes zugedacht, das sich willig 
zur Schlachtbank schleppen läßt: eine politische Parodie der Kreuznach- 
folge, der ich persönlich keinen Geschmack abgewinne. 

Der Christ, der es mit seinem’ Bekenntnis ernst meint, kann gar nicht 
anders als im Verein mit allen Menschen guten Willens den Krieg ver- 
werfen und alles an die Erhaltung des Friedens setzen, auch wenn er weiß, 
daß der ihm im Glauben verheißene Friede ein anderer sei als der zwi- 
schen politischen Kontrahenten vereinbarte. — Es ist aber keinem Men- 
schen verboten, es wird im Gegenteil von jedem gefordert, daß er sich mit 
allen Kräften Leibes und der Seele zur Wehr setze, wo offene oder heim- 
liche Nachstellung ihn und mit ihm seine Nächsten und alle, für deren 
„Wohl und Wehe er mitverantwortlich ist, nicht etwa nur in ihrem wirt- 
schaftlichen, sondern auch in ihrem religiösen, ihrem geistigen, ihrem sitt- 
a lichen Dasein bedroht. — So kann ich zwar den Christen ehren, dem sein 
Gewissen die Teilnahme selbst an einem Verteidigungskampf untersagt; 
Fa immer aber werde ich ihm entgegenhalten, daß es ein anderes sei um die 
R: persönliche Bereitschaft zum Martyrium, ein anderes um die Übernahme 

.der Verantwortung für unsägliches Elend ungezählter Landsleute. 
ss Nicht als ob ich die Vertreter des Westens, sei es in der UNO, sei es in 
x der NATO oder im Rat der Weisen, für Engel Gottes oder für unfehlbar 
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welcher Perfektionismen. Weil ich das ar or I liche % 
_ eines Gegners, der, wo es ihm nur gelingen möchte, auch dem letzten Rest 
christlicher Freiheit mit Hammer und Sichel den Garaus machen würde, A 
nicht der Lehre gehorsamen, die mir zumutet, Weisungen der Berepreiiun ; 

_ übergangslos in politische Scheidemünze umzuwechseln. 
Man sage mir nicht, ich male mit meinen Feststellungen den Teufel an 
die Wand. Er hat sich schon längst an alle verfügbaren Wände gemalt. 
Weil dem so ist, weil dem für uns Deutsche ein zweites und vielleihtlez- 
tes Mal so ist, muß ich den Stimmführern, die auch jetzt noch die Parole Be . 
_ des wehrlosen Abwartens für die einzige dem Christen gemäße ausrufen, 
mitaller Ehrerbietung aber auch mit allem Ernst ein Zwiefaches erwide lern. B 
Zunächst: Wenn das christliche Abendland von je nach ihrem „Evan- 
 gelischen Rat“ gehandelt hätte, so ergäbe sich folgende Alternative: En- 
' weder wäre die Christenheit durch den Hunnensturm, den Mongolen- 
 sturm, den Türkensturm längst hinweggefegt, oder wir alle lebten bereits 
im tausendjährigen Reich. - Auch das zweite sei gesagt und wahrhaflig 
“nicht aus leichtem Herzen: Wenn jene Freunde und Brüder die feste Ver- 
sicherung empfangen haben sollten, daß mit dem Augenblick der Über- 
- flutung unsrer Grenzen durch den Bolschewismus der jüngste Tag an- ' 
breche, so würde ich unverweilt auf ihre Seite treten. Da ich jedoch keinen 
Grund sehe, anzunehmen, Gottes Geist oder Gottes Engel habe ihnen der- 
gleichen offenbart, so gilt für mich angesichts der auf die Schrift Sen 
ten Forderung die Antwort Jesu: „Wiederum stehet auch geschrieben: Du 
sollst Gott, deinen Herrn, nicht versuchen.“ 


Was man bei einem politischen Körper Einigkeit nennt, ist eine sehr unbestimmte 
Sache: die wahre ist die harmonische Einigkeit, welche bewirkt, daß alle Teile, so 

entgegengesetzt sie auch scheinen mögen, zum allgemeinen Besten der Gesellschaft bei- 
N tragen, wie die Dissonanzen in der Musik zum Totalakkord beitragen... In der 
_ anscheinenden Einheit des asiatischen Despotismus, d.h. jeder Regierung, a nicht 
# gemäßigt ist, liegt dagegen immer ein wirklicher Zwiespalt. Der Landmann, der Krie- 
ger, der Kaufmann, der Beamte, der Edelmann sind nur dadurch verbunden, daß die 
einen die andern widerstandslos unterdrücken, und wenn man hier Einigkeit erblickt, 
so sind es nicht Bürger, die miteinander vereint sind, sondern tote Körper, die neben- 
einander begraben liegen. Montesquieu 


(Aus: Joachim Schondorff, „Französische Geisteswelt“. Darmstadt, Holle-Verlag) 
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Die hier vereinigten Aufsätze sind die stärksten Argumente gegen eine 
deutsche Neutralisierung, vor allem auch der Aufsatz von W. Bretscher, 
der sich zwar nicht unmittelbar an den deutschen Leser wendet. Denn 


es steht fest, daß eine Neutralität, die sich lediglich auf die Garantie der 


 Großmächte stützt, ihre Bedeutung in dem Augenblick verliert, in dem 


sie nicht mehr den Interessen auch nur einer dieser Großmächte ent- 
spricht. Damit wird dann die Garantie hinfällig, weil sie in dem Augen- 
blick, in dem sie zum ersten Male gebraucht wird, nutzlos wird. Die 
Garantie für die Schweizer Neutralität liegt nicht in den Abmachungen 
des Wiener Kongresses, sondern zu einem wesentlichen Teil in der geo- 


' graphischen Lage und dem Schutz der Berge, aber mehr noch in der Be- 


reitschaft und Entschlossenheit des ganzen schweizerischen Volkes, seine 
Neutralität durchzusetzen und gegen alle Angriffe mit Waffengewalt zu 
verteidigen. 

Nicht die vom Wiener Kongreß garantierte Neutralität hat die 
Schweiz vor Hitlers Invasion bewahrt, sondern neben den Warnungen 
Mussolinis vor der Sprengung der Alpentunnel und -pässe bei Verletzung 
der schweizerischen Neutralität waren es die ernsten Zweifel des deut- 
schen OKW, ob der schweizerische Widerstand überhaupt völlig ge- 
brochen werden und ob die Verteidigung ohne schwerste deutsche Ver- 
luste auch nur in das Reduit zurückgedrängt werden könnte. Also die 
Furcht vor der Entschlossenheit und Bereitschaft zum Kampf bis aufs 
letzte des schweizerischen Volkes. 

Die Schweizer wissen genau, daß der Wille zur Neutralität nur dann 
wirksam werden kann, wenn man bereit ist, die Neutralität auch durch 


 Wafftengewalt zu erzwingen. Die Schweiz ist länger als ein Jahrhundert 


vor kriegerischen Aktionen bewahrt geblieben, weil sie stark und relativ 
weit besser gerüstet war als irgendein anderes Land in Europa. Das ist 
ohne weiteres durch die Rüstungsausgaben der Schweiz von 1920 
bis 1951 zu belegen. 

Die Schweiz hat ihre erfolgreich durchgeführte bewaffnete Neutralität 
nur sich selbst zu verdanken. 

In seiner Broschüre „Schweizerische Außenpolitik in der Nachkriegs- 
zeit“ schreibt Nationalrat W. Bretscher selbst u. a.: „... die Bewahrung 
vor der Verwicklung in den Krieg, die Erhaltung ihrer Unabhängigkeit 
verdankte die Schweiz nicht dem Respekt der Kriegführenden vor den 
Rechten des neutralen Staates, keiner Haager Konvention und keinem 
andern geschriebenen Text, sondern ihrem nationalen Widerstandswillen, 
einer zur Verteidigung des Landes entschlossenen Armee und der Gunst 
des Schicksals .... Der unbedingte Widerstandswille des gesamten Volkes 
ist es, der unserer Bereitschaft zur militärischen Landesverteidigung erst 
ihren vollen Sinn und Wert gibt; dieser Widerstandswille muß selbst die 
Möglichkeiten einer militärischen Abwehr überdauern, um in jeder denk- 
baren Lage die Idee einer freien und unabhängigen Eidgenossenschaft 
lebendig zu erhalten.“ D’B® 
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